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Zu diesem Heft

ÅAuch im sozialmedizinischen und psychosozialen Spektrum

herrscht WettbewerbÑ. Diese EinschÇtzung eines Landesverbands-

GeschÇftsfàhrers der Pro Familia sollte eigentlich niemanden àber-

raschen; sie anzuerkennen, bedeutet aber fàr viele noch einen

schmerzlichen LernprozeÉ. Wettbewerb hat viele Aspekte: fach-
lich-inhaltliche, organisatorische, politische und ideologische. Alle

diese Aspekte haben zu tun mit Zugangschancen zu Finanzquellen.

Daher ist in fast allen BeitrÇgen dieser Ausgabe irgendwie auch
von Geld die Rede, in der Regel natàrlich von fehlendem. Wer nicht
zahlt, nicht genug zahlt, das sind BundeslÇnder, Regierungsbezirke,
Landkreise, StÇdte und Gemeinden. Durch was aber kann Pro Fa-
milia ihre Anspràche an das Geld des Steuerzahlers begrànden?
Traditionell betont der Verband das Öffentliche Interesse an seiner
TÇtigkeit, seinen Beitrag zu allgemeinen Wohlfahrt. Man solle ihm,
bitte, dafàr ausreichend Öffentliche Mittel zur Verfàgung stellen,
aber natàrlich unter Wahrung der Selbstbestimmung, unter Aner-
kennung der unabhÇngigen Entscheidungen durch die Mitglieder ei-

nes eingetragenen Vereins. DaÉ das bei knapper werdenden Mitteln

und vielen anderen, oft bequemeren Wettbewerbern nicht immer

gut gehen kann, liegt auf auf der Hand.

Die Anspràche an áffentlichen Mittel sind im allgemeinen soviel

wert, wie sie politische Unterstàtzung finden. Nur fàr die Kosten der

Beratung nach $218b StGB gibt es in Grenzen so etwas wie eine

rechtliche Grundlage fàr ihre Erstattung. Damit findet sich Pro Fa-

milia in der paradoxen Situation, fàr den Teil ihrer Arbeit, deren

Zwangscharakter sie abschaffen mÖchte, finanziell noch am besten

abgesichert zu sein.

Dem vielfÇltigen Gegenwind wird allerorten mit viel Aufwand an

Zeit, Energie und auch Phantasie standgehalten Ü zugleich ist es

aber nÖtig, mit Çhnlichem Aufwand neue Perspektiven zu diskutie-
ren und neue Wege zu beschreiten.

LH.

Unsere Themen 1988

Januar: Leben mit AuslÇndern

MÇrz: Pro Familia im Gegenwind

Mai: Beraten Frauen anders?

Juli: JugendsexualitÇt: Erziehung durch AIDS?

September: GestÖrte Umwelt - gestÖrte SexualitÇt

November: Ausden AnfÇngen der

Familienplanungsberatung

AdressenÇnderungen bitte mitteilen!

Von jeder Ausgabe des pro familia magazin wandern einige

hundert (!) in den ReiÉwolf der Bundespost. Der Grund: Die

Post schickt Zeitschriften nicht nach. Sie schickt lediglich den

Adressenaufkleber zuràck mit einem Hinweis auf die neue

Adresse, allzuoft auch mit dem Vermerk ÅUnbekannt verzo-

genÑ.

Eine Bitte an alle Leserinnen und Leser, vor allem die Mitglie-

der von Pro Familia: Teilen Sie Ihre AdressenÇnderung umge-

hend nicht nur Ihrem Örtlichen Verband mit, sondern auch dem

Verlag. Dann ist eine rasche ânderung der Adresse gewÇhrlei-

stet.

Die Mitteilungen von den Orts- oder LandesverbÇnden errei-

chen den Vertrieb oft mit Zeitverzug, so daÉ manche Mitglieder

mehrere Ausgaben nicht erhalten.
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CDU, CSU und FDP haben sich im Fe-

bruar und MÇrz 1987 darauf verstÇndigt, in

dieser Legislaturperiode ein Gesetz zur

ÅVerbesserung der Beratung im Rahmen

des $218 StGBÑ parlamentarisch zu verab-

schieden. Wenn auch noch kein endgàltiger

Gesetzesentwurf vorliegt, so ist doch in Um-

rissen bekannt, was hier per Gesetz geregelt

werden soll. Ziel ist, die Rechtslage zu ver-

Çndern, ohne das Strafgesetz selbst zu novel-

lieren. Oder mit den Worten des Rheini-

schen Merkur vom 20. November 1987, un-

ter der äberschrift ÅDer Massenmord im ei-

genen LandeÑ: ÅNicht der $218, sein MiÉ-

brauch muÉ beseitigt werden.Ñ

Dieser rechtspolitische Wechselbalg hat

schon jetzt fàr Pro Familia eine Reihe von

unliebsamen Auswirkungen.

Ü Wieder einmal werden KrÇfte dadurch

gebunden, daÉ der Verband sich gezwungen

sieht, gegen etwas zu kÇmpfen - auch in der

Wahrnehmung der Interessen all der betrof-

fenen Frauen (und MÇnner), die gar nicht

wissen, was auf sie zukommen soll -, statt

sich durch Verbesserung ihres Informations-

und Beratungsangebotsfàr eine weitere An-

nÇherung an das Ziel der sexuellen Selbstbe-

stimmung einsetzen zu kÖnnen.

Ü Wieder einmal scheint es unvermeid-

lich, sich in der áffentlichkeit in erster Linie

in der Auseinandersetzung um Recht und

Praxis des Schwangerschaftsabbruchs dar-

zustellen, mit der Folge, mit dieser Thema-

tik identifiziert zu werden, wÇhrend die an-

deren wichtigen Aufgaben dahinter zuràck-

treten.
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Warum Beratungsgesetz? Institutionelle

Beratung wird als ein den komplexen Struk-

turen heutiger Industriegesellschaften ange-

messenes Instrument staatlicher Kontrolle

angesehen. In dem Bereich der Reproduk-

tion, also bei der Frage nach dem GebÇren-

wollen oder -sollen, oder auch nicht, hat Öf-

fentliche Kontrolle durch Beratung Einzug

gehalten durch die Gestaltung des Straf-

rechts von 1976, das Beratung fàr einen

straffreien Schwangerschaftsabbruch zwin-

gend vorschreibt. Diese Beratung in der per-

versen Verzerrung der Zwangsberatung ist

der Gegenstand des geplanten Gesetzes.

In dieser Perversion wird Beratung zu ei-

nem totalitÇren - den ganzen Menschen ver-

einnahmenden - Instrument staatlicher

Kontrolle wie GefÇngnisse, Schulen und

Krankenanstalten. Gemeinsam ist diesen

Einrichtungen, daÉ sie die Personen, derer

sie habhaft werden kÖnnen, nach vorgege-

benen Normen verbiegen und oft genug

nicht unbeschÇdigt entlassen. Die im Straf-

gesetz angelegte Funktionszuweisung von

ÅBeratungÑ macht es notwendig, sie zu ei-

nen Instrument staatlicher Kontrolle àber

das Verhalten der und des einzelnen auszu-

gestalten, sie also tendenziell zu verstaatli-

chen. Das geplante Beratungsgesetz ist ein

wichtiger Schritt in dieser Richtung, auch

wenn aus Grànden der PraktikabilitÇt nicht-

staatliche Beratungsinstitutionen weiterhin

vorgesehen sind - allerdings auch, um den

Schein der PluralitÇt zu wahren. Sie werden

jedoch unter Kuratel gestellt, und Staatsan-

waltschaften und Gerichte scheinen sich

jetzt schon darin àben zu wollen, die rechtli-

chen SanktionsmÖglichkeiten auch anzu-

wenden und auszuschÖpfen.
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Der Versuch, mit dem Beratungsgesetz

den Zugriff des Staates auf das GebÇrverhal-

ten zu verstÇrken, stÖÉt auf vielfÇltige Kritik

(siehe die Zitate auf der nÇchsten Seite). Die

Oppositionsparteien im Bundestag lehnen

ein solches Gesetz rundheraus ab. Sie wer-

den dabei aus den Gewerkschaften unter-

stàtzt, und auch der Bundesverband der Ar-

beiterwohlfahrt hat sich eindeutig ableh-

nend geÇuÉert. Vielleicht noch wichtiger

sind die kritischen Stimmen aus den Koali-

tionsparteien, die hier insbesondere von

Frauen zu hÖren sind.

Der Bundesparteitag der FDP setzte sich

im September 1987 - in vorsichtigen Worten

zwar Ü von der Koalitionsvereinbarung ab.

Deutlicher wird die Berliner FDP-Senatorin

Cornelia Schmalz-Jacobsen, die rundheraus

empfiehlt, den Plan eines Bundesberatungs-

gesetzes zu den Akten zu legen. Sie erhÇlt

uneingeschrÇnkt Zustimmung von der

CDU-Landesministerin Birgit Breuel, wenn

diese sagt, das geplante Beratungsgesetz

kÖnne von den betroffenen Frauen nur als

Zumutung verstanden werden. Mit dieser

EinschÇtzung steht sie in der CDU nicht al-

lein, sondern dort wird dieses Vorhaben von

vielen Frauen vÖllig abgelehnt.

Von daher fragt es sich dann allerdings,

mit welcher Mehrheit denn ein Beratungs-

gesetz im Bundestag verabschiedet werden

soll. Doch scheint es voreilig, hier schon

Entwarnung anzuzeigen, denn die MÇnner

in der CDU/CSU stehen unter erheblichem

Druck, irgendetwas in Sachen Schwanger-

schaftsabbruch vorzeigen zu kÖnnen. Und

da scheint ein Beratungsgesetz, das unter-

halb der Schwelle einer formalen Straf-

rechtsÇnderung bleibt und auÉerdem nichts

kostet, gerade recht zu sein. Wenn aller-

dings die EinschÇtzung von Frau Schmalz-

Jacobsen auch fàr reaktionÇre Positionen

zutritt, niemand kÖnne im Ernst erwarten,

daÉ durch diesen Gesetz gewordenen Kom-

promiÉ auch nur irgendetwas verbessert

wird, werden sich die Scharfmacher damit

dann auch nicht zufrieden geben. Welche

WÇhlerstimmen will man denn mit einem

solchen Beratungsgesetz gewinnen?
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Der Kampf gegen die bevormundenden,

einengenden Tendenzen, die im geplanten

Beratungsgesetz zum Ausdruck kommen,

kann leicht dazu verfàhren, eine moderate

Anwendung der Rechtslage, wie sie 1976 ge-

schaffen wurde, fàr das gewànschte Ziel zu

halten.

Ein umfangreicher EntschlieÉungsantrag,

den die SPD im Juli 1986 in den Deutschen

Bundestag eingebracht hat, weist in diese

Richtung. Darin werden zahlreiche Verbes-

serungen hinsichtlich der sozialen Lage von

Frauen mit Kindern, einer Umgestaltung

der Bundesstiftung ÅMutter und KindÑ, ei-

ner Ausweitung der SexualaufklÇrung und

-erziehung und eines Ausbaus der Beratung

gefordert. Aber die Kritik an den Regelun-

gen von 1976 wird nicht aufgenommen, viel-

mehr erklÇrt: ÅDiese Gesamtkonzeption hat

sich bewÇhrt. Sie muÉ als Ganze weiter ver-

wirklicht werden.Ñ

Vergessen ist dabei, daÉ es noch 1975 eine

Mehrheit im Bundestag fàr die FristenlÖ-

sung gab, daÉ die Zwangsberatung von An-

fang an als eine Perversion des Beratungsbe-

griffs kritisiert wurde und immer noch kriti-

siert wird, daÉ auch innerhalb der SPD an

der MÖglichkeit eines Åstrafrechtlichen

Schutzes des werdenden LebensÑ mit Gràn-

den gezweifelt wird.

Sich durch ein drohendes Bundesbera-
tungsgesetz oder andere reaktionÇre MaÉ-

nahmen zur VerklÇrung einer fragwàrdigen

Rechtslage verleiten zu lassen, ist fàr uns als

politische Haltung unakzeptabel. Weshalb

denn, bitte schÖn, sollte"der Kampf gegen

Verschlechterungen nicht mit grundsÇtzlich

fortschrittlichen Positionen vereinbar sein?

Jàrgen Heinrichs
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Hier noch einmal die wichtigsten vermutlichen Auswirkungen des

Beratungsgesetzes:

Ü Der Gehalt der $$218a, 218b und 219 StGB wird erheblich ver-

Çndert, wenn auch ihr Wortlaut erhalten bleibt; insofern wird eine

VerschÇrfung der Gesetzeslage vorgenommen.

Ü Das Zugangsverfahren zu einem legalen Schwangerschaftsab-

bruch wird umfangreicher gemacht und verlÇngert. Durch die Zahl

der mindestens zu absolvierenden GÇnge und GesprÇche wird der

Zeitpunkt eines mÖglichen Eingriffs hinausgezÖgert.

Ü Automatisch ergibt sich daraus ein hÖheres Komplikations- und

Gesundheitsrisiko des Eingriffs. Bei den Frauen, die sich relativ spÇt

an einen Arzt und an eine Beratungsstelle wenden, wird illegales Ver-

halten gefÖrdert.

Ü Den Beratungsstellen wird ein ideologisch einseitiges und durch-

aus ethisch umstrittenes BeratungsverstÇndnis auferlegt, das noch ein-

mal dadurch schwieriger werden wird, daÉ Beratung und Entwick-

lung von Fàrsorge und Sozialleistung in ein und derselben Beratungs-

stelle stattfinden sollen.

Alles in allem keine erfreuliche Perspektive!

Es ist an der Zeit, daÉ wir Gewerkschafterinnen und Gewerkschaf-

ter auf der Basis unserer Beschlàsse die zwangslÇufige Verschlechte-

rung der Situation von Frauen verhindern! Es ist Zeitfàr die tatsÇchli-

che Entkriminalisierung aller Frauen durch die Herausnahme des

$218 aus dem StGB.
(Professor Britta Naumann, zweite stellvertretende Vorsitzende der GEW,

in: Frauen und Arbeit, 8/87)

Gemeinsam ist den Regelungen des geplanten Beratungsgesetzes,

daÉ das Leben von Frauen und ihre Perspektiven und der FÖtus zu

Rechtsgàtern gemacht werden, die gegeneinander aufgerechnet wer-

den, um so die staatliche Kontrolle àber die Frauen und ihre GebÇrfÇ-

higkeit zu festigen, anstatt die Verantwortlichkeit von Frauen fàr das

Leben und damit fàr die Zukunft unserer Gesellschaft zu wàrdigen.

(Stellungnahme der Arbeiterwohlfahrt, Bundesverband

Dezember 1987)

Fàr die einen ist das Beratungsgesetz viel zu wenig, fàr die anderen

ist es das kleinere äbel, ein KompromiÉ, ein liberaler dazu. Was ist

das aber fàr ein KompromiÉ, von dem niemand im Ernst erwarten

kann, daÉ auch nur irgendetwas verbessert wird. Mit mehr Terminen,

mit hÖheren Hàrden wird es nicht weniger Abbràche geben, wohl

aber hÖhere Risiken. Will man etwa andere Defizite wie Gesundheits-

gefÇhrdung, IllegalitÇt, Abtreibungstourismus offenen Auges in Kauf

nehmen? Mehr Formalisierung und grÖÉere RealitÇtsferne- kann das

wirklich ein liberaler KompromiÉ sein?

Ich meine, die Bundestagsabgeordneten wÇren gut beraten, wenn

sie ebenfalls zu dieser Meinung kÇmen und die Koalitionsvereinba-

rung zu einem Bundesberatungsgesetz vom MÇrz 1987 zu den Akten

legten.
(Cornelia Schmalz-Jacobsen

in: Die Zeit, 22. Januar 1988)

Stichwort: Beratungsgesetz

Der Referentenentwurf fàr ein Beratungsgesetz wird laut An-

kàndigung von Ministerin Rita SàÉmuth wohl zur gleichen

Zeit vorliegen, zu dem dieses Heft auf dem Weg zu den Emp-

fÇngern ist. Man wird sich auf heftige Diskussionen in den

nÇchsten Monaten einzustellen haben. Denn schon im Vorfeld

sind vor allem innerhalb der CDU und erst recht innerhalb der

CDU/FDP/CSU-Koalition Meinungsverschiedenheiten deut-

lich geworden. So hat die Frauenunion der CDU Ende Fe-

bruar den erst wenige Tage vorher von CDU-GeneralsekretÇr

GeiÉler vorgelegten Vorschlag abgelehnt, die Kosten fàr

Schwangerschaftsabbràche sollen kànftig statt von den Kran-

kenkassen vom Bund àbernommen werden.

Im Sommer soll das Beratungsgesetz im Bundestag behan-

delt werden. In die Diskussion bis dahin wird Pro Familia mit

Sicherheit stark einbezogen, gibt es doch KrÇfte in der CDU/

CSU, die mit diesem Gesetz Pro Familia treffen wollen. Diese

Ausgabe des-pro familia magazin kann dazu beitragen, die

Diskussion mit sachlichen Argumenten zu bereichern.

Die Delegierten des 38. F.D.P.-Bundesparteitages befàrchten, daÉ

das in der Koalititonsvereinbarung der Bundesregierung vom MÇrz

1987 festgelegte Vorhaben eines Gesetzentwurfes àber ÅGesetzliche

MaÉnahmen zur Verbesserung der Beratung im Rahmen des $218

StGBÑ als VerschÇrfung der Beratungs- und Meldepraxis gedeutet

werden kÖnnte. f

(BeschluÉ des 38. Ordentlichen Bundesparteitags

der Freien Demokratischen Partei, Dezember 1987)

Das geplante Beratungsgesetz zu $218 kann von den betroffenen

schwangeren Frauen nur als Zumutung verstanden werden. Es wird

die hohe Zahl derjÇhrlichen Abtreibungen nicht reduzieren kÖnnen,

sondern wir màssen umgekehrt als traurige Folge der Neuregelung

damit rechnen, daÉ die Dunkelziffern wieder wachsen, daÉ die

Frauen ins Ausland gehen oder daÉ sie sich gar in die HÇnde der sog.

ÅEngelmacherÑ begeben.

Die Gegner der heute bestehenden Regelung àbersehen, daÉ das

Problem durch Gesetze nicht zu lÖsen ist. Siemachen es sich zulleicht,

wenn sie glauben, sie màÉten nur die Bestimmungen verschÇrfen und

schon werde es auch weniger Schwangerschaftsabbràche geben.

Wenn sich eine Frau zu einem solchen Schritt entschlieÉt, dann ist dies

das Ergebnis einer ausweglosen KonfliktabwÇgung zwischen der wer-

denden Mutter und dem noch ungeborenen Leben. Hier geht es nicht

um vergleichsweise vordergràndige Fragen von Emanzipation, son-

dern um existenzielle Gewissensnotlagen. Statt einer VerschÇrfung

des $218 oder der Einfàhrung eines Beratungsgesetzes sollte unser

Engagement auf eine kinderfreundlichere Gesellschaft lenken, so daÉ

sich Frauen gar nicht erst zur Abtreibung entscheiden.

(Birgit Breuel, in: Die Zeit, 19. Februar 1988).



Elke ThoÉ

Die Pro Familia besteht seit nurmehr 35

Jahren. Als sie 1952 von engagierten Frauen

und MÇnnern gegràndet wurde, knàpfte sie

an eine Vielfalt von Bewegungen und Initia-

tiven zum Thema SexualitÇt und Familien-

planung an, die seit Ende des vorigen Jahr-

hunderts entstanden waren. Im Gegensatz

zu den fràheren Organisationen hat Pro Fa-

milia von Anbeginn an die staatliche FÖrde-

rung ihrer Arbeit angestrebt. Sie war dabei

geleitet von dem Interesse, àber ein mÖg-

lichst ausreichendes Netz von Beratungs-

stellen fàr Fragen der SexualitÇt und Fami-

lienplanung zu verfàgen. Auf dem Wege da-

hin ist Pro Familia ein Dienstleistungsbe-

trieb fàr SexualitÇt und Familienplanung ge-

worden, der jedoch zugleich in seiner Arbeit

versucht, Forderungen nach Selbsthilfe und

Selbstbestimmung gerecht zu werden.')

Es steht auÉer Frage, daÉ die heutige Ab-

hÇngigkeit der Pro Familia von staatlicher

FÖrderung maÉgeblich von ihrer Entschei-

dung, sich an einem staatlichen gesundheits-

politischen Modellprogramm zum $218

StGB zu beteiligen und die grÖÉte Anzahl

der Modellberatungsstellen zu àberneh-

men, geprÇgt ist. Erst mit dem Auslaufen

des vom Bund gefÖrderten Modellpro-

gramms im Jahr 1980 wurde der Pro Familia

das gesamte AusmaÉ ihrer AbhÇngigkeit
von staatlichen Zuwendungen deutlich. Nun

muÉten die LandesverbÇnde der Pro Fami-

lia fàr die Folgefinanzierung sorgen und fan-

den sich wieder in einem Gewirr von LÇn-

derrichtlinien und -zuwendungsbestimmun-

gen, die bis heute die Arbeit der Pro Familia

bestimmen und behindern. Allerdings

konnte, entgegen ursprànglichen Befàrch-

tungen, viele Beratungsstellen màÉten ge-

schlossen oder stark verkleinert werden, die

BeratungskapazitÇt noch erweitert werden.

ÅDabei hat die ânderung des $218 StGB der

Pro Familia nicht nur ein schwieriges und

umstrittenes neues groÉes Aufgabenfeld be-

schert, an dem der Verband bisweilen zu er-

sticken droht. Sie hat der Pro Familia auf

der anderen Seite auch eine Ausweitung der

BeratungstÇtigkeit, der Weiterbildung und

der áffentlichkeitsarbeit ermÖglicht, also

auch den Ausbau von Aufgabengebieten, die

nicht unmittelbar durch den geÇnderten $218

StGB bestimmt sindÑ.?) Gleichzeitig hat die

Ausweitung und die neue Vielfalt der Bera-

tungsangebote die Erwartungshaltung des

Klientel vergrÖÉert. Die diese Entwicklung

begleitende Professionalisierung hat wie-

derum den Anteil der ehrenamtlichen Ar-

beit zuràckgedrÇngt und die weitere Ent-

wicklung selbstbewuÉter Arbeitnehmerin-

teressen und -forderungen zur Folge gehabt.

Die Schlàsselrolle der Kommunen

Die dezentrale Organisation der Pro Fa-

milia-Arbeit entspricht der Form ihrer Fi-

nanzierung. Nahezu 70 % der Arbeit vor Ort

werden von den LÇndern und Kommunen

gefÖrdert. Ein Blick in die FÖrderrichtlinien

der LÇnder konfrontiert uns mit einer Viel-

falt von zum Teil grotesken FÖrderungsbe-

stimmungen, die bei nÇherer Analyse eines

gemeinsam haben: die Schlàsselrolle der

Kommunen hinsichtlich der FÖrderung oder

Behinderung der Pro Familia-Arbeit. Die

zehn LandesverbÇnde der Pro Familia màs-

sen sich mit zehn verschiedenen FÖrder-

richtlinien ihrer Arbeit auseinandersetzen.

Die unterschiedlichen Bedingungen und da-

mit verbundenen AbhÇngigkeiten in ihrer

Arbeit ist gemeinsamem politischen Han-

deln nicht besonders fÖrderlich.

Allen bekannten Finanzierungsvarianten

(siehe Kasten Seite 4) ist gemeinsam die

Schlàsselrolle der Kommunen. Den Kom-

munen (Landkreisen, Regierungsbezirken)

fÇllt diese Schlàsselrolle allerdings durch

Regelungen der BundeslÇnder zu. Sie ent-

scheiden daràber, ob die Pro Familia zum

Beispiel

Ü LandesfÖrderung

Pfalz);

Ü Gruppenberatung, SexualpÇdagogik und

Sexualberatung durchfàhren kann

(Nordrhein-Westfalen);

Ü nicht anerkannte Beratungsstellen àber-

haupt erÖffnet werden kÖnnen (Bayern);

Ü neue Arbeitsgebiete erschlossen werden

kÖnnen und

Ü ob in kleinen oder nicht anerkannten Be-

ratungsstellen ein Grundangebot an

Dienstleistungen zu Fragen der SexualitÇt

und Familienplanung gewÇhrleistet wer-

den kann (Hessen, Bayern, Baden-Wàrt-

temberg, Rheinland-Pfalz).

erhÇlt (Rheinland-

Die Pro Familia-Beratungsstellen sind

durchschnittlich zu 75 Prozent von Öffentli-

chen Zuwendungen abhÇngig. Die Pro Fa-

milia akzeptiert und erkÇmpft diese Form

der AbhÇngigkeit, und gleichzeitig bean-

sprucht sie UnabhÇngigkeit. Dieser Wider-

spruch ist ein Strukturmoment ihrer Arbeit.

Dort, wo InteressenidentitÇt besteht, mag

das Modell funktionieren. In Kommunen,

wo kein Konsens zu erzielen ist, werden Be-

ratungsstellen in monatelange Auseinander-

setzungen um - verglichen mit den Kosten

Çhnlicher Dienstleistungen im Gesundheits-

wesen -lÇcherliche BetrÇge (10-20000 DM)

hineingezogen. In schwierigen Kommunen
muÉ die ArbeitskapazitÇt àberwiegend fàr
AntrÇge und Verhandlungen aufgewandt

werden.

Die Auseinandersetzungen um die Pro

Familia beziehen sich vorwiegend auf die

kulturellen Orientierungen. Fàr Pro Familia

fÇngt der Schutz des Lebens bei der PrÇven-

tion an und nicht bei der Erschwerung des

Schwangerschaftsabbruchs. In der MÖglich-

keit des legalen Schwangerschaftsabbruchs

sieht sie einen begràndeten Zuwachs an Frei-

heit und Selbstbestimmung des Individuums

(Jàrgen Heinrichs). SexualaufklÇrung soll

gleichsam einen verantwortungsbewuÉten

und auch vergnàglichen Umgang mit der ei-

genen SexualitÇt ermÖglichen. Ehe und Fa-

milie sind fàr Pro Familia mÖgliche aber

nicht notwendige Lebensweisen. In Fragen

der SexualitÇt und Familienplanung tritt sie

fàr Selbstbestimmung, Toleranz, fàr Ver-

antwortungsbewuÉtsein und fàr Sinnes-

freude ein. Einen staatlichen Hàter der Mo-

ral lehnt sie ab.

In der Pro Familia-Arbeit geht es also um

wesentliche Fragen menschlicher Existenz.

In keiner Gesellschaftsformation und zu kei-

ner Zeit waren und sind diese Themen nicht

Gegenstand von Kontroversen. Der Kon-

flikt ist normaler Bestandteil der Arbeit. Fàr

Pro Familia bedeutet dies, in und mit dem

Konflikt selbstbewuÉt zu arbeiten, statt ihn

zu beklagen. DaÉ dies in dem auf Harmoni-

sierung und Zudeckung ausgerichteten Be-

reich der psychosozialen Versorgung nicht

einfach ist und hierfàr sicherlich noch FÇhig-
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ã Im folgenden sollen einige der FÖrderungsmodelle der Pro Familia-Ar-

åbeit dargestellt werden, deren Entwicklung und Ausformung in engem

. Zusammenhang mit.der ânderungdes 8218 StGB gesehen werden muÉ.

Das ÅunabhÇngigeÑ Modell
... Als einzigem Landesverbandist es der Pro Familia Bremen gelungen,

sichvon staatlichen Zuwendungen weitgehend unabhÇngig zu machen.

. Das gesamte Leistungsangebot trÇgt sich durch die Finanzierung der

. Rlienten/Klientinnen (Krankenversicherung/SozialÇmter) mit Aus-

nahme derZwangsberatung nach $218bStGB, ErstgesprÇchen, in denen

_ abgeklÇrt wird, obweitere BeratungsgesprÇche sinnvoll sind, und der áf-

. fentlichkeitsarbei.

Die Entscheidung derProFamilia Bremen,rs nen

åsche und Sterilisationen durchzufàhren, hat ihrzueinemEinkommenver-

S halfen, das sienacheigenen MaÉstÇben fàr Arbeitsgebiete {z. B, Sexual-

pÇdagogik) einsetzen kann, die,wie Erfahningen andererLandesver-

. bÇnde zeigen, keineodernur geringlàgige kommunale FÖrderung erfah-

åren. Das BremerFinanzierungsmodell hat die Arbeit derBremer Pro Fa-

milia unabhÇngiger von staatlicher Kontrolle and åpolitischen VerÇnde-
rungen gemacht.

Mit. diesem Finanzierungsmodell amdjedoch auchnenund
ZwÇnge verbunden: Wennder Klient oder die Klientin ausbleiben, wird

auch der Umsatz geringer. Durch die Abrechnung der medizinischen

neute ArztabhÇngigkeit und Repathologisierung der Familienplanung
\ gefÖrdert werden, die der von Pro Familia vertretenenee
zungÑderFamilienplanung entgegenstehen.

Das ÅKnebei ÑModell

Die Verwaltungsvorschrift zur ÅEÖrdenung sozialer BeratungstellenÑ

vom Ministerium fàr Soziales, Gesundheit und Umwelt in Rheinland-

Pfalz wird vom zustÇndigen Pro Familia-Landesverband auch ÅFÖrde-

rungzum UntergangÑ genannt. Vorausseizung fàr eine LandesfÖrderung

Teilzeitstellen. StelleninhabermuÉ anerkanntes Fachpersonal sein, wie

Diplom-Psychologe/in, Arzt/ârztin oder SozialpÇdagogefin. Der Lan-

deszuschuÉ fàr das Fachpersonal betrÇgt dann bis zu 25%. Vorausset-

zung hierfàr ist allerdings ein ÅangemessenerÑ kommmunaler ZuschuÉ.

åWeitere Bedingung ist die Einreichung eines ausgeglichenen Haushalts-

entwurfs bis zum 1. April eines laufenden Jahres unter Beifàgung einer

belàrwortenden Stellungnahme des Örtlichen Jugendamtes. Das Landes-

amt fàr Jugend und Soziales (Landesjugendamt) hingegen stellt erst zum

: 15. Oktoberdie HÖhe der finanziellen FÖrderung verbindlich fest. Diese

Verwaltungsvorschrift bedeutet, daB, wenn ein Pro Familia-Ortsverband

nichtàber Bigenmittel verfàgt, er kein Fachpersonal einstellen und somit

åauch nicht mit. einem LandeszuschuÉ rechnen kann. Ein Pra Familia-

Landesverband wie der von Rheinland-Pfalz, der keine institutionelle
å FÖrderung erhÇlt und auch keine Eigenmittel besitzt, kann wiederum

åseine OrtsverbÇnde nicht unterstàtzen, In diesem Finanzierungsmodell
adieherausragende und machtvolle Rolle der Kommunen eklatant.

ÅMehr Scheinals SeinÑ-Modell

ErgÇnzende Erlasse zu den bereits sehr engen FÖrderungsrichtlinien

des Landes Nordrhein-Westfalen haben den Handlungsspielraum der

Beratungsstellen zusÇtzlich eingeengt, áffentliche Gelder kÖnnen nicht

fàr Grappenberatung, sexualpÇdagogischeArbeit und auch nicht fàr alle

EormenderSexualberatungverwendet werden. Der LandestÖrdersatz

belÇuft>SonnrIvnzuRheinland-Pfalz (maxi-

mal 25%) liegen damit die Öffentlichen Zuwendungen erheblichhÖher

allerdings um den Preis einer mehr oder weniger ausschlieÉlichen ir

dung an die $218 SIGB-Beratung.
Die Sicherstellung der RestfinanzierungdurchkommunaleMitteli

Nordrhein-Westfalen ÇuÉerst problematisch; einzelne.Kommunen betei

ligen sich gar nicht oder nur unwesentlich an der Restfinana rung, an

Westfalen ihr gesamtes ienstleistungsangchtnzur.Anwend

kann oder nicht, ist also von erfolgreichen Verhandlungen
munen abhÇngig und daher von Ort zu Ort schr verschiede

Das ÅPro KopfÑ-Modell

Das hessische Sozialministerium macht die HÖhe der ....
fàr die BerÇtungsstellenvon der Anzahl derRatsuchendenabhÇngig.Pro

Ratsuchende/r zahlt das Sozialministeriumbiszu DM65,-- im Jahr. Diese

LÖsung deckt jedoch nicht die Unkosten der Beratungsstellen. Sie sind

alle mehr oderwenigervon zusÇtzlichenkommunalenZuschàssenabhÇn-

gig. Das ÅPro KopfÑ-Modell ermÖglicht allerdings derPro FamiliaHes

sen, ein weites Spektrum von Beratungsangeboten zu entwickeln, dadie

FÖrderung nichtan bestimmten Inhalten, sondern an der Zahl der Rats-

uchenden ausgerichtet ist. Besonders hervorgehoben sei hier.die sexnal-

pÇdagogische Arbeit der Pre Familia-Hessen, welche hinsichtlich ihres

AusmaÉes und ihrer finanziellen Absicherung beispielhaft fàr den Ge-

samtverbandist. \

Fàr kleine Beratungsstellen mit geringer Anzahl von Ratsuchenden \
wirkt sich dieses Finanzierungsmodell zum Nachteil aus.IhreAbhÇngig-

keit von kommunalen Zuwendungen verschÇrft sich eherdadurch. Das

derim Widerspruch zu der AuffassungPro Ramilia:steht, eineÜ
tische Praxis einer bedarfsderkendenvorzuziehe

Das ÅZwei-KlassenÑModelSS
Das Land BayerneenEhe-undFami-

lien- sowie Schwangerschaftsberatungsstellen =undnicht anerkÇnnfen

Beratungsstellen. Voraussetzung.fàr. die: AnerkennungalsSchwangeren-
beratungsstelle ist nebeneiner Reihe von Anforderungen an. Organisa-

tion und Kooperation mit anderen Stellen insbesondere,daÉ dort eine
hauptamtliche Fachkraft beschÇftigtwird. DiesemuÉ ÅeineAusbildung

bare AusbildungÑ - ein Psychologen-Diplom {wa gilt jedoch nicht als

vergleichbar - abgeschlossen haben undÅauf GrundmehrjÇhriger Be-
rufstÇtigkeit mit den sozialen HilfemÖglichkeiten fàrSchwangere, Famn-
lien, Màtter und Kinder vertrautÑ sein.ç) DieAnerkennungbegràndetje-
doch keinen Anspruch auf finanzielleFÖrderungdurch Land oder Kom-
munen. Dies giltim àbrigen fàr alle BundeslÇnder.DieåÖftentliche Bezu-
schussung- die in der Regel die BeschÇfti ung einer hauptamtlichen
Fachkraft als Anerkennungsvoraussetzun 1Öglicht- erfolgt auf
der Grundlage eines hypothetischen Bedarfs, \

von Einzugsbereichen definiertor

der Beratungsstellen zur Folge.
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keiten erworben werden màssen, steht au-

Ber Frage.

Folge der AbhÇngigkeit:

eine stÇndige Zitter-Partie

Die verschiedenen Finanzierungsmodelle

der Pro Familia- Arbeit haben auf die beson-

dere Rolle der Kommunen fàr die Pro Fami-

lia-Arbeit und ihrer Weiterentwicklung ver-

wiesen. Die Konsequenzen dieses Teils der

AbhÇngigkeit der Pro Familia von áffent-

lichen Mitteln sind mannigfach:

1. Die KontinuitÇt der Arbeit ist immer ge-

fÇhrdet. Viele Beratungsstellen ÅzitternÑ

jÇhrlich um den kommunalen ZuschuÉ.

2. Die jÇhrliche ÅZitter-PartieÑ bindet ei-

nen GroÉteil der ArbeitskapazitÇt der

Mitarbeiter. Die Verwaltungsarbeit

nimmt im Vergleich zur praktischen Ar-

beit einen zu groÉen Raum ein.

3. Der kommunale Teil der Zuwendung

entscheidet nicht unerheblich daràber,

welche und in welchem Umfang Bera-

tungsangebote neben der $218 StGB-Be-

ratung àberhaupt gemacht werden kÖn-

nen.

4. Innovative Beratungsarbeit ist weitge-

hend vom Wohlwollen der Kommunen

abhÇngig, wenn es nicht gelingt, vom

Bund oder Land hierfàr Modellgelder

(zeitlich befristet) zu bekommen oder

Mitarbeiter/Mitglieder diese unentgelt-

lich erbringen.

5. Die im wesentlichen Öffentliche FÖrde-

rung durch Landes- und kommunale Mit-

tel schreibt die Pro Familia als Bera-

tungsinstitution fest. WÇhrend in ihren

AnfÇngen die áffentlichkeitsarbeit (In-

formation und Sensibilisierung der Be-

vÖlkerung fàr die Idee der Familienpla-

nung) gleichbedeutend stand neben der

Beratungsarbeit und damit Mitglieder

(genauer: Laien) wie Professionelle

gleich wichtig fàr die Arbeit waren, do-

miniert heute die Beratungsarbeit. Dies

mag auch erklÇren, warum die Pro Fami-

lia heute zu einem weitgehend von den

Mitarbeitern und nicht mehr von den

Laien-Mitgliedern bestimmten Verband

geworden ist.

stattung der ArbeitsplÇtze in den Bera-

tungsstellen einerseits und die wach-

sende Profilierung der Arbeit anderer-

seits haben ein ArbeitnehmerbewuÉtsein

geschaffen, das sich entschieden von der

eher karitativen Grundhaltung der ersten

Mitarbeitergeneration unterscheidet.

Mit der zunehmenden Verarmung der

LÇnder und Kommunen hat die Angst

um den Verlust des Arbeitsplatzes ein Si-

cherheitsbewuÉtsein entstehen lassen,

das sich Ü und nicht immer gànstig - auf

die Arbeit und deren Weiterentwicklung

ausgewirkt hat. Das freie Spiel der Phan-

tasie ist einer Sorge um und der Forde-

rung nach finanzieller Absicherung gewi-

chen.

7. Zuwendungsbestimmungen wie zum Bei-

spiel die Besetzung der Beratungsstellen

mit Fachpersonal verstÇrken die Tendenz

zur Professionalisierung. Diese Tendenz

fàhrt auch dazu, daÉ sich Mitarbeiter als

Psychologen, Sozialarbeiter, ârzte oder

wer auch immer verstehen und gegenein-

ander abgrenzen, statt ihre Arbeit im

Sinne eines auf den ganzen Menschen ge-

richteten psycho-sozial orientierten Auf-

klÇrungs-, Beratungs- und Behandlungs-

konzepts zu integrieren.

Diesen aus der Öffentlichen, weitgehend

kommunalen FÖrderung resultierenden

Problemen stehen nicht unwesentliche StÇr-

ken der lokalen Verankerung der Pro Fami-

lia-Beratungsstellen gegenàber. Es ist ge-

rade die dezentrale, Kommunal organisierte

Praxis der Pro Familia, die esihr ermÖglicht,

unterschiedliche, auch lokal bedingte Inter-

essen und Bedàrfnisse verschiedener Grup-

pen in der BevÖlkerung aufzunehmen und

sie mit einem entsprechenden Angebot zu

beantworten. Da keineswegs alle Kommu-

nen prinzipiell gegen Form und Inhalt der

Pro Familia-Arbeit eingestellt sind, wirkt

die dezentrale Organisation der Pro Familia

sich auch vorteilhaft aus. Bei konservativen

Mehrheiten auf Bundesebene erlaubt sie die

Organisation von Gegenbewegung und

-praxis auf lokaler und regionaler Ebene.

Nicht unerheblich sind auch die mobilisie-

renden und aufklÇrenden Nebenwirkungen

von Auseinandersetzungen mit den Kom-

munen um die (jÇhrliche) FÖrderung. In der

Regel berichtet die lokale Presse àber die

Auseinandersetzungen. Es werden Po-

diumsveranstaltungen gemacht, und man-

cherorts entstehen spontan FÖrdervereine,

deren Mitglieder aus den verschiedenen In-

teressengruppen der BevÖlkerung kommen.

Nur wenn es gelingt, Konflikte gleichsam

partizipatorisch und damit demokratisch zu

wenden, wird Pro Familia ihren Anspruch,

gleichermaÉen Dienstleistungsbetrieb und

Teil sozialer Bewegung sein zu wollen, ein-

lÖsen kÖnnen.

AbhÇngigkeit àberwinden

ã Plurale Familienplanungsversorgung

Nicht nur die einseitige AbhÇngigkeit Pro

Familias von staatlicher FÖrderung zwingt

sie, Form und Inhalt ihrer zukànftigen Ar-

beit zu reflektieren. Gleichzeitig hat sie sich

damit auseinanderzusetzen, daÉ in den letz-

ten Jahren eine Vielfalt von Initiativen,

Gruppen und institutionellen Alternativen

in ihrem Arbeitsgebiet entstanden sind.

Daràber hinaus haben sich Einstellung und

Verhalten von Frauen und MÇnnern zu den

Diensten der Familienplanung und Gesund-

heit entschieden verÇndert. Schlàsselworte,

die diese Entwicklung beschreiben, sind:

Selbsthilfe, Selbstbestimmung, natàrliches

und gesundes Leben, KÖrperbewuÉtsein,

Entmedikalisierung der Gesundheitsdienste

und Dezentralisierung.

Diejenigen, die auf dem Gebiet der Fami-

lienplanung informieren, beraten und ver-

sorgen wollen, màssen zur Kenntnis neh-

men, daÉ die Versorgung mit Familienpla-

nungsdiensten mittlerweile von mehreren

Gruppen erbracht wird:

Ü den niedergelassenen ârzten, Kliniken,

Ambulanzen (etabliertes medizinisches

Versorgungssystem),

Ü Pro Familia und anderen Beratungsorga-

nisationen (psychosoziale Beratung mit

Elementen von Selbsthilfe),

Ü Frauengesundheitszentren (Fraueneman-

zipationsarbeit mit Hilfe alternativer Ge-

sundheitsdienste),

Ü Selbsthilfeinitiativen (institutionenunab-

hÇngige, selbstbestimmte Stàtz- und

Hilfssysteme).

Diese Stàtz- und Versorgungssysteme

koexistieren und kooperieren eher zufÇllig

und daher mangelhaft. Sie erreichen und

reagieren auf unterschiedliche Zielgruppen.

WÇhrend zum Beispiel Çltere Frauen im

Klientel der Pro Familia die Ausnahme dar-

stellen, sind sie in den gynÇkologischen

Arztpraxen hÇufig anzutreffen. Allgemein

lÇÉt sich feststellen, daÉ trotz verÇnderter

Einstellung zu den Diensten der Gesund-

heitsversorgung die Mehrheit der Frauen

und MÇnner weiterhin das etablierte, medi-

zinorientierte Familienplanungsversor-

gungssystem in Anspruch nimmt.

Welche Rolle die Pro Familia angesichts

der Vielfalt von Diensten auf ihrem Gebiet

in Zukunft àbernehmen will, ist noch un-

klar. Bisher hat sie im wesentlichen Åinstitu-

tionellÑ Ü wie im àbrigen auch die niederge-

lassenen ârzte - reagiert. Die entstandene

PluralitÇt bedeutet fàr sie eher bedrohliche

Konkurrenz als ein Ausdruck verÇnderter

Interessen und PrÇferenzen von Frauen und

MÇnnern.

Die àber das etablierte medizinische Ver-

sorgungssystem hinaus existierenden Alter-

nativen sind zunÇchst vorwiegend aus einer

Kritik an diesem entstanden. Heute stellen

sie eigenstÇndige Stàtz- und Hilfssysteme zu

Fragen der SexualitÇt und Familienplanung

dar, welche von Frauen wie auch MÇnnern

wahlweise und jeweils abhÇngig von der Le-

benssituation genutzt werden. Diese Eigen-

stÇndigkeit, einschlieÉlich der verschiede-

nen WahlmÖglichkeiten, gilt es, neu zu ak-

zeptieren. Wàrde die Pro Familia die ent-

standene und sich weiterentwickelnde Viel-

falt institutioneller und auÉerinstitutioneller

Hilfs- und Stàtzsysteme zu SexualitÇt und



Familienplanung als in seiner Gesamtheit

den verschiedenen Lebenslagen von Men-

schen gerechter werdendes Familienpla-

nungsversorgungssystem anerkennen, ergÇ-

ben sich folgende wichtige Aufgaben: die

Kooperation mit und Vermittlung zwischen

den verschiedenen Formen der Familien-

planungsversorgung sowie die áffnung der

eigener Infrastrukturen fàr Initiativen der

Selbsthilfe und deren Unterstàtzung.

@é Lebensweisen

Seit Mitte der Sechziger Jahre verzeich-

nen nahezu alle europÇischen LÇnder einen

Geburtenràckgang. Parallel hierzu haben

sich alternative Vorstellungen von Ehe und

Familie, weiblicher Lebensweise, persÖnli-

chem Wohlbefinden und Autonomie ent-

wickelt. Zahlreiche Formen des Zusammen-

lebens, wie nichtverrechtlichte Lebensge-

meinschaften, Einelternfamilien, Åfreie As-

soziationen von FamilienÑ, ÅSinglesÑ koexi-

stieren mit Ehe und Familie, deren durch-

schnittliche Dauer abnimmt und zuneh-

mend ersetzt wird von Serien von Monoga-

mien. Daràber hinaus sind Frauen und Màt-

ter heute nahezu zu 60 Prozent erwerbstÇtig.

Wie nie zuvor sind sie dem Konflikt zwi-

schen den konkurrierenden Zielvorstellun-

gen Dasein fàr andere und ein Stàck eigenes

Leben (Maria R. Rerrich) ausgesetzt.

Diese VerÇnderungen machen deutlich,

daÉ die tradierte Lebensweise Belastungen

ausgesetzt ist, die sie nicht mehr reibungslos

verkraftet. Sie verweisen auÉerdem auf ein

Bedàrfnis nach mehr Autonomie und Quali-

tÇt einer Beziehung. Sie unterstreichen, daÉ

das VerhÇltnis der Geschlechter zueinander

konfliktreicher geworden ist und daÉ

Frauen und MÇnner fàr sich Lebensweisen

ÅerfindenÑ, die sich nicht ausschlieÉlich in

der Negation von Ehe und Familie erschÖp-

fen, sondern andere Formen des Zusam-

menlebens, Fàr-Sich-Lebens und sexueller

Kultur einschlieÉen.

Fàr Pro Familia folgen daraus zahlreiche

Fragen. Ist die eher an Defiziten orientierte

Beratung noch adÇquat angesichts dieser

Entwicklung? Sind nicht angesichts wach-

senden Autonomiebedàrfnisses Informa-

tionsarbeit und SexualpÇdagogik neu gefor-

dert? Vorstellbar wÇre, daÉ Pro Familia ge-

zielt diejenigen mit Informations- und

sexualpÇdagogischen Angeboten unter-

stàtzt, die andere Formen des Zusammenle-

bens gewÇhlt haben. Damit wàrde sie sich

mit den von Menschen gewÇhlten Lebens-

formen solidarisieren, also sich fàr etwas

einsetzen, und nicht so sehr an der Verhinde-

rung von etwas Ü zum Beispiel ungeplanter

Schwangerschaften - arbeiten.

é SexualitÇt und Verhàtung

Die Verhàtungspraxis der Frauen in der

Bundesrepublik dràckt einen hohen Grad

an Rationalisierung der SexualitÇt sowie ein

starkes Interesse an der EffektivitÇt einer

Verhàtungsmethode aus. 38,4 Prozent aller

Frauen zwischen 15 und 45 Jahren verhàten

mit der Pille, 10,3 Prozent mit der Spirale

und 6,1 Prozent haben die Sterilisation ge-

wÇhlt. Das von der Pro Familia propagierte

Diaphragma (2,1%) und das Kondom

(5,9%) spielen in der Verhàtungspraxis der

BevÖlkerung eine geringe Rolle.è)

In diesem Zusammenhang sei auf eine re-

prÇsentative Umfrage der Zeitschrift BRI-

GITTE (1982) bei GynÇkologen àber ihre

Einstellung zu den verschiedenen Verhà-

tungsmethoden verwiesen: 59 Prozent lehn-

ten das Diaphragma und nur 3 Prozent die

Pille ab.

So gesehen kompensiert Pro Familia mit

ihrer Barrieremethoden-Orientierung MÇn-

gel des etablierten medizinischen Familien-

planungssystems. Dies ist auch gut so. Geht

es aber Pro Familia um mehr als Defizitaus-

gleich, nÇmlich allgemein um eine Ågesàn-

dereÑ Verhàtungsweise, màÉte sie sich ein-

mischen, und zwar einmischen in Gesund-

heitspolitik, Forschung und etablierter me-

dizinischer Familienplanungsversorgung.

Dieses wàrde ihr sicher leichter fallen, wenn

es ihr gelÇnge, Form und Inhalt einer Pro

Familia-Medizin klarer zu definieren und zu

entscheiden, ob sie sich auch zur AnwÇltin

derjenigen machen will, die ihre Dienste

nicht in Anspruch nehmen. Diesem Ziel

kann sich Pro Familia nÇhern, indem sie:

- vor Ort àber Fortbildungsangebote fàr

niedergelassene ârzte systematisch fàr

die Art und Weise der Pro Familia-Ver-

hàtungsberatung wirbt;

Ü indem sie in ihren Beratungsstellen Frage-

bÖgen auslegt, in denen sich ihr Klientel

zu Wànschen und Kritik an Verhàtungs-

mitteln anonym ÇuÉern kann;

Ü indem auf Bundesebene zusÇtzlich die

Funktion eines Clearinghouse fàr Verhà-

tungsforschung àbernommen wird, das als

Anlaufstelle fàr ForschungsvorschlÇge

von Gruppen, Initiativen und Einzelper-

sonen dienen kann.

é Staatliche FÖrderung

Pro Familias AbhÇngigkeit von staat-

licher FÖrderung wird ihr langfristig und

dauerhaft nicht ermÖglichen, beides zu sein:

qualifizierte Fachorganisation fàr Familien-

planung und soziale Bewegung fàr Sexuali-

tÇt und Familienplanung. Dem werden Ka-

pazitÇtsgrenzen, institutionelle ZwÇnge und

zunehmende staatliche Kontrolle entgegen-

stehen. Da es der Pro Familia nie um das

Monopol fàr SexualitÇts- und Familienplan-

ungsdienste gegangen ist, sollte sie im Ver-

hÇltnis zum staatlichen Zuwendungsgeber

zukànftig die Strategie des punktuellen Kon-

trakts verfolgen, um sich aus der fàr sie fol-

genschweren AbhÇngigkeit allmÇhlich zu lÖ-

sen.

Dies hieÉe, nur dann staatliche FÖrderung

fàr Beratungsdienste einzuklagen, solange

diese nicht selbstverstÇndlicher Bestandteil

allgemeiner Gesundheitsversorgung gewor-

den sind. Mit dem bewuÉt gesteuerten Ab-

bau der AbhÇngigkeit von staatlicher FÖrde-

rung kÖnnen neue FreirÇume entstehen, die

es der Pro Familia ermÖglichen werden, ihre

einseitige Festlegung der Familienplanung

auf institutionelle Beratung zu verÇndern

und dabei neuen Formen der Versorgung

Rechnung zu tragen.

Quellen:

Dieser Beitrag basiert zum Teil auf einer VerÖffent-
lichung der Autorin zum Thema ÅPro Familia: Zwischen
AbhÇngigkeit und AutonomieÑ, die bereits im Levia-
than-Sonderheft 7/1986 erschienen ist.
1) Siehe auch Symposium ÅFamilienplanung Ü uner-

wànscht? Ziel und Bedeutung der Familienplanung
heuteÑ Pro Familia-Arbeitsmaterial, Frankfurt am
Main 1979.

2) Jàrgen Heinrichs, Bericht des PrÇsidenten auf der
Mitgliederversammlung 19./20. Mai 1982 in Rum-
melsberg.

3) Zitate aus dem Artikel 12, Abs. 1, Nr. 1 des Bayeri-
schen Schwangerenberatungsgesetzes vom 5. 8. 1977,
402 und Nr. 2.2.2.1. der Bekanntmachung des Bayeri-
schen Staatsministeriums fàr Arbeit und Sozialord-
nung àber den Vollzug des Schwangerschaftsgesetzes
vom 23. 5. 1978 AMB1 11/1978, A94.
Vgl. dazu: Art. 14, Abs. 2und 2 Bay. SchBerG a.a.O.
und $1 Absatz 1 Nr. 2 der Durchfàhrungsverordnung
zum SchBerG vom 1. 9. 1978, Bay. GVB 1 21/1978,
646.
Gerd K. DÖring et al., Ergebnisse einer reprÇsentati-
ven Umfrage zum Familienplanungsverhalten in der
Bundesrepublik Deutschland. In: Geburtshilfe und
Frauenheilkunde 45, 892-897 (1986).
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Thomas Mànster

In Nàrnberg sind 1987 zwei ârzte, einer

durch das Landgericht und einer durch das

Amtsgericht, nach $218 Strafgesetzbuch

(StGB) verurteilt worden. Folge ist, daÉ in

Nàrnberg kein Arzt mehr bereit ist, Indika-

tionen zu stellen oder Abbràche vorzuneh-

men. ;

Dabei war es keineswegs selbstverstÇnd-

lich, daÉ sich viele ârzte von den Urteilen

angesprochen fàhlen wàrden, da die Ver-

fahren Ü wenigstens soweit das den Urteilen

zu entnehmen ist - ausgesprochen

Åschwarze SchafeÑ getroffen haben: Den

Frauen wurden bei der Indikationsstellung

die Indikationsgrànde durch Suggestivfra-

gen in den Mund gelegt. Obwohl der abbre-

chende Arzt in eigener Verantwortung àber

das Vorliegen der Indikationsgrànde ent-

scheiden muÉ, nahm Dr. P. in vielen FÇllen

weder die Indikationsgutachten zur Kennt-

nis, noch sprach er mit den Frauen daràber.

In anderen FÇllen war ihm bekannt, daÉ die

angegebenen Indikationsgrànde nicht

stimmten. Und dergleichen mehr. Wenn

derartiges Verhalten verurteilt wird,

brÇuchte sich die ÅnormaleÑ Praxis eigent-

lich nicht betroffen zu fàhlen und wie in

Nàrnberg reagieren.

Allerdings zielt das Nàrnberger Landge-

richt, auf dessen Urteil ich nÇher eingehen

will, gar nicht in erster Linie auf die teilweise

offenbaren GesetzesverstÖÉe durch Dr. P.,

sondern eben auf die normale Praxis des

Schwangerschaftsabbruches. Das Landge-

richt meint: ÅWeitgehend wurde die Vor-

schrift fàr die Indikation bei sonstigen Not-

lagen als eine bloÉ mehr oder weniger durch

Formalien erschwerte FristenlÖsung behan-
deltÑ. Das Verfahren gegen Dr. P. ist fàr das

Landgericht nur AnlaÉ, gegen diese Praxis

vorzugehen. Es richtet sich zum Teil aus-

dràcklich an die áffentlichkeit, etwa wenn

es allgemeine Hinweise Åzum Vorgehen ei-

nes pflichtbewuÉten ArztesÑ gibt.

Entscheidend dafàr, daÉ das Landgericht

sein Ziel tatsÇchlich erreichte, dàrfte sein,

daÉ erstmalig seit der ânderung der $$218ff

StGB die inhaltliche RechtmÇÉigkeit von

Schwangerschaftsabbràchen beurteilt

wurde, insbesondere die Frage, ob die Vor-

aussetzungen der Indikationen tatsÇchlich

vorlagen. Bislang war ein Arzt vor Strafver-

folgung sicher, wenn er formal korrekt vor-

ging, wenn er also auf Bescheinigungen, Fri-

sten etc. achtete. Nun muÉ er damit rech-

nen, daÉ seine Auffassung àber das Vorlie-

gen einer Indikation von der Strafjustiz

àberpràft wird. Darin liegt ein erhebliches

Risiko fàr ihn, da es fàr das Vorliegen einer

Indikation nicht vergleichbar eindeutige

MaÉstÇbe gibt wie fàr die formalen Voraus-

setzungen.

Weiterhin dàrfte das politische Klima

eine Rolle spielen: Es ist heute ein kaum

noch widersprochener Gemeinplatz, daÉ die

àbliche Praxis des Schwangerschaftsabbru-

ches illegal sei, daÉ die Notlagenindikation

vor allem miÉbraucht werde. Folge dieses

Klimas ist, daÉ sich wohl jeder beteiligte

Arzt von vornherein betroffen und ertappt

fàhlt.

SchlieÉlich versucht das Urteil auch selbst

nach KrÇften, zu dieser Wirkung beizutra-

gen: Einerseits setzt es die Anforderungen

an das Verhalten der ârzte und insbeson-

dere die Voraussetzung der Notlagenindika-

tion sehr hoch an, andererseits lÇÉt es im

Unklaren, wenn ein Verhalten die Grenze

zur Strafbarkeit àberschreitet. Auf diese

beiden Aspekte will ich etwas genauer ein-

gehen, bevor ich ein paar allgemeinere

äberlegungen anschlieÉe.

Zur Notlagenindikation

Die Auffassung des Landgerichtes von

der Notlagenindikation soll an zwei Beispie-

len verdeutlicht werden:

ê... Sie war damals arbeitslos und hatte

DM 18.000,Ü Schulden (Kredit fàr einen

Autokauf). Gegenàber Dr. W. berief sie

sich auÉerdem darauf, daÉ sie in nervenÇrzt-

licher Behandlung wegen schwerer Depres-

sionen sei. In Wirklichkeit handelt esÄ sich

bei ihr um eine lebhafte und lebenstàchtige,

nur etwas leichtsinnige Person; die nerven-

Çrztliche Behandlung lag bereits ein Jahr zu-

ràck. Damals hatte sie neben ihrer Arbeit

abends Theater gespielt und sich dabei àber-

nommen. Die Belastung mit Schulden be-

gràndet keine Notlage. Es war ihr in ihrer Si-

tuation auch zuzumuten, erforderlichenfalls

Sozialhilfe zu beantragen.Ñ

ÅDie damals 21 Jahre alte getrenntle-

bende (seit Februar 1986 geschiedene) NÇ-

herin S. hatte damals ein 4-jÇhriges Kind.

Die neue Schwangerschaft stammte vom

Geschlechtsverkehr mit einem der Frau

nach Namen und Anschrift nicht bekannten

Mann. Frau S. bekam von ihrem Ehemann

keinen Unterhalt und lebte von Sozialhilfe.

Nebenbei half sie abends in einer Diskothek

aus. WÇhrend dieser Zeit paÉte ihre Mutter

auf das Kind auf. Die neue Schwangerschaft

war die Folge des selbst gewÇhlten Lebens-

stiles von Frau S. Von einer Notlage kann

keine Rede sein...Ñ

Die Beispiele zeigen zunÇchst, daÉ die

Anforderungen an die Åobjektive SeiteÑ der

Notlagenindikation vom Landgericht sehr

hoch angesetzt werden. Mit wenigen Aus-

nahmen liegt es aber mit seiner Beurteilung

im Rahmen der Åherrschenden MeinungÑ,

und die setzt die Kriterien wahrscheinlich

deutlich hÖher an als die gÇngige Indika-

tionspraxis. Darauf allerdings, ob die Frau

die Schwangerschaft durch ihren Lebensstil

selbst ÅverschuldetÑ hat, kommt es auch

nach den konsersativsten Strafrechtskom-

mentatoren nicht an.

VÖllig unberàcksichtigt bleibt durch das

Landgericht aber durchgÇngig die subjek-

tive Lage der Frauen, also ihre individuellen

MÖglichkeiten, mit der Situation fertigzu-

werden. Dazu hÇtten gerade die beiden zi-

tierten FÇlle sicher AnlaÉ gegeben. An an-

derer Stelle stellt das Landgericht selbst fest,

daÉ Dr. P. Åmit seinen Eingriffen jeweils

dem drÇngenden Verlangen der Patientin

nachkam, die in vielen FÇllen ohne jedes

Gefàhl fàr das verletzte Rechtsgut war oder

etwaige Gewissensbisse fàr sich behielt und

nur den einen dringenden Wunsch hatte, die

Abtreibung mÖge vorgenommen werden.

Die Frauen ... sahen bei den Schwanger-

schaftsabbràchen in Dr. P. ihren Helfer und

Retter.Ñ Das hÇtten sie wohl kaum getan,

wenn sie ihre Situation nicht wenigstens sub-

jektiv als Notlage empfunden hÇtten.

Dieser Aspekt wurde vom Bundesge-

richtshof in seinem Urteil vom 9. 7. 1985

hervorgehoben. Dort wird ausgefàhrt: ÅIhre

wirtschaftlichen und sozialen VerhÇltnisse

mÖgen zwar fàr sich genommen die An-

nahme einer schwerwiegenden Notlage im

Sinn des $218a Abs. 2Nr. 3StGB noch nicht

gerechtfertigt haben... Jedenfalls kÖnnen

sie angesichts der physischen und psychi-

schen Situation, in der die KlÇgerin sich sei-

nerzeit befunden haben kÖnnte, die Indika-

tion im damaligen Zeitpunkt mindestens als

vertretbar erscheinen lassen.Ñ Eine sicher

begràÉenswerte Entscheidung, die auch an-



dere interessante Gesichtspunkte enthÇlt.

Aber: Es handelt sich um ein zivilrechtliches

Urteil. Es ging um eine Schadenersatzklage

wegen eines miÉglàckten Schwangerschafts-

abbruches. Das mindert zwar nicht die Qua-

litÇt der juristischen Argumente, wohl aber

seinen EinfluÉ auf die Strafsprechung. Das

Landgericht Nàrnberg hatte es offenbar

nicht mal zur Kenntnis genommen. Und in

den neueren Auflagen gÇngiger Strafrechts-

kommentare (Dreher-TrÖndle und Lack-

ner) stÖÉt es auf wenig Gegenliebe, wie auch

die Frage der subjektiven Situation der

Frauen dort mehr als stiefmàtterlich behan-

delt wird. Trotzdem macht das Urteil des

Bundesgerichtshofes etwas Hoffnung fàr die

SpielrÇume in der innerjuristischen Diskus-

sion.

Die Grenze zur Strafbarkeit

In der Frage, wann genau die Grenze zur

Strafbarkeit àberschritten wird, produziert

das Landgericht Nebel, ich unterstelle: be-

wuÉt. Ohne daÉ dies ausdràcklich im Urteil

stànde Ü sogar das Gegenteil ist der Fall Ü,

entsteht bei der Lektàre der diffus-be-

stimmte Eindruck, jeder VerstoÉ gegen die

Sorgfaltsanforderungen des Landgerichtes

lich einerseits, daÉ Dr. P. bestraft wird, an-

dererseits legt das Landgericht ausfàhrlich

dar, welche Anforderungen es an ein kor-

rektes Vorgehen stellt. Man àbersieht dabei

leicht, daÉ die Bestrafung im konkreten Fall

mit diesen Anforderungen wenig zu tun hat,

weil das Fehlverhalten von Dr. P. in vielen

FÇllen weit unterhalb des dadurch gesetzten

Limits liegt. DaÉ er sich strafbar gemacht

hat, soweit er die Indikationsgrànde vor

dem Abbruch nicht einmal zur Kenntnis ge-

nommen hat, ist rechtlich klar. Die FÇlle

aber, in denen er sich wenigstens oberflÇch-

lich mit dieser Frage beschÇftigt hat, um-

schifft das Landgericht elegant mit der allge-

meinen Feststellung, er habe sich fàr das

Vorliegen der Indikationsgrànde nicht tat-

sÇchlich interessiert. Das mag sein oder

nicht. Es wÇre aber wohl notwendig gewe-

sen, das jeweils im Einzelfall festzustellen.

Das hÇtte das Landgericht aber auch ge-

zwungen festzustellen, daÉ keineswegs je-

des Verhalten, das das Gesetz miÉbilligt,

auch strafbar ist. Denn nach $218 StGB ist

nur strafbar, wer vorsÇtzlich handelt. Um

das an einem Beispiel etwas zu verdeutli-

chen: Ein Arzt glaubt einer Schwangeren

ihre unrichtige Behauptungen, obwohl er

bei gràndlicherem Nachforschen die Un-

richtigkeit hÇtte erkennen kÖnnen. Er be-

jaht daher die Indikation und nimmt den

Abbruch vor. Wenn er nicht gerade den Ein-

druck vermittelt, er habe die Wahrheit gar

nicht wissen wollen, kann ihm vorsÇtzliches

Handeln nicht vorgeworfen werden. Er ist
nicht strafbar, obwohl der Schwanger-

schaftsabbruch objektiv gegen das Gesetz
verstoÉen hat. NÇhere Ausfàhrungen zu
diesem Punkt hÇtten aber doch mÖglicher-
weise die abschreckende Wirkung des Ur-
teils gemindert, weil sie verdeutlicht hÇtten,

daÉ der subjektiv sorgfÇltige Arzt sich in der

Regel nicht strafbar machen wird.

Noch weiter geht der Bundesgerichtshof

in dem genannten Urteil: Er gesteht den

ârzten bei der Pràfung der Indikation einen

gewissen Spielraum zu, der der gerichtlichen

Nachpràfung entzogen sein soll, und zwar

auch, um den Arzt davor zu schàtzen, Ådas

eine von ihm bejahte Indikation nachtrÇg-

lich allein aufgrund anderer Gewichtung der

maÉgebenden Faktoren (durch das Gericht)

als nicht bestehend und seine Entscheidung

letztlich als rechtswidrig bewertet werden

kÖnnteÑ. Eine sicher vernànftige äberle-

gung. Aber es ist fraglich, ob die Strafge-

richte sich dem anschlieÉen werden.

Ende des Kompromisses?

An dem fast 100-seitigen Landgerichtsur-

teil lieÉe sich noch vieles kritisieren, man-

ches diskutieren. Das soll an dieser Stelle

unterbleiben, weil es den Blick dafàr ver-

stellen kÖnnte, daÉ wichtiger als der kon-

krete Inhalt des Urteiles die Tatsache seiner

Existenz ist. Die Wirkung, die es in Nàrn-

berg gehabt hat, dàrfte kaum darauf beru-

hen, daÉ die ârzte die Belehrungen durch

das Gericht nachgelesen hÇtten, sondern

eben darauf, daÉ Kontrolle durch die Straf-

Justiz in den Bereich formal korrekten Vor-

gehens eingebrochen ist.

Im àbrigen liegt das Urteil auch in wesent-

lichen Punkten auf oder dicht bei der Linie,

die das Bundesverfassungsgericht in seinem

Urteil zur FristenlÖsung abgesteckt hat und

der die Åherrschende MeinungÑ unter den

Strafjuristen gefolgt ist. Natàrlich darf nicht

àbersehen werden, daÉ auch das Verfas-

sungsgerichtsurteil rechtlich bindend nur in-

soweit ist, als es die FristenlÖsung zum da-

maligen Zeitpunkt fàr verfassungswidrig er-

klÇrt hat; daÉ durch das zitierte Urteil des

Bundesgerichtshofes erhebliche SpielrÇume

in der Diskussion um die Auslegung der

88218 ff StGB erÖffnet werden; daÉ diese

Diskussion also gefàhrt werden kann und

muÉ. Ob allerdings ihr Ausgang eine nen-

nenswerte Verschiebung der derzeit herr-

schenden, konservativen Linie in Richtung

auf eine Liberalisierung bringt, muÉ bezwei-

felt werden.

UnabhÇngig vom Ausgang der juristi-

schen Diskussion ist aber zunÇchst damit zu

rechnen, daÉ die ârzte, sofern sie àber-

haupt noch bereit sind, Indikationen zu stel-

len oder Abbràche durchzufàhren, die An-

forderungen im Interesse ihrer eigenen

Sicherheit und zu Lasten der Frauen hoch-

schrauben und sich stÇrker auf objektive

Kriterien zuràckziehen werden.

In welchem Umfang das geschehen wird,

hÇngt sicher davon ab, ob derartige Prozesse

hÇufiger gefàhrt werden. In Bayern laufen

weitere Ermittlungsverfahren in Nàrnberg,

Augsburg und Memmingen. AnlaÉ fàr die

bisherigen Verfahren waren andere Verge-

hen, etwa bei Dr. P. ein Behandlungsfehler

mit Todesfolge, in anderen FÇllen Steuer-

hinterziehung etc. Ob in Zukunft in Bayern

VerstÖÉe gegen $218 StGB systematischer

verfolgt werden, ob mÖglicherweise auch im

àbrigen Bundesgebiet, lÇÉt sich derzeit nicht

vorhersagen.

Sollte dies allerdings der Fall sein, wàrde

das das Ende des praktisch Erreichten,

wenn auch von niemandem geliebten Kom-

promisses in der Abtreibungsfrage bedeu-

ten. Denn der bestand wohl darin, daÉ der

Schwangerschaftsabbruch mÖglich, aber

auch durch das Indikations- und Beratungs-

verfahren erheblich erschwert und kanali-

siert war. Eine weitere wesentliche Er-

schwerung des Schwangerschaftsabbruches

durch strafrechtliche VerfolgungsmaÉnah-

men hÇtte mit Sicherheit nicht dessen tat-

sÇchliche EindÇmmung, sondern die er-

neute AbdrÇngung in die IllegalitÇt und die

Zunahme des Abbruchstourismus zur

Folge. Nach Beratung ist der Abbruch im

Ausland schlieÉlich fàr die Frau bis zur 22.

Schwangerschaftswoche straflos.

Es ist auÉerdem nicht auszuschlieÉen, daÉ

eine derartige VerschÇrfung der Situation

die derzeit recht ruhige Bewegung fàr die

Abschaffung des $218 StGB wieder aktivie-

ren kÖnnte. Denn ein Grund fàr die Ruhe

war sicher, daÉ es fàr die Forderung keinen

ÅdramatischenÑ Bedarf gab, es bestand ge-

wissermaÉen keine Notlage.

Ein Angriff auf die Substanz der derzeiti-

gen Praxis des Schwangerschaftsabbruches Ü

gleichgàltig ob durch ânderungen der ge-

setzlichen Bestimmungen oder durch eine

Forcierung der strafrechtlichen Kontrolle Ü

kann zu Entwicklungen fàhren, die schwer

zu steuern sind. Ich halte es daher nicht fàr

sicher, daÉ die etwas besonneneren Abtrei-

bungsgegner daran wirklich interessiert

sind. SIT

Thomas Mànster, 34

Jahre, Rechtsanwalt,
seit 1979 (freier) Mitar-

beiter bei Pro Familia

Mànchen. Im Vor-

stand des Ortsvereins.



pfm: Vor zwei Jahren haben wir in unserer

Verbandszeitschrift versucht, den Stand der

Diskussionen und Auseinandersetzungen um

die verschiedenen Aspekte des Schwanger-

schaftsabbruchs aufzuzeigen. Was hat sich in

diesen zwei Jahren in der politischen Szene ge-

Çndert?

R. S.: Heute sind wir mehr als damals ge-

zwungen, auf Angriffe von auÉen, auf die uns

entgegengehaltenen Fragen, zu reagieren,

und zwar nicht so sehr, weil wir uns angegrif-

fen fàhlen, etwa als Beraterinnen oder Vor-

standsmitglieder, sondern weil wir konfron-

tiert sind mit Frauen, die einen Schwanger-

schaftsabbruch wànschen und die die Öffentli-

che Diskussion verinnerlicht haben. Eine Dis-

kussion, die wir vor zwei Jahren intern gefàhrt

haben àber Fragen wie: ist Abbruch TÖtung

und was sind die Grenzen der Strafbarkeit,

also Fragen, die im Verband und besonders in

Familienplanungszentren, wo Schwanger-

schaftsabbràche gemacht werden, die Grund-

lage der tÇglichen Arbeit sind, màssen wir

jetzt auch noch in die Beratung integrieren.

pfm: Welche Organisationen und politi-

schen KrÇfte sind fàr diese Entwicklung ver-

antwortlich zu machen?

R. S.: Einmal handelt es sich um die

Gruppe, die ich ÅLebensretter-BewegungÑ

nenne, die immer wieder mit Aktionen, mit

FlugblÇttern und Plakaten auftritt. Davon er-

fahren die ratsuchenden Frauen àber das

Fernsehen oder àber Illustrierte. Zum ande-

ren geht es um parteipolitische oder regie-

rungspolitische Positionen, wo wir von der Fi-

nanzierung, aber auch von Zulassungsproze-

duren abhÇngig sind. Diese Einflàsse sind

sehr schwer auseinander zu halten. Aufder ei-

nen Ebene geht es immer wieder um die ganz

banale Frage, die niemand beantworten kann,

nÇmlich, wann menschliches Leben beginnt.

Auf der anderen Ebene màssen wir uns um

die richtige Anwendung des bestehenden

Rechts und die Auslegung des Urteils des

Bundesverfassungsgerichts bemàhen.

pfm: Welche Bedeutung haben fàr die Bera-

terinnen in der Pro Familia, aber auch fàr die

ârzte innerhalb und auÉerhalb des Verbandes,

die neueren Urteile in Nàrnberg und Celle bei-

spielsweise, und wie werden diese Urteile dis-

kutiert?

R. S.: Es hat in den vergangenen Jahren ja

immer wieder Ermittlungsverfahren und auch

Prozesse gegeben wegen Verletzung der

$8218f StGB. Dabei hat es sowohl Verurtei-

lungen als auch Freispràche gegeben. Diese

Gerichtsverfahren wurden von uns nicht sehr

ernstgenommen und hatten auch keine grÖ-

Bere áffentlichkeit. Ich selbst habe sie nur sta-

tistisch registriert und dabei festgestellt, daÉ

die Zahl der Verfahren und Verurteilungen

im Laufe der Jahre ràcklÇufig war. Im Jahr

1987 jedoch war das anders. Verfahren und

ben ein grÖÉeres Presseecho gefunden. Ich

selbst habe mich auch daran beteiligt, das Ur-

teil von Celle unter die Leute zu bringen, weil

ich die Urteilsbegràndung in Sprache und In-

halt so ungeheuerlich fand. Ich sah darin eine

VerschÇrfung der Praxis, auch als erste Aus-

wirkung der laufenden Diskussion um das

Bundesberatungsgesetz. MÖglicherweise ist

es àberhaupt keine VerschÇrfung gegenàber

den vorigen Jahren, weil vielleicht die neue-

ren Urteile von den vorherigen gar nicht so

sehr abweichen. Die Aufmerksamkeit der

Presse hat jedoch dazu gefàhrt, daÉ die Bera-

terinnen und die Vorstandsmitglieder bei Pro

Familia daràber verunsichert wurden, ob die

Praxis im Verband rechtlichen Nachpràfun-

bestehende Rechtslage restriktiver auszule-

gen.

pfm: Kennzeichnen diese Urteile Ihrer Mei-
nung nach einen grundsÇtzlichen Wandel?

R. S.: Ich mÖchte aber dringend meine Kol-

leginnen und Kollegen auffordern, solchen

Impulsen nicht nachzugeben, weil es sich bei

den bekannt gewordenen FÇllen um Verfah-

ren handelt, die keinerlei rechtsbindende Wir-

kung fàr andere Gerichte haben. AuÉerdem

bin ich sicher, daÉ sie in weiteren Instanzen

keinen Bestand gehabt hÇtten. Meine eigene

Reaktion auf die Urteile zeigt mir eine

schwankende Haltung: Einmal bin ich sicher,

daÉ wir uns schon wehren werden und dies al-

les nicht so schlimm ist, und zum anderen sehe

ich darin doch Anzeichen einer VerÇnderung

der gesellschaftlich-politischen Bedingungen,

die es uns nicht mehr weiter erlauben werden,

unsere Praxis wie bisher fortzusetzen. Diese

Ambivalenz gilt nicht nur fàr mich selbst, son-

dern auch fàr den Verband. Wir konnten in

den letzten Jahren, gegen den allge-

meinen Trend, eine Reihe von Familienplan-

ungszentren einrichten; wir sind selbstbewuÉ-

ter geworden in unseren âuÉerungen gegen-

àber der áffentlichkeit. Es wurde in der Pro

Familia ein BeschluÉ gefaÉt, zu dem wir uns

fràher nicht durchringen konnten, nÇmlich

uns fàr die Abschaffung des $218 StGB einzu-

setzen. Dies und auch die Ablehnung der

Mutter-und-Kind-Stiftung, die ja viel Öffentli-

chen Wirbel gemacht hat, haben sicher die

Gegner ermuntert, die Pro Familia verstÇrkt

anzugreifen.

pfm: Offenbar sind bisher Mitarbeiter oder

Mitarbeiterinnen der Pro Familia kaum ge-

richtlich belangt worden. Ist das wohl ein Zu-

fall oder kann das auch damit zusammenhÇn-

gen, daÉ in Pro Familia eine Institution ange-

griffen wàrde, die sich zu wehren weiÉ?

R. S.: Das weiÉ ich nicht. Ich wÇre froh, wir

hÇtten einmal einen ProzeÉ. Ich behaupte,

daÉ wir das etwa in Hamburg gut durchstehen

wàrden. Das ist allerdings leicht gesagt, weil

ich gleichzeitig ahnehme, daÉ zwar in Ham-

burg ein Staatsanwalt vielleicht ermitteln

wàrde, aber damit kÇme er nicht weit, weil er

wohl kaum einen gleichgesinnten Richter

fÇnde. An Orten wie Nàrnberg, wo die Justiz

offenbar auch in anderer Hinsicht etwas rup-

piger ist, haben die ârztinnen der Pro Familia

wahrscheinlich recht, sich vorsichtiger zu ver-

halten. Mir ist der Vorwurf ja bekannt, daÉ

wir vom Åliberalen NordenÑ her immer leicht

VorschlÇge machen kÖnnen. Trotzdem

glaube ich, daÉ die Gerichte sich lieber an

ârzte halten, die in solchen Fragen ja verein-

zelt dastehen, wie man daran sieht, daÉ bei

den Verfahren keine Hilfe durch die organi-

sierte ârzteschaft erkennbar war. Auch in

Nàrnberg wÇre mÖglicherweise das Urteil an-

ders ausgefallen, wenn sowohl die ârzteschaft

als auch Frauenzentrum und Pro Familia ge-

meinsam Öffentliche Aktionen durchge-

fàhrt hÇtten. Ich hoffe, daÉ in Zukunft dieje-

nigen Gruppen und Institutionen, die sich fàr

eine liberale Handhabung des Schwanger-

schaftsabbruchsrechts einsetzen, dazu gehÖ-

ren Gewerkschaften, Parteien, Pro Familia,

die Deutsche Gesellschaft fàr Sexualfor-

schung, das Komitee fàr Grundrechte und

Demokratie und andere, SolidaritÇt organi-

sieren, damit nicht einzelne stellvertretend fàr

alle persÖnlich verfolgt werden. Dafàr gibt es

ja durchaus Vorbilder in der wWei-
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marer Zeit und auch spÇter noch.

pfm: Noch eine Frage, die sich auf Pro Fa-
milia bezieht. In den politischen Auseinan-

dersetzungen spielen bestimmte Themen im-

mer wieder eine Rolle, darunter die Stiftung

ÅMutter und KindÑ, das Bundesberatungsge-

setz, der Vorwurf des MiÉbrauchs des beste-

henden Rechts. Dabei wird Pro Familia als

Organisation genannt und angegriffen. Steht

Pro Familia nach wie vor Ihrer EinschÇtzung

nach in vorderster Front in dieser Auseinan-

dersetzung, oder ist sie eine Gruppierung un-

ter vielen geworden, die nicht unbedingt in je-

dem Fall unmittelbar sich als angegriffen ver-

stehen muÉ?

R. S.: Wir sehen, daÉ wegen der Haltung

in der Abtreibungsfrage durchaus auch an-

dere angegriffen werden, etwa die Grànen

oder die SPD im schleswig-holsteinischen

Wahlkampf oder die Gewerkschaft Öffentli-

che Dienste, Transport und Verkehr. Inso-

fern stehen wir nicht alleine. Aber uns un-

terscheidet, daÉ unsere IdentitÇt unmittel-

bar von dieser Frage abhÇngig ist. Uns kÖn-

nen daher solche Angriffe viel unmittelbarer

treffen. Trotz unserer anderen wichtigen

Ziele ist und bleibt der Schwangerschaftsab-

bruch die zentrale Frage der Pro Familia,

die wir nicht ausklammern kÖnnen. Wenn

die SPD aufhÖrt, sich fàr die Frage des

Schwangerschaftsabbruchs zu interessieren,

dann Çndert das fàr die Partei nicht viel.

Falls die áTV ihren eigenen BeschluÉ wie-

der vergiÉt, Çndert sich fàr sie kaum etwas.

Fàr uns ist das aber eine grundlegende

Frage, und insofern ist Pro Familia von die-

sen Auseinandersetzungen auf eine beson-

dere Weise betroffen. Wir kÖnnen uns die-

ser Diskussion nicht entziehen, wir werden

daran gemessen.

pfm: In der Öffentlichen Diskussion tau-

chen nach in der letzten Zeit verstÇrkt Argu-

mente auf, die sich auf wissenschaftliche Er-

kenntnisse berufen, zum Beispiel auf neuere

Forschungen in der Embryologie. Unser

Eindruck ist nun, daÉ hier keine wesentlich

neuen Erkenntnisse vorliegen, sondern daÉ

hier auf geschickte Weise Bekanntes bildlich

dargestellt und systematisch der áffentlich-

keit vorgehalten wird. Dies scheint eine neue

Strategie in der Auseinandersetzung zu sein.

R. S. Fàr mich hÇngt das zusammen mit

einem neuen gesellschaftlichen Gebrauch

von ÅwissenschaftlichenÑ Argumenten: sie

werden verstÇrkt dann eingesetzt, wenn es

um Fragen des Glaubens und der Moral

geht. Nicht nur im Falle des Schwanger-

schaftsabbruchs, sondern selbst bei Fragen

der Ràstung oder des Friedens wird mit

scheinbar wissenschaftlichen Erkenntnissen

argumentiert, wenn es um anderes geht. Die

allgemeine WissenschaftsglÇubigkeit ma-

chen sich diejenigen zunutze, die gegen den

Schwangerschaftsabbruch zu Felde ziehen.

Dabei ist ihnen entgegengekommen, daÉ

nunmehr eine grÖÉere MÖglichkeit und auch

Bereitschaft besteht, die bildlichen Darstel-

lungen im Fernsehen, in Zeitschriften und

anderswo zu verbreiten. Die Medien neh-

men dankbar die MÖglichkeit auf, auch et-

was zeigen zu kÖnnen, wenn es um Schwan-

gerschaftsabbruch geht. Damit wird in der

Art der Vermittlung etwas aufgegriffen, was

den Schein der Sachlichkeit fàr sich in An-

spruch nimmt. Ich halte das deshalb fàr ver-

hÇngnisvoll, weil so getan wird, als sei die

bildliche Darstellung und VergrÖÉerung das

Leben selbst. Darin sehe ich eine Zurich-

tung der Frauen, aber auch der ârzte. Wir

sollen nicht mehr riechen, schmecken, ta-

sten, fàhlen, sondern wir sollen das, was uns

als Bild vor Augen gefàhrt wird, als die allei-

nige Wirklichkeit akzeptieren. Das hat mit

dem tatsÇchlichen Erleben von Frauen we-

nig zu tun. DaÉ nach der Befruchtung im

Leib der Frau ein mÖgliches neues Kind

wÇchst, das wuÉten Frauen schon immer; sie

wuÉten auch immer, daÉ das nicht ein Lurch

oder so etwas ist. Und Frauen muÉten auch

schon immer entscheiden, ob sie dieses Kind

wirklich herstellen und ihm das Leben

schenken wollen. Die Bilder dienen nur

dazu, den Frauen ein fremdes BewuÉtsein

aufzunÖtigen. Diese Bilder kÖnnen nur ver-

wirren, nicht Klarheit schaffen.

Mit Renate Sadrozinski als Leiterin des Fa-

milienplanungszentrums Hamburg sprach

fàr die Redaktion des pro familia magazin:

Jàrgen Heinrichs.

Landeshauptstadt.

Helmut Koerner

ÅKesseltreiben gegen Pro Familia Frei-

burgÑ, so die Ankàndigung eines Beitrags im

Mittagsmagazin des Sàdwestfunks am 31. De-

zember 1987. Gemeint war eine nun schon

àber eineinhalb Jahre andauernde Kampagne

gegen die Freiburger Pro Familia-Beratungs-

stelle, an der sich zuletzt sogar àberregionale

Zeitungen wie die ÅWeltÑ und die Frankfurter

Allgemeine Zeitung mit tendenziÖsen Arti-

keln beteiligt hatten. Warum geriet gerade die

Freiburger Beratungsstelle in die SchuÉlinie

erbitterter KÇmpfer fàr eine VerschÇrfung des

8218 StGB?

Seit Jahren wird die Arbeit der Freiburger

Pro Familia von Kreistagsabgeordneten der

CDU des Landkreises Breisgau-Hoch-

schwarzwald miÉtrauisch beobachtet. Die-

ser Landkreis ist àberwiegend lÇndlich

strukturiert, sehr katholisch und politisch

fest in CDU-Hand. DaÉ zahlreiche Bàrge-

rinnen und Bàrger dieses Landkreises jedes

Jahr mit ihren Problemen die Freiburger

Pro Familia aufsuchen, behagte den CDU-

Politikern noch nie: Ist doch allgemein be-

kannt, ÅdaÉ die Pro Familia zum Schwan-

gerschaftsabbruch rÇtÑ. Noch Çrgerlicher

aber, daÉ der Landkreis im Rahmen eines

gemeinsamen Zuschusses an Freiburger Be-

ratungsstellen auch der Pro Familia einen

jÇhrlichen ZuschuÉ zahlt.

Endlich schien die Gelegenheit da, die

Pro Familia Freiburg an den Pranger zu stel-

len: In einer Broschàre, die alle fànf $218-

Beratungsstellen Freiburgs gemeinsam zum

Thema Schwangerschaftsabbruch herausge-

geben hatten, fand man in der.Selbstdarstel-

lung der Pro Familia-Beratungspraxis den

Hinweis, daÉ ein EinfluÉnahme auf eine be-

reits getroffene Entscheidung abgelehnt

wird. Die Broschàre wurde nach Stuttgart

ins Sozialministerium geschickt mit der Auf-

forderung an Frau Ministerin SchÇfer zu

àberpràfen, ob die Freiburger Pro Familia

ihre Anerkennung als $218-Beratungsstelle

zu Recht habe.

Auf Aufforderung des Sozialministeriums

zog die Freiburger Beratungsstelle die Bro-

schàre zuràck und verwies darauf, daÉ der

Text vor Inkrafttreten der verschÇrften

Richtlinien im Land Baden-Wàrttemberg

entstanden sei. Seit Dezember 1985 gibt es

diese neuen Richtlinien, die in vielen Berei-

chen das geplante Bundesberatungsgesetz

vorwegnehmen. Beim Punkt ÅZiel der Be-
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ratungÑ heiÉt es darin: ÅDer Beratung ob-

liegt daher die Pflicht, sich schàtzend und

fÖrdernd vor das ungeborene Leben zu stel-

len und es der werdenden Mutter dadurch zu

ermÖglichen, ihre Not- und Konfliktlage zu

bewÇltigen und die Schwangerschaft fortzu-

setzen.Ñ (Hervorhebung in den Richtlinien)

Landesministerium unter

Druck gesetzt

Fàr das Sozialministeriumwar die Ange-

legenheit damit erledigt, nicht so fàr den

Landkreis Breisgau- Hochschwarzwald: In

einer regelrechten Diffamierungskampagne

versuchte man, die Freiburger Pro Familia

beim Sozialministerium anzuschwÇrzen.

Der Text eines miÉverstÇndlich geschnitte-

nen und moderierten Rundfunkinterviews

wurde abgetippt und nach Stuttgart ge-

schickt, abenteuerliche Behauptungen àber

Gebàhren aufgestellt (DM 40,Ü fàr eine

Sozialberatung), Vorwàrfe erhoben auf-

grund der eidesstattlichen ErklÇrung einer

Klientin, ohne allerdings diese ErklÇrung

vorzulegen.

Inzwischen hatte der Landkreis Breisgau-

Hochschwarzwald die Zuschàsse fàr Pro Fa-

milia eingefroren bis zur erneuten KlÇrung

durch das Sozialministerium. Nach langem

schriftlichen Hin und Her mit dem Sozialmi-

nisterium trafen sich im August 1987 Vertre-

ter der Freiburger Pro Familia und des Lan-

desverbands Baden-Wàrttemberg mit der

Ministerin in Stuttgart. Die Angelegenheit

wurde in einem langen GesprÇch geklÇrt.

Anfang November schrieb Frau SchÇfer in

einem Brief an den Landkreis, sie habe

keine Bedenken gegen die Arbeit der Pro

Familia Freiburg und gegen die Auszahlung

der (nun schon fàr zwei Jahre) eingefrore-

nen Gelder.

Doch die Frau Ministerin hatte die Rech-

nung ohne ihre Parteifreunde vom Land-

kreis Breisgau-Hochschwarzwald gemacht:

was als Entscheidungsgrundlage angefor-

dert worden war Ü denn schlieÉlich ist das

Sozialministerium fàr die An- und Aberken-

nung von Beratungsstellen zustÇndig -, fand

jetzt kein Interesse mehr; vielmehr habe

man einen ÅneuenÑ Fall einer Frau, die un-

genàgend beraten worden sei. Der ÅneueÑ

Fall entpuppt sich sehr schnell als derjenige,

der schon ein halbes Jahr zuvor fàr Unter-

stellungen und VerdÇchtigungen benutzt

worden war: eine eidesstattliche ErklÇrung,

die die Mitarbeiter der Pro Familia aber wie-

der nicht zu Gesicht bekamen - bis heute

nicht. Die Zuschàsse blieben gesperrt.

VerdÇchtigungen ohne Beweise

In einer Parteiversammlung machten

CDU-FunktionÇre unverblàmt deutlich,

worum es ihnen schon lange geht: ÅPro Fa-

milia muÉ das Handwerk gelegt werden!Ñ

Gundolf Fleischer, Kreistags- und Land-

tagsabgeordneter bedauerte, dafàr keine

rechtliche Handhabe zu haben. Immerhin

ist er, als einer der Drahtzieher der Kam-

pagne, fleiÉig am Werk. Zwei Aktenordner

mit Aussagen von Frauen habe er schon ge-

sammelt, verriet er der Presse. Um die

Frauen zu schàtzen, kÖnne der diese Be-

weise leider nicht auf den Tisch legen. Der

Pro Familia gesteht er groÉzàgig zu, bis zum

Beweis des Gegenteils als unschuldig zu gel-

ten. Das hindert ihn aber nicht daran, unbe-

wiesene VerdÇchtigungen bundesweit àber

die Presse verbreiten zu lassen.

Das Interesse der Medien war geweckt;

nicht zuletzt deshalb, weil das Team der Pro

Familia Freiburg nicht lÇnger bereit war, das

Spiel -Ü unwahre Behauptungen, unbewie-

sene VerdÇchtigungen, VerzÖgerung von

Entscheidungen - mitzuspielen. Wir legten

Klage ein beim Verwaltungsgericht auf Aus-

zahlung der Zuschàsse und brachtlen den

Streit an die áffentlichkeit. Einem CDU-

FunktionÇr wurde unter Androhung juristi-

scher Schritte untersagt, weiter unwahre Be-

hauptungen àber die Beratungsstelle zu ver-

breiten.

LÇngst ist klar, daÉ es nur vordergràndig

um die KlÇrung eines Beratungsfalles geht.

TatsÇchlich aber sind wir in den landes- und

bundesweiten Streit der CDU um den $218

geraten. Die Auseinandersetzung tobt be-

sonders stark in Sàddeutschland, wo Teile

der CDU-Basis vehement auf die VerschÇr-

fung des Paragraphen drÇngen. In Baden-

Wàrttemberg aber ist Wahlkampf, und mit

Blick auf das gesamte WÇhlervolk versucht

man Ü wenigstens bis zum Wahltag - zu tak-

tieren, niemanden vor den Kopf zu stoÉen.

Ein glÇnzendes Beispiel dafàr war der CDU-

Landesparteitag in Friedrichshafen, der in

dieser Frage mit Appellen und ohne klare

Ergebnisse endete. Kritiker in den eigenen

Reihen verweist man auf die verschÇrften

Landesrichtlinien, auf die neuerliche Bun-

desratsinitiative und die groÉangelegte

Kampagne zum Schutz des ungeborenen Le-

bens.

Das Sozialministerium in Stuttgart sieht

keinen Grund, der Pro Familia Freiburg die

Anerkennung als $218-Beratungsstelle zu

entziehen. Auf Anfrage eines Journalisten

wurde von der Pressestelle des Ministeriums

ausdràcklich dessen Verdacht zuràckgewie-

sen, die Haltung von Ministerin SchÇfer

kÖnne wahltaktisch beeinfluÉt sein. Ihr gehe

es ausschlieÉlich um einen besseren Schutz

ungeborener Kinder.

Die Angriffe der ÅBasisÑ gegen unsere

Arbeit aber werden weitergehen. SchlieÉ-

lich haben sich einige Herren in den Kopf

gesetzt, Pro Familia das Handwerk zulegen.

Helmut Koerner, 35

Jahre, Sozialarbeiter,

Partnerschafts- und Se-

xualberater, seit 6 Jah-

ren Mitarbeiter der

Pro Familia Bera-

tungsstelle Freiburg.

forderlich.

Horst Kwast

Die im November 1987 erfolgte Aufforde-

rung der Redaktion, diesen Bericht zu

schreiben, erwischte den Aufgeforderten

wie Berichtsgegenstand voll auf dem linken

Bein.

Ü Soeben hatte eine Landes-Mitgliederver-

sammlung stattgefunden, auf der mangels

einer ausreichenden Zahl von Kandidaten

die Neuwahl des Vorstandes nicht statt-

finden konnte. Gleichzeitig legte der Vor-

sitzende am gleichen Tag aus persÖnli-

chen Grànden sein Amt nieder, so daÉ bis

zum nÇchsten Wahlversuch nur noch ein

Rumpfvorstand amtiert. Zu alledem war

diese Versammlung die schlechtest be-

suchte in der Geschichte des Landesver-
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bandes.

Ü Dem Landesverband stand zum Jahres-
ende ein Defizit von 100000 bis 150000

DM ins Haus, die Prognose fàr 1988 ist

noch dàsterer.

Ü Auf der Positivseite der Bilanz steht eine

gràndliche verbandsinterne Auseinander-

setzung mit dem $218 StGB, dem geplan-

ten Bundesberatungsgesetz und den nie-

dersÇchsischen Arbeitserfahrungen mit

der Bundesstiftung. Ebenso eine Aufar-

beitung der Frage, ob und wie AIDS die

Pro Familia-Arbeit beràhrt und kànftig

tangiert. Beiden Themen wandte sich der

Verband mit einer bis dahin nicht gekann-

ten Gràndlichkeit zu. Etwa ein Fànftel

der Mitglieder haben sich daran beteiligt.

Alles in allem eine Situation, die der Spe-

kulation wie der Analyse viel Raum gibt.

Und zu diesem Zeitpunkt kommt die Auf-

forderung, sich zu den Perspektiven der Ar-

beit zu ÇuÉern.

Perspektiven aufzeigen hieÉe, sie auf der

Grundlage einer vorausgegangenen Ana-

lyse zu entwickeln. Eine Analyse der Arbeit

hat im Verband bis auf die eingangs geschil-

derte Ausnahme wenig stattgefunden, mit

der Pleiteversammlung hat aber das Nach-

denken eingesetzt. Als Gesellschaft fàr Se-

xualberatung und Familienplanung leistete

Pro Familia-Niedersachsen in den letzten

Jahren weder nennenswerte gesundheitspo-

litische noch gesellschaftspolitische noch

wissenschaftliche Diskussions-BeitrÇge. Die

Pro Familia definiert sich in diesem Lande

im wesentlichen àber die Beratungsstellen.

Diese genieÉen in der Regel ein gutes Anse-

hen und sind in den Örtlichen Versorgungs-

systemen der Gesundheitsvorsorge inte-

griert. Die Frage ist: Reicht dies auf Dauer?

Vorrangige Aufgabe

des Verbandes

Der Verband muÉ sich neu definieren.

Was heiÉt Sexualberatung, was bedeutet Fa-

milienplanung in den neunziger Jahren? Ist

eine eigene Institution angesichts der Fàlle

medizinischer, sozialmedizinischer und psy-

chologischer Angebote noch notwendig?

Reicht es vielleicht, sich mit dem eigenen

Beratungsangebot bescheiden in das vor-

handene Spektrum einzureihen? HÇtte

den màssen? Hat die permanente Auseinan-

dersetzung mit und um den $218 StGB die

notwendige Selbstreflektion um die eigene

Aufgabenstellung gar verhindert? Wird Pro

Familia von innen und auÉen àberwiegend

in Verbindung mit dem $218 StGB wahrge-

nommen?

Selbstkritisch muÉ auch gefragt werden,

was kann eine Gesellschaft, der landesweit

250 Mitglieder angehÖren, von denen ein

Drittel gleichzeitig in Verbandseinrichtun-

gen arbeitet, eigentlich leisten? Die schwie-

rigsten und gleichzeitig zunÇchst zu lÖsende

Aufgabe wird jedoch die sein, einen Vor-

stand zu finden, der diesen ProzeÉ in Gang

schiebt, fÖrdert und in der Lage sowie wil-

lens ist, die Ergebnisse àberzeugend zu ver-

treten.

Die Reflektion nach innen darf aber nicht

den Blick fàr die RealitÇt verstellen, die da

heiÉt: 250 Mitglieder sind auch Arbeitgeber

fàr 130 Mitarbeiter in 16 Beratungsstellen

mit einigen Nebenstellen. Der Vorstand als

ReprÇsentant hat sich also auch mit den Ge-

gebenheiten des Arbeitsalltags auseinander-

zusetzen, oft eine schÖne und dankbare Auf-

gabe, oft auch nicht. Jedenfalls sind Monat

fàr Monat àber 200000 DM fÇllig und dies

dreizehnmal im Jahr.

Von Öffentlichen

Mitteln abhÇngig

Pro Familia Niedersachsen finanziert sich

zu àber 80% aus Öffentlichen Mitteln, dies

sind 2,3 Mio DM im Jahr. Das macht den

Umfang der AbhÇngigkeit deutlich.

Das Land fÖrdert im Rahmen neuer

Richtlinien Ehe-, Familien- und Schwanger-

schaftskonfliktberatungsstellen. PrÇven-

tionsarbeit wird inzwischen akzeptiert, Se-

xualpÇdagogik auf dem Hintergrund von

AIDS begràÉt. Die Richtlinien lassen eine

Landeszuwendung bis 50% der Gesamtko-

sten zu. Haushaltsrechtlich wird diese als

Fehlbedarfsfinanzierung gewÇhrt. Dies ist

jedoch insofern eine Farce, als der Landes-

zuschuÉ nach den vorhandenen Haushalts-

mitteln und nicht nach der bestehenden Fi-

nanzierungslàcke gewÇhrt wird.

Die Motive fàr die FÖrderung aus kom-

munalen Mitteln sind differenzierter. Einige

Kommunen fÖrdern aufgrund der gesetzli-

chen Verpflichtung mit MinimalbetrÇgen,

um dem Anspruch der Bereitstellung eines

pluralen Beratungsangebotes im Rahmen

des 8218 StGB zu genàgen. Andere wie-

derum wànschen sich eine umfassende Se-

xualberatungsstelle und leisten dafàr hÖhere

Zuschàsse. -

Die Misere Öffentlicher Haushalte fàhrte

1987 zu einer Kàrzung der Landesmitel und

auch zur Kàrzung/Einfrierung zahlreicher

kommunaler Zuschàsse. Bedrohlich wird es

durch deutliche Hinweise aus den Kommu-

nen, 1988 weitere Mittelkàrzungen vorneh-

men zu màssen. Bemerkenswert ist: Zur

gleichen Zeit werden weitere Schwanger-

schaftskonfliktberatungsstellen anerkannt,

obwohl alle VerbÇnde von ràcklÇufigen 218-

Beratungszahlen berichten. Mit dem vor-

handenen Kuchen werden immer mehr

MÇuler gestopft. Inzwischen zeigt sich ein

weiterer Nebeneffekt Öffentlicher Zuwen-

dungspolitik: Erfolge in der Tartifpolitik

(LohnerhÖhungen) gehen zu Lasten der Si-

cherheit von ArbeitsplÇtzen.

Angesichts leerer Öffentlicher Kassen ist

auf Dauer nicht zu erwarten, daÉ die tradi-

tionellen Arbeitsfelder der Pro Familia in

dem Umfang gefÖrdert werden, der notwen-

dig ist, um die Arbeit uneingeschrÇnkt fort-

fàhren zu kÖnnen. Da ist auch die forsche

Feststellung eines WohlfahrtsfunktionÇrs:

ÅGeld ist da, es muÉ nur richtig verteilt wer-

denÑ wenig hilfreich, denn diese Feststel-

lung haben sich schon lÇngst viele andere

KrÇfte der Gesellschaft Ü von der Wirt-

schaftsfÖrderung bis zur Landwirtschaft Ü zu

eigen gemacht.

Diesen Thesen soll an zwei Beispielen

nachgegangen werden, wohl wissend, gleich

das erste wird zum Widerspruch herausfor-

dern.

é Bundesstiftung j
Der DPWV Niedersachsen hatte sich die

Kritik der Pro Familia an der Stiftung zu ei-

gen gemacht und àber die Landesarbeitsge-

meinschaft (LAG) der Freien Wohlfahrts-

pflege erreicht, daÉ nach Inkrafttreten des

Gesetzes fàr Niedersachsen eine von den

VerbÇnden akzeptierte Regelung getroffen

wurde. In enger Abstimmung der Wohl-

fahrtsverbÇnde war in den GesprÇchen mit

dem Sozialministerium durchzusetzen, daÉ

in Niedersachsen die Stiftungsmittel zentral

durch die Landesstiftung verwaltet werden.

In den Beratungsstellen wird weder àber

AntrÇge entschieden noch Geld ausgezahlt

oder gar die Mittelverwendung gepràft.

Der fàr die ÅVermittlungÑ der Hilfen aus

der Bundesstiftung noch verbleibende Auf-

wand hebt sich trotzdem deutlich vom Auf-

wand fàr die Vermittlung sonstiger Hilfen

ab. (Nach niedersÇchsischem Recht soll die

Beratung das Angebot zur Vermittlung von

Hilfen umfassen.) Seitens der Beratungsor-

ganisationen wurde daher vom Sozialmini-

ster gefordert, den mit der Stiftung zusam-

menhÇngenden Arbeitsaufwand zu entgel-

ten. Erstmalig wurden vom Land 1986 zu-

sÇtzliche Mittel bereitgestellt, Pro Familia

erhielt 190000 DM. Damit konnten Arbeits-

zeiten fàr Mitarbeiterinnen angepaÉt und

die Kosten insgesamt annÇhernd aufgefan-
gen werden. Auch 1987 wurde die Finanzie-

rung fortgesetzt.

Fazit dieses Beispiels: Erst durch die ân-
derung des $218 StGB wurde àber das da-
malige Modellprogramm des Bundes in Nie-
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dersachsen die Einrichtung von Beratungs-

stellen in nennenswertem Umfang mÖglich,

deren Finanzierung erst auf diesem Wege si-

chergestellt. Durch die Bundesstiftung er-

fuhr das Beratungsprofil der sozialen Bera-

tung zwar eine VerÇnderung, jedoch kaum

zu Lasten anderer Beratungsinhalte, wie

sich nach einer gràndlichen Recherche der

Zahlen fàr 1986 herausstellte. Die VerÇnde-

rung wird zusÇtzlich aus Öffentlichen Mitteln

bezahlt. Natàrlich, die AbhÇngigkeit nimmt

zu, jedoch relativ. Macht es wirklich einen

Unterschied, ob man zu 77% oder 83% aus

Öffentlichen Kassen gefÖrdert wird? Die Be-

ratungsarbeit orientiert sich am Markt der

Öffentlichen FÖrderung. Dies galt ja schon

fàr die Schwangerschaftskonfliktberatung

selbst und gilt kànftig halt auch fàr flankie-

rende MaÉnahmen.

VerÇnderung von

Beratungsinhalten in Niedersachsen

1983 1986

Schwangerschaft 1.292 3.262

$218StGB 1.147 5.804

Familienplanunt 2.969 2.408

SexualitÇt und Partnerschaft 8.101 8.293

andere incl. sozialrechtliche 1.634 1.274

Stiftung - 4.803

Gesamtzahlen 21.143 25.844

é VerÇnderung durch AIDS

Im Herbst 1986 und im Fràhjahr 1987 in-

tensiviert, ging der Verband in Arbeitsgrup-

pen, Klausurtagungen und auf einer Mitar-

beiterfortbildung daran zu untersuchen, ob

die ImmunschwÇche-Krankheit die Pro Fa-

milia-Arbeit beràhrt, bereits verÇndert oder

verÇndern wird. (Vorgehensweise und Er-

gebnisse sind ausfàhrlich dokumentiert, Un-

terlagen kÖnnen vom Landesverband Nie-

dersachsen bezogen werden.) Breite äber-

einstimmung bestand in der EinschÇtzung,

daÉ sowohl die Partnerschafts- und Sexual-

beratung als auch $218 StGB und Schwan-

gerschaftsberatung eine VerÇnderung erfah-

ren wird und die SexualpÇdagogik diese be-

reits erlebt. Fàr die Beratungsstellen wurde

eine Konzept entwickelt, wie vor Ort explo-

rierend vorgegangen und langfristig Koope-

rationsmÖglichkeiten aufgebaut werden

kÖnnen.

AIDS-PrÇvention

Die nachhaltigste VerÇnderung wird im

Bereich SexualpÇdagogik und áffentlich-

keitsarbeit vermutet. Da in diesen Berei-

chen bei Pro Familia traditionelle Arbeitser-

fahrungen vorliegen, lag nahe, dem Land

dieses Know how anzubieten. Im Herbst

1986 verkàndete nÇmlich der Sozialminister

ein eigenes PrÇventionsprogramm des Lan-

des, mit einem Schwerpunkt Informations-

arbeit in Schulen. Es gab aber kaum Fach-

krÇfte dafàr. Erstaunlicherweise Ü oder

doch nicht - ging auf dieses Angebot nie-

mand ein, auch nicht der Kultusminister.

Gleichwohl nutzen in der Praxis Schulen,

GesundheitsÇmter und andere Institutionen

unsere Mitarbeit bei Fortbildung, Erarbei-

tung von Materialien u.a. Diese Arbeit wird

auch àber die staatliche Mittelinstanz hinaus

anerkannt und begràÉt, allerdings ohne Fol-

gen. Geld gibt es nicht.

SpÇtestens seit dem 130 Mio.-AIDS-Pro-

gramm der Bundesregierung scheint klar,

auch die PrÇvention soll voll àber den staat-

lichen, Öffentlichen Gesundheitsdienst lau-

fen (siehe Streetworker-Programme). Da

sind freie TrÇger, mit Ausnahme der AIDS-

Hilfen, so gut wie nicht vorgesehen. Was

bleibt, resignieren? Wohl nicht. Eher durch

eigene Kompetenzerweiterung den Platz be-

haupten oder auch erobern; denn unstreitig

dàrfte sein, auch im sozialmedizinischen

und psychosozialen Spektrum herrscht

Wettbewerb und somit Konkurrenz.

Kooperation freier TrÇger

* Auch durch unsere AktivitÇten angeregt,

bemàhte sich der DPWV Niedersachsen,

die Mitgliedsorganisationen zusammenzu-

fàhren, deren Arbeit von AIDS betroffen

ist. Seit Mitte des Jahres 1987 gibt es auf

Landesebene den Arbeitskreis AIDS, dem

die AIDS-Hilfe, Drogenberatungs- und

Therapieeinrichtungen, DPWV-Sozialstat-

ionen, DPWV-Fachberater und Pro Familia

angehÖren. Ziel ist, die Interessen der im

DPWV organisierten freien TrÇger besser

zu koordinieren und sie effektiver wahrzu-

nehmen. Natàrlich, auch auf dieser Ebene

ist gelegentliche Konkurrenz und Eifersàch-

telei nicht auszuschlieÉen, die etwa in der

stark ehrenamtlich geprÇgten Struktur der

AIDS-Hilfen und den fast ausschlieÉlich

professionellen der àbrigen Einrichtungen

begràndet ist. Damit kann gelebt werden.

Die Chance, kooperative, auch arbeitstei-

lige Arbeitsformen und eine gemeinsame

Interessenvertretung zu entwickeln, àber-

wiegt und ist zu nutzen.

Ergebnis: AusgelÖst durch die intensive

Auseinandersetzung mit AIDS, erhÇlt der

Arbeitsbereich SexualpÇdagogik und áf-

fentlichkeitsarbeit mehr innerverbandliche

Aufmerksamkeit und àber AIDS mehr An-

erkennung in der áffentlichkeit. Pro Fami-

lia wird wieder mehr àber SexualpÇdagogik

und weniger àber $218 StGB definiert, die

Chance verstÇrkt, neben Anerkennung auch

Öffentliche FÖrderung àber diesem Wege zu

erreichen.

Horst Kwast, 51, Pro

Familia-GeschÇftsfàh- >

rer in Niedersachsen

seit 1981, vorher Ju-

gend- und Sportarbeit.

Kwast setzt sich dafàr

ein, $218 StGB-Bera-

tung einzustellen,
wenn die jetzige Bera-

tungsform kànftig

nicht mehr akzeptiert

wird.

sieren.

Hannelore Fuhro-Knittel

Schwierig ist es, hier und heute eine ver-

bindliche Strategie des hessischen Landes-

verbands gegenàber der CDU/FDP-Regie-

rung fàr die nÇhere Zukunft darzustellen.

äberrascht von ihrem eigenen Wahlsieg,

zehrt die Landesregielrung zum Teil bis

heute von Ideen und Vorlagen, die sie aus

den Schubladen ihrer VorgÇnger hervorge-

holt hat. Trotzdem ist der Regierungswech-

sel in Hessen nicht ohne Folgen geblieben.

Die Landeszuwendung fàr Pro Familia wird

bis 1988 um 10% seit dem Regierungswech-

sel abgenommen haben. Getrost kann man

das als ÅGesinnungsstrafeÑ bezeichnen,

schlieÉlich muÉ die CDU zur Befriedigung

ihrer Klientel anfangen, Zeichen zu setzen.

DaÉ die Kàrzung nicht noch hÖher ausgefal-

len ist (es war eine 20 %ige Kàrzung vorge-

sehen), verdanken wir zum Teil dem Druck,

den wir selbst Öffentlich ausgeàbt haben,

vielleicht auch ein wenig der FDP, die radi-

kale Umgangsweisen mit der Pro Familia

nicht von heute auf morgen hinnehmen

kann, ohne den Rest liberalen Gesichtes zu

verlieren, den sie zur Imagepflege braucht.

SchlieÉlich sei hier auch die These ge-
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wagt, daÉ die in Hessen àber ein vergleichs-

weise bedeutendes Netz von Beratungsstel-

len verfàgende Pro Familia als etablierter

und anerkannter Verband angesehen wer-

den muÉ, den man nicht ohne weiteres vom

Tisch fegt. Kreise und Kommunen beteili-

gen sich in annÇhernd gleicher HÖhe an der

Finanzierung der Beratungsstellen wie das

Land, auch von daher wirkt die Anerken-

nung unserer Beratungsarbeit auf Wiesba-

den.

Streit um Stiftung

Der hessische Sozialminister Trageser,

wÇhrend seiner Zeit als Frankfurter Sozial-

dezernent Pro Familia eher wohlgesonnen,

machte im Sommer das ÅAngebotÑ, die hes-

sischen Beratungsstellen sollten sich an der

Vergabe der 1 Mio DM Landesmittel der

Stiftung ÅMutter und Kind...Ñ beteiligen.

cher hoffÇhiger gemacht. Die Landesver-

sammlung entschied sich jedoch im Oktober

erneut gegen eine Beteiligung an der Ver-

gabe der Stiftungsmittel. Der BestÇtigung

der bisherigen Positionen gegenàber der

Stiftung macht eine offenere Auseinander-

setzung àber die inhaltliche Arbeit der Pro

Familia, das SelbstverstÇndnis des Verbands

als Beratungsverband und die Wirkungs-

weise der Stiftung erforderlich.

Auch aus den bisher stattgefundenen Ge-

sprÇchen mit Politikern der Åhessischen

WendeÑ lÇÉt sich die Notwendigkeit einer

offensiveren Vorgehensweise, aber auch der

màhevollen, immer wieder zu betreibenden

AufklÇrung àber die Arbeit der Pro Familia

und deren gesellschaftliche Bedeutung

schlieÉen. Die - wenn auch verstÇndliche Ü

VernachlÇssigung der GesprÇche mit der

fràheren Opposition verstÇrkt bestehende

Vorurteile gegenàber dem Verband. Fàr

BeràhrungsÇngste bleibt keine Zeit: vor al-

lem, da uns die Information àber eine ge-

plante ânderung der Finanzierungsgrundla-

gen vorliegt. Diese gehen dahin, in Zukunft

die $218 b-Beratungen mit DM 75,Ü (in

1988, dann von Jahr zu Jahr um DM 5,Ü pro

Fall ansteigend) fest zu finanzieren. Die Be-

reiche Familienplanung und Sexualberatung

wàrden dann aus dem Restbetrag des Haus-

haltstitels finanziert. Damit wàrde die bishe-

rige Gleichbehandlung aller drei Beratungs-

bereiche aufgegeben zugunsten des Be-

reichs, zu dessen Finanzierung sich die Lan-

desregierung gesetzlich verpflichtet sieht.

Da die Beratung und Verwaltung bei der

Vergabe der Stiftungsmittel auch als $218 b-

Beratung gezÇhlt wird, wàrden die kirchli-

chen Beratungsstellen vor allem von einer

solchen ânderung profitieren. Offenbar auf

Druck dieser VerbÇnde hat die Landesre-

gielrung hier den von der alten SPD-Re-

gierung 1986 entwickelten Plan hervorge-

holt. Der hohe Anteil der prÇventiven Ar-

beit der Pro Familia, auf die etwa 80% der

jÇhrlichen Ausgaben entfallen, wird bei ge-

ringer werdenden Öffentlichen Mitteln na-

tàrlich zu einem Problem der anderen Ver-

bÇnde.

PrÇventive Arbeit erlÇutern

Daher werden wir noch viel Màhe und

Arbeit haben, die Notwendigkeit und die

positive Wirkung der prÇventiven Arbeit auf

die Verhinderung ungewollter Schwanger-

schaften darzustellen und zu zeigen, daÉ die

Stiftung, gemÇÉ den Erfahrungen der stif-

tungsverteilenden VerbÇnde und der Pro

Familia-Beratungsstellen in anderen CDU-

regierten LÇndern, nicht die Wirkung hat,

die Abbràche ungewollter Schwangerschaf-

ten zu verhindern. Allerdings sind Ådie Hes-

senÑ in der gànstigen Situation, von einem

Standpunkt jahrelanger, breiter Erfahrun-

gen argumentieren zu kÖnnen. Es ist ein Un-

terschied, sich gegen Abbau und Beschnei-

dung mit guten Argumenten wehren zukÖn-

nen, als um die Einsicht in die Notwendig-

keit des Aufbaus werben zu màssen. Ob un-

sere fachlichen Argumente Eingang in poli-
tische Entscheidungen finden werden, muÉ
die Zukunft allerdings erst noch zeigen.

Wie auch auf Bundesebene, ist die CDU

Hessens kein einheitlicher Block. Ein Teil

der Enkel und Urenkel weiÉ sehr wohl, daÉ

Familienpolitik heutzutage Frauen nicht

mehr auf die drei KÄs reduzieren kann. Die

CDU in Hessen hat, wenn sie lÇnger als vier

Jahre regieren will, mit äbernahme der Re-

gierungsverantwortung eine Gratwande-
rung begonnen. Sie muÉ ihre konservative

Klientel befriedigen und gleichzeitig konser-

vativ-liberalen Kreisen Angebote machen.

Insofern spricht vieles fàr VerÇnderungen in
kleine Portionen im Sozialbereich, fàr die

der hessische MinisterprÇsident ja als beson-

derer Spezialist bekannt ist.

Die verÇnderte politische Landschaft

zwingt den hessischen Landesverband, sein

SelbstverstÇndnis als Fachverband eindeuti-

ger zu definieren und entsprechend aufzu-

treten: Fachlich kompetente PrÇventivar-

beit kann mit einem einigermaÉen flÇchen-

deckenden Netz nur Pro Familia in Hessen

aufweisen. Mit diesem Argument werden

wir gezielt die geplante ânderung der FÖr-

derungsgrundlagen anzugehen haben. Da

den FDP-Abgeordneten die Bedeutung un-

serer PrÇventivarbeit fàr die Verhinderung

ungewollter Schwangerschaften klar zu sein

scheint, werden wir ihren Landesvorsitzen-

den beim Wort zu nehmen haben. Er hatuns

seine Unterstàtzung beim Erhalt des derzei-

tigen Beratungsstellenbestands in Hessen

zugesagt. Gleichwohl hat er nicht verhin-

dert, daÉ schon 1987 in einigen Beratungs-

stellen Mitarbeiter entlassen werden muÉ-

ten. Vor allem in Osthessen geraten Bera-

tungsstellen durch Abnahme des Landeszu-

schusses schnell in die Situation, sich nur

noch eine minimale personelle Besetzung

leisten zu kÖnnen.

Reduzierung nicht akzeptieren

Wenn die StÇrke des Verbands auch wei-

terhin in der prÇventiven Arbeit liegen soll,

so hat das Auswirkungen auf die personelle

Mindestbesetzung von Beratungsstellen. Es

muÉ auch weiterhin mÖglich sein, neben der

$218 b-Beratung ausreichend Familienpla-

nungs- und Sexualberatung machen zu kÖn-

nen. Eine Reduzierung auf Pflichtberatun-

gen nach $218 b macht nicht nur lokal an-

greifbarer, auch der Verband selbst wàrde

Abstriche an seinem SelbstverstÇndnis ma-

chen. Solange wir auch unter einer konser-

vativ-liberalen Landesregielrung ein ver-

hÇltnismÇÉig flÇchendeckendes Netz von

vor allem prÇventiv arbeitenden Beratungs-

stellen haben, die Pro Familia in Hessen ein

Verband mit Bedeutung, was ja auch unsere

jÇhrlichen Beratungszahlen beweisen. So-

wohl eine Reduzierung von Beratungsstel-

len als auch eine inhaltliche EinschrÇnkung

bedeuten eine SchwÇchung des gesamten

Landesverbands. Gegenàber einer konser-

vativen Landesregierung wÇre das sicherlich

die falsche Verbandspolitik.

Erst in der nÇchsten Zukunft wird sich zei-

gen, was das Wort eines FDP-Politikers

Wert ist. Bei Erscheinen dieses Beitrags

werden wir vielleicht schon ein Stàck mehr

wissen. Die Folgen eines bundesweiten Be-

ratungsgesetzes auf Hessen sollen hier und

heute noch auÉer Acht gelassen werden. Es

ist gut mÖglich, daÉ die hessische Landesre-

gierung auf dieses Gesetz wartet, um ihre

ÅZeichenÑ setzen zu kÖnnen. Dann aber

nimmt die politische Auseinandersetzung

ganz andere Formen an. Der Regierungs-

prÇsident in GieÉen scheint allerdings auf

diesen Moment warten zu wollen. Seit fànf

Monaten wartet das GieÉener Familien-

planungszentrum auf seinen Zulassungsbe-

scheid, obwohl bei einer Begehung keine

MÇngel festgestellt wurden.

Insgesamt befinden wir uns in Hessen da-

mit in einer Art Zwischenphase. Erst lang-

sam gelingt es uns, der Regierungspolitik

Konturen abzugewinnen und Schritte fàr die

Zukunft vorauszudenken. Sowohl nach in-

nen wie nach auÉen wird ein ProzeÉ der

Konsolidierung notwendig, der sich in Dis-

kussionen allmÇhlich abzeichnet. Eine

Atempause gibt es nicht, fàr Spannung ist

gesorgt.

Hannelore Fuhro-Knittel, 40 J., seit Juni 1987 Ge-
schÇftsfàhrerin des Landesverbandes Hessen.
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Heinz KrÇmer

Ein Familienplanungszentrum in Saar-

bràcken - das war bis 1983 undenkbar. Ein

Familienplanungszentrum Ü das schien uns

mÖglich in Bremen oder Hamburg oder viel-

leicht in Hessen, aber doch nicht hier im da-

maligen schwarz-gelben Saarland.

Bis 1983/84 hatten wir uns mit der saarlÇn-

dischen Situation arrangiert: Die Frauen

muÉten zwar den Abbruch in einem saarlÇn-

dischen Krankenhaus machen lassen, mit

mehrtÇgigem Aufenthalt, oder nach Hes-

sen, Nordrhein-Westfalen oder in die Nie-

derlande (zu 40 %), aber es ging.

1983 Çnderte sich die Versorgungssitua-

tion schlagartig; die Wende zog ein, nicht

nur in Bonn: In einer Art voreilendem Ge-

horsam wurde es zwei evangelischen Kran-

kenhÇusern durch ihren TrÇger untersagt,

Abbràche aus kriminologischer oder ÅNot-

lagenÑ-Indikation durchzufàhren; Chef-

Çrzte wechselten, und mit den Neuen zogein

restriktives Klima ein; Klinikleitungen zo-

gen ihre Zusage zur Durchfàhrung von Ab-

bràchen zuràck. Immer mehr Frauen zogen

Ünotgedrungen - den Weg des Abbruchtou-

rismus vor; zum SchluÉ waren es 90%.

Gegenstrategien

Es wurde Zeit, aufzuwachen und zu

kÇmpfen. Team und Vorstand entwickelten

in der Pro Familia Saarbràcken das Konzept

eines Familienplanungszentrums, in dem

die medizinischen Dienste, die sozialen und

psychischen Beratungs- und Therapieange-

bote und die SexualpÇdagogik unter einem

Dach zusammengefaÉt sind.

Innerhalb des Unterbezirks Saarbràcken

verschaffte sich die Arbeitsgemeinschaft so-

zialdemokratischer Frauen (ASF) durch

Tatkraft, Engagement und qualifizierte Ar-

beit GehÖr und Gewicht. Fàr sie wie fàr uns

war die Situation unertrÇglich und nicht

mehr hinnehmbar.

Wir begannen, vorhandene politische Ka-

nÇle zu aktivieren. Die Stadt Saarbràcken

und deren Stadtrat, mehrheitlich von der

SPD gestellt, waren die ersten Ansprech-

partner. Die Verwaltungsspitze mit dem da-

maligen Oberbàrgermeister Lafontaine und
dem Bàrgermeister/KÇmmerer Koebnick

waren den Vorstellungen nicht abgeneigt.

Dennoch traten hier zum ersten Mal inhaltli-

che Differenzen auf: bei ihnen die Vorstel-

lung eines Ambulatoriums fàr Schwanger-

schaftsabbràche; bei Pro Familia Saarbràk-

ken das Konzept eines integrierten Fami-

lienplanungszentrums, in dem Beratungen

zur Familienplanung, SexualitÇt und

Schwangerschaft zusammengefaÉt sind.

Dort die Idee eines Belegarztsystems, hier

die Vorstellung eines im Team arbeitenden,

fest angestellten Arztes.

Trotz dieser Differenzen nahm des Un-

denkbare Gestalt an. Nicht zuletzt, weil

Wahlen vor der Tàr standen. SPD, Çhnlich

wie die Grànen, hatte die Einrichtung und

Unterhalt eines FPZ als auch die Intensivie-

rung der sexualpÇdagogischen Arbeit in das

Wahlprogramm fàr die Landtagswahl aufge-

nommen. Dabei schlossen sich die saarlÇn-

dischen Sozialdemokraten unseren Vorstel-

lungen an, so daÉ im Regierungsprogramm

folgende programmatische Aussagen zu fin-

den waren:

Å8218 StGB:
Ü Eine SPD-gefàhrte Landesregierung un-

terstàtzt: Ü Vorbeugende MaÉnahmen,

AufklÇrung àber SexualitÇt und Verhà-
tungsmÖglichkeiten schon in der Schule
und in jugendpÇdagogischen Einrichtun-
gen anzubieten.

Ü Sicherstellen eines ausreichenden Ange-

botes fàr legale MÖglichkeiten des

Schwangerschaftsabbruches im Saarland.

Ü Einrichtungen eines integrierten sozialpo-

litischen und medizinischen Zentrums, in

dem àber Familienplanung, Schwanger-
schaft und Schwangerschaftskonflikte,

SexualitÇt, Partnerprobleme und Verhà-
tung beraten und informiert wird.
Schwangerschaftsfeststellung und

SchwangerschaftsabbruchsmÖglichkeiten
sollen an einem Ort angeboten werden. In
einem derartigen Zentrum kÖnnen auch
ambulante Geburten mÖglich sein.Ñ

Zwei Tage nach der Wahl stimmte der

Saarbràcker Stadtrat mit den Stimmen der

SPD und der Grànen gegen massive Kritik

und polemische AusfÇlle der CDU-Fraktion

unserem Antrag auf Investitions- und Be-

triebskosten in HÖhe von 309000 DM zu.

Vorausgegangen waren zahlreiche Diskus-

sionen und GesprÇche mit Verteter/innen

der Parteien, die Auseinandersetzung in

parteipolitischen Untergliederungen, im So-

zialausschuÉ und mit der Verwaltungs-

spitze.

Kampfmit der Bàrokratie

Damit war der Grundstein fàr die Einrich-

tung eines FPZ gelegt. Wir gingen davon

aus, daÉ sich die Landesregierung an der Fi-

nanzierung des FPZ beteiligten. Allerdings

waren noch viele Anstrengungen und Màhe

vonnÖten, um Hàrden und Barrieren bei-

seite zurÇumen:

Ü Die saarlÇndischen Richtlinien aus CDU-

FPD-Zeiten negierten den Bedarf von

Einrichtungen fàr zusÇtzliche ambulante

Schwangerschaftsabbràche. Aus gesund-

heitspolitischen (!) Grànden wurden dem

stationÇren Abbruch der Vorzug gege-

ben. Die personellen, rÇumlichen und ap-

parativen Voraussetzungen waren so

hoch geschraubt, daÉ bis dahin alle an-

tragstellenden ârzte negativ beschieden

wurden.

heitsministerrum waren an fàhrenden

Stellen durchgeschwÇrzt; Pro Familia war

einigen leitenden Beamten ein Dorn im

Auge.

Ü Die sexualpÇdagogische Arbeit genoÉ

eher ein stiefmàtterliches Ansehen im Mi-

nisterium der VorgÇngerregierung. Politi-

sche Entscheidungen zur Prophylaxe wur-

den mangels Pflichtleistungscharakter

und mit Finanzierungsproblemen abge-

wiesen.

Ü Die bisher personell schwach besetzte Be-

ratungsstelle der Pro Familia Saarbràk-

ken erhielt den niedrigsten FÖrderzu-

schuÉ unter den vier finanzierten Bera-

tungsstellen, sah sich aber der grÖÉten

Klientelnachfrage gegenàbergestellt. Sie

leistete auch sexualpÇdagogische Vorfeld-

arbeit.

Ü Eine zweite Beratungsstelle in Neunkir-

chen wurde von der ehemaligen Landes-

regierung finanziell nicht unterstàtzt, ob-

wohl sie eine der am hÇufigsten frequen-

tierten Beratungsstellen war. Eine ekla-

tante Finanzierungsungerechtigkeit war

offensichtlich.

ObwoHl der politische Wille und das poli-

tische Ziel zur Verwirklichung des Regie-

rungsprogramms vorhanden war, gingen

einige Monate ins Land mit FachgesprÇchen

im Ministerium, politischen Disputen im So-

zialausschuÉ und KommissionsgesprÇchen,

um die Barrieren zur Seite zu rÇumen und
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die Bàrokratie von der Notwendigkeit eines

Strukturwandels zu àberzeugen. Positiv

wirkte sich aus, daÉ im Åkleenen GÇrtsche

SaarlandÑ die politischen Wege kurz und

formelle wie informelle Kontakte eng sind.

Jeder kennt jeden, Aktionen und Initiativen

sprechen sich schnell rum, auch bis zu hÖhe-

ren politischen Ebenen. Es bedurfte keiner

politischen Umwege. Auch das Klima (vor

allem gegenàber der Pro Familia) Çnderte

sich, so daÉ wir auf offene Tàren und Ge-

sprÇchsbereitschaft trafen. Die Unterstàt-

zung zahlreicher FrauenverbÇnde (angefan-

gen von Gewerkschaftlerinnen, AsF, àber

Frauenring, Gleichstellungsstellen bis hin zu

den autonomen Frauengruppen) wuchs. Sie

sorgten fàr Öffentlichen Druck und leisteten

bedeutsame und notwendige äberzeu-

gungsarbeit.

Gemeinsam haben wir bis heute erreicht,

Ü daÉ die Zulassungsbedingungen fàr den

ambulanten Schwangerschaftsabbruch

die praktische Umsetzung des $218 StGB

und der ergÇnzenden Reformen endlich

ermÖglichen,

Ü daÉ erstmals die sexualpÇdagogische Ar-

beit finanziell gefÖrdert werden soll (ob-

wohl sich im Augenblick wieder Hinder-

nisse auftun),

Ü daÉ eine grÖÉere Finanzierungsgerechtig-

keit zwischen den $218 StGB-Beratungs-

stellen in erreichbare NÇhe geràckt ist und

Ü daÉ das Familienplanungszentrum seit

Mai 86 als ambulante Einrichtung aner-

kannt, mit seinen medizinischen Dienst-

leistungen, seinen Beratungs- und Thera-

pieangeboten sowie den sexualpÇdagogi-

schen TÇtigkeiten voll arbeitet und sich

enormen Zuspruchs erfreut.

âhnliche Ziele

Der Weg dorthin war - verglichen mit an-

deren Zentren - eher kurz und weniger stei-

nig. Das lag àber weite Strecken an Çhnli-

chen politischen Zielen.

In vielen Punkten waren und sind wir ei-

ner Meinung

- in der politischen Bewertung und Ableh-

nung der Bundesstiftung ÅMutter-und-

Kind - Zum Schutz des ungeborenen Le-

bensÑ und des geplanten Bundesbera-

tungsgesetzes;

- in der Beurteilung von Verhàtungspro-

grammen und Prophylaxe als essentieller

Weg zur Vermeidung ungewollter

Schwangerschaft;

- in der EinschÇtzung eines FPZ als einer

Alternative im Gesundheitssystem und

als ein Schritt zu grÖÉerer UnabhÇngig-

keit und Achtung der Wàrde von Frauen.

Sicherlich ist die ideelle Unterstàtzung

der Pro Familia und ihrer Ziele durch die

Landesregierung grÖÉer als in anderen Bun-

deslÇndern. Liegt es vielleicht auch daran,

daÉ das Gesundheitsministerium von einer

Frau geleitet wird?

Die Ministerin nahm an der offiziellen

ErÖffnung des FPZ teil. Sie wàrdigte die

Einrichtung als eine wichtige Anlaufstelle

fàr ungewollt Schwangere, und sie sprach

sich Öffentlich mehrmals fàr das FPZ aus.

AnlÇÉlich unserer Werbekampagne mit

dem ÅOskar-SpruchÑ gab der MinisterprÇsi-

dent àber seine Pressestelle kund, daÉ er in-

haltlich die Verhàtungskampagne und die

Ziele der Pro Familia unterstàtze, wenn-

gleich die Verwendung des Namens ÅOs-

karÑ nicht auf volle Gegenliebe stieÉ. Bei

der Kampagne haben werbewirksame äber-

legungen eine Rolle gespielt. Wir wollten

den Rahmen des äblichen sprengen, das

Thema Verhàtung enttabuisieren. DaÉ der

Name ÅOskarÑ bestimmte Assoziationen

weckt, daÉ die àber das Saarland hinausge-

hende PopularitÇt des ÅLandesvatersÑ erst

die Werbebotschaft ràberbringt, war ge-

wollt und beabsichtigt, aber nicht abgespro-

chen.

Aber Werbung fàr Oskar als MinisterprÇ-

sidenten oder stellvertretenden Parteivorsit-

zenden haben wir nicht betrieben, und er

nicht fàr Pro Familia.

Die Frage bleibt: geht die Landesregie-

rung mit Pro Familia oder Pro Familia mit

der Landesregierung imGleichschritt? Si-

cherlich nicht! Denn: Gleichschritt bedeutet

AbhÇngigkeit, Befehlen und Gehorchen,

Linientreue! Davon konnte und kann keine

Rede sein. Gleiche Schritte tun, heiÉt noch

lange nicht, im Gleichschritt marschieren.

Pro Familia Mànchen:

Gemeinsame Schritte hÖren dort auf, wo

sich Ziele nicht mehr decken.

Die gemeinsamen Anstrengungen waren

gekennzeichnet von SolidaritÇt fàr die be-

troffenen Frauen und MÇnner, motiviert

durch bestimmte Ziele und politische Per-

spektiven. Zuweilen war es ein ÅPas-de-

deuxÑ, manchmal auch ein asynchrones Ne-

beneinanderlaufen. Eine Seite ging mal

schneller, mal langsamer. Hie und da kam

man auÉer Tritt oder ins Stocken. Wir traten

auf der Stelle, gerade als die Begehung des

Zentrums durch eine ministeriell zusam-

mengestellte Pràfkommission erfolgte;

manchem fiel fàr einen Augenblick das Herz

in die Hose. Aber wir kamen wieder in Tritt,

Schrittchen fàr Schrittchen dem Zieleinlauf

nÇher, bis das FPZ etabliert und abgesichert

war.

In einem Punkt sind wir immer noch eine

SchrittlÇnge voraus: in der Diskussion und
der Forderung nach der Streichung des $218
aus dem StGB; ob uns die SPD hier noch
einholt?

Heinz KrÇmer, 35, Di-
plom-Psychologe und

Leiter des Familien-

planungszentrums, Ar-

beitsschwerpunkte:
Sexualtherapie, 8218
StGB, Organisation
und Finanzen.

doch ausschlaggebend.

Friedrich W. Hosemann

TÇtigkeit der Pro Familia in Mànchen hat

sich in den letzten zehn Jahren erheblich

ausgeweitet - aus zwei Projekten oder Bera-

tungsstellen wurden fànf, die Zahl der Mit-

arbeiter und Mitarbeiterinnen hat sich von

13 auf 30 erhÖht, die Beratungen haben sich

mehr als verdreifacht, die Zahl der berate-

nen Personen hat sich versechsfacht und

auch der Haushalt hat sich mehr als vervier-

facht: Pro Familia in Mànchen ist damit zu

einem ÅUmsatzmillionÇrÑ geworden.

Diese Entwicklung ist angesichts der All-

macht einer konservativen Staatspartei in

Bayern und wechselnder Rathausmehrhei-

ten in der Stadt Mànchen sicher nicht selbst-

verstÇndlich und fàr einen AuÉenstehenden

àberraschend. Eine Begràndung ist in der

spezifischen Situation in Mànchen zu su-

chen. Mànchen hat als Bayerische Landes-

hauptstadt zentrale Funktionen wahrzuneh-

men und darf als ÅWeltstadt mit HerzÑ sein

sorgfÇltig gepflegtes liberales Image nicht

gefÇhrden. Daher werden in Mànchen auch

Organisationen wie Pro Familia gefÖrdert

und auch von einer groÉstÇdtischen CSU zu-

mindest geduldet, solange diese Organisa-
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tionen sich nicht offen gegen die Bayerische

Einheitspartei stellen.

Ein weiterer Grund liegt in dem traditio-

nell guten VerhÇltnis der Pro Familia zum

Mànchner Sozialreferat, auch nach einer

Neubesetzung durch einen der CSU angehÖ-

renden Referenten im Jahre 1979, und den

bestehenden guten Kontakten zum Bayeri-

schen Sozialministerium. Und nicht zuletzt

war diese Entwicklung nur mÖglich, nach-

dem einige existenzbedrohende Krisen mit

Glàck, Unterstàtzung durch die áffentlich-

keit und durch eigenes erfolglreiches Han-

deln àberwunden werden konnten. Dies al-

les war mit teils schmerzhaften Lernprozes-

sen auch innerhalb der Pro Familia verbun-

Pr den.

) Die Entwicklung der Pro Familia Mànchen in Zahlen

1977 1987

Zahl der Projekte 2 5

Zahl der Berater 10 24

| Zahl der Mitarbeiter

in den Bereichen

* Erstkontakt und

Verwaltung 3 6

Zahl der Beraterstunden

pro Woche 110 419

Zahl der Beratungen 3.311 10.582

Zahl derberatenen

Personen 1.048 6.885

Durchschnittliche BeschÇftigung

der Berater (pro Woche) 11Stunden 17,5 Stunden

Gesamtumsatz 264.500,Ü 1.215.046,Ü

davon Eigenmittel 20% 11%

N Zuwendungen Bayer. Staat 19% 22%

| Zuwendungen Stadt Mànchen 61% 67%

Lernprozesse:

Ein Regierungswechsel hat Folgen

Aus den vorgelegten Zahlen ergibt sich

die àberragende Bedeutung der Stadt Màn-

chen fàr die Entwicklung der Pro Familia.

Daher konnte der Wahlsieg der CSU bei der

| Kommunalwahl 1978 nicht ohne Folgen fàr

[ die weitere Entwicklung bleiben.

Erste Anzeichen der Klimaverschlechte-

rung zeigten sich allerdings erst im Laufe des

Jahres 1981. Bis dahin hatten die traditionell

guten Kontakte zur Stadtverwaltung dafàr

gesorgt, daÉ unsere Arbeit noch nicht beein-

trÇchtigt wurde. Ein erstes Warnsignal war

die Tatsache, daÉ unsere langjÇhrige Bank

plÖtzlich nicht mehr bereit war, uns den be-

nÖtigten Kreditrahmen zu bewilligen. Ein

sofortiger Wechsel zur Bank fàr Sozialwirt-

schaft war damals der rettende Einfall. Ein

weiteres Alarmzeichen war, daÉ der (uns

noch nie wohlgesonnene) Leiter des Mànch-

ner Gesundheitsamtes die schon fast erfolg-

reichen Verhandlungen àber die Mitbenut-

zung einer Màtterberatungsstelle ab-

brach. Im Dezember 1981 wurde auf Inter-

vention dieses Herrn die bereits bewilligte

Auszahlung eines von der Stadt Mànchen

bisher freiwillig gezahlten Zuschusses zur

Schwangerenberatung gestoppt, in einer

heiÉen Stadtratsdebatte in Frage gestellt

und erst nach Berichten in der Mànchner

Presse doch noch bewilligt. Die weitere Be-

zuschussung und damit die weitere Existenz

der Beratungsstelle wurde bewuÉt offenge-

lassen, obwohl die damalige Vorsitzende

der Mànchner Pro Familia auf Anfrage der

StadtrÇte deutlich machte, daÉ die Einstel-

lung der freiwilligen FÖrderung zur Schlie-

Éung der Beratungsstelle fàhren màÉte.

Durch private Bàrgschaften aller Mànchner

Mitarbeiter und Vereinsmitglieder konnte

die Beratungsstelle offengehalten werden.

Im Februar 1982 wurde nach erneuter hefti-

ger Debatte im Stadtrat der freiwilligen Zu-

schuÉ fàr 1982 letztmalig bewilligt. Als Be-

gràndung diente das Argument der Gleich-

behandlung der Mànchner Beratungsstel-

len, unabhÇngig von ihrer TrÇgerschaft.

DaÉ damit Ungleiche gleich behandelt wur-

den, beeindruckte die Stadtratsmehrheit

nicht. äberraschend war bei beiden Stadt-

ratsdiskussion, daÉ keiner der CSU-Stadt-

rÇte die Arbeit der Pro Familia kritisierte
oder in Frage stellte. Trotz intensiver Nach-

frage der anderen Fraktionen blieb die

Mehrheitsfraktion bei ihrer streng formalen

Begràndung. Hintergrund dieses Verhal-

tens war mit einiger Wahrscheinlichkeit das

im Jahre 1980 ergangene ÅHolzgartner-Ur-

teilÑ. Mit diesem Urteil hatte der Pro Fami-

lia-Landesverband Bayern dem CSU-ârzte-

funktionÇr Holzgartner gerichtlich verbie-

ten lassen, weiterhin zu behaupten, die Pro

Familia rate Frauen zur Abtreibung.

Das negative Presseecho auf das Verhal-

ten der CSU-Stadtratsfraktion, die deutli-

che Kritik in der áffentlichkeit und nicht das

schlechte Wahlergebnis der Landtagswahl

1982 fàr die Mànchner CSU (Ràckgang von

50,1% auf 43.4%) veranlaÉte den seit Juni

1982 im Amt befindlichen neuen Kreisver-

waltungsreferenten, Dr. Peter Gauweiler,

dazu, uns eine KompromiÉlÖsung anzubie-

ten: Ein SonderzuschuÉ an den Verein fàr

eine ad hoc einzurichtende AuslÇnderbera-

tung nur fàr das Jahr 1983 war die etwas

verwunderlichen LÖsung. Die Kommunal-

wahl 1984 brachte die CSU wieder in die Op-

position. Die neue Stadtratsmehrheit been-

dete vorerst die finanzielle Zitterpartie und

beschloÉ eine tragfÇhige Bezuschussung auf

Dauer.

Ein Stuhl und seine Folgen

Auch die Mànchner Pro Familia wurde

ursprànglich von ârzten gegràndet. von da-

her war die Beratungsarbeit àber lange

Jahre durch die Mitarbeit der ârztinnen be-

stimmt. ÅDer StuhlÑ war daher ein selbstver-

stÇndliches und notwendiges Requisit der

Mànchner Beratungsstellen. Mit der 1974

beginnenden Bezuschussung der Beratungs-

stellen durch die Regierung von Oberbayern

begann diese BehÖrde, die auch Aufsichts-

behÖrde der Stadt Mànchen ist, zunehmend

mehr, die Beratungsarbeit zu kontrollieren.
Die im VerhÇltnis zu anderen Beratungsstel-

len groÉe Zahl von mitarbeitenden ârztin-

nen war der BehÖrde schon bald verdÇchtig

(und zu teuer). Da ârzte aber in den Bezu-

schussungsrichtlinien ausdràcklich als Mit-

arbeiter in Ehe- und Familienberatungsstel-

len genannt waren, hatte die Regierung

lange keine MÖglichkeit, die Zahl der ârzte

zu verringern.

Dies Çnderte sich schlagartig, als der zu-

stÇndige Sachbearbeiter von der Existenz

der Untersuchungsstàhle erfuhr. Sein Ver-

dacht war, wir wàrden eine illegale Arztpra-

xis unterhalten und dort vielleicht sogar ille-

gal Schwangerschaftsabbràche durchfàh-

ren. Diesen Verdacht konnten wir nur mit

groÉer Màhe und mit Hilfe der Stadt Màn-

chen ausrÇumen. Es blieb jedoch der Vor-

wurf, die ârztinnen wàrden nicht nur Bera-

tung im Sinne der Richtlinien durchfàhren

sondern auch ÅBehandlungenÑ vornehmen

(Untersuchungen, Verschreibungen).

Da wir befàrchten muÉten, daÉ damit die

bisherige Mitarbeit der ârztinnen gefÇhrdet

war, bemàhten wir uns mit Hilfe des DPWV

und der Stadt Mànchen intensiv, mit der Re-

gierung in eine inhaltliche Auseinanderset-

zung àber den Begriff der Familienplan-

ungsberatung und àber Beratung allgemein

einzutreten. Die Folge wÇr, daÉ wir

ultimativ aufgefordert wurden, die Stàhle

aus den RÇumen der Beratungsstellen zu

entfernen und uns sonst die Ràckzahlung

der gesamten Zuschàsse angedroht wurde.

In dieser kritischen Situation hÇtte das So-

zialministerium eine abschlieÉende KlÇrung

auf unseren Antrag hin vornehmen màssen.

Da wir jedoch befàrchten muÉten, daÉ diese

KlÇrung auf unseren Antrag hin vornehmen

màssen. Da wir jedoch befàrchten muÉten,

daÉ diese KlÇrung nur EinschrÇnkung be-
deuten kÖnne, kamen wir mit Hilfe der Stadt

auf eine relativ einfache LÖsung. Die Mitar-

beiter der ârztinnen und damit die MÖglich-

keit, weiterhin die ÅSozialpilleÑ zu verteilen,

wurde aus der Beratungsstelle in ein extra

ÅârzteprojektÑ herausverlagert, das ohne

staatliche Mittel, sondern nur mit stÇdti-

schen Mitteln finanziert wird. Fàr diese TÇ-

tigkeit wird in der Beratungsstelle ein eige-

ner Raum zur Verfàgung gestellt, der damit

nicht mehr zu den RÇumen der Beratungs-

stelle gehÖrt. Durch diese LÖsung war die

Regierung zufriedengestellt, und wir konn-

ten unsere Arbeit mit Stàhlen im gleichen

Umfang wie bisher, jedoch mit einem neuen

Projekt, fortfàhren. >
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Das Teamfunktioniert nicht mehr

Durch die groÉe Zahl der Mitarbeiter war

das bisherige Team nicht mehr arbeitsfÇhig.

Kommunikationsprobleme und unklare

Entscheidungsstrukturen fàhrten zu zahlrei-

chen Konflikten. Das Eingreifen des Vor-

stands konnte die Situation nicht verbes-

sern. In dieser Situation versuchten wir

Mitte 1985, mit Hilfe eines externen Organi-

sationsberaters eine neue Struktur fàr die

Einrichtungen der Mànchner Pro Familia zu

entwickeln.

Nach der gemeinsam entwickelten neuen

Struktur wurden sechs Arbeitsbereiche ge-

bildet, die ihre fachliche und organisatori-

sche Arbeit weitgehend selbstverantwort-

lich erledigen sollten. Jeder Arbeitsbereich

wÇhlte auf Zeit einen Leiter oder eine Leite-

rin. Diese sechs bildeten das ÅLeitungs-

teamÑ. Zusammen mit dem GeschÇftsfàhrer

sollte dieses Gremium die hÖchste Entschei-

dungsinstanz aller Mànchner Einrichtungen

sein. Dieses Gremium sollte alle Fragen ent-

scheiden, die nicht in den Arbeitsbereichen

selbst entschieden werden kÖnnen, alle
àbergeordneten Fragen und alle personellen

Angelegenheiten. Der GeschÇftsfàhrer
sollte den Vorstand mit weitgehender

Entscheidungskompetenz vertreten.

Der Vorstand selbst sollte-sich auf die

Vertretung des Verbandes in der áffentlich-

keit und die Mitgliederarbeit beschrÇnken

kÖnnen. Der Vorstand muÉte lediglich ent-

scheiden, wenn sich das Leitungsteam und

der GeschÇftsfàhrer nicht einigen kÖnnen.

Diese Struktur wurde inzwischen zwei

Jahre erprobt. In einer gemeinsamen Sit-

zung von Vorstand und Mitarbeitern im Ok-

tober 1987 wurde die neue Struktur als ver-

bindlich beschlossen.

Was wir gelernt haben

In den vergangenen Jahren haben wir

alle, als Mitarbeiter, als Vorstandsmitglie-

der oder als Mitglieder im Ortsverband

Mànchen sehr viel gelernt - oft und zunÇchst

vorwiegend unfreiwillig und in Reaktion auf

Ereignisse oder das Handeln anderer. Doch

je mehr wir verstanden, daÉ unsere fachlich

doch so gute (oder zumindest so gut ge-

meinte) TÇtigkeit nicht in einem gesell-

schaftlichen und politischen Vakuum statt-

finden kann, daÉ ZuschuÉgelder Interesse

verfolgen, daÉ auch politische Freunde oft

nicht weit genug denken (sondern die nÇch-

sten Wahlen im Blick haben), daÉ man

selbst gestalten muÉ, um nicht verunstaltet

zu werden, und daÉ man nur selbst die Vor-

aussetzungen schaffen kann, um handlungs-

fÇhig zu werden, kamen wir vom eher Natur-

wàchsigen, von der Reaktion zum eigenen

Planen und Handeln.

Wichtige Schritte dazu waren:

Ü Einrichtung und Professionalisierung von

GeschÇftsfàhrung und Verwaltung;

Ü arbeitsrechtlich geklÇrte und abgesicherte

BeschÇftigung der Mitarbeiter (Stellenbe-

schreibungen, schriftliche Arbeitsver-
trÇge, Umwandlung von HonorarvertrÇ-

gen in Festanstellungen);

Ü Entflechtung von Interessenlagen (keine

Mitarbeiter mehr im Vorstand, Wahl ei-

nes Betriebsrates) Ü neue Entscheidungs-

strukturen;

- regelmÇÉige áffentlichkeitsarbeit durch
Mitarbeiter (Pressekontakte, Kontakte

zur Fachbasis);

- KlÇrung der Arbeitsgrundlage mit Zu-

schuÉgebern und Pflege der persÖnlichen

Kontakte zu den entsprechenden Sachbe-

arbeitern;

Ü Aufbau und Pflege von politischen und

fachlichen Kontakten;

Ü Mitarbeit in Fachgremien zur Verbesse-

rung der Kommunikation und zum Auf-
bau solidarischer Unterstàtzung.

DaÉ unsere vielfÇltigen Bemàhungen
Schritte in die richtige Richtung waren, zeigt

der Erfolg unserer Bemàhungen auf Ein-

richtung dieses ÅSexualpÇdagogischen Pro-

jektesÑ.

Nach der stÇndigen Ablehnung der Zu-

schuÉantrÇge in den vergangenen fànf Jah-

ren war die intensive Einwirkung auf die

Meinungsbildung in der zustÇndigen Ver-

waltung (Stadtjugendamt), in den Stadtrats-

fraktionen und im Jugendwohlfahrtsaus-

schuÉ letztendlich erfolgreich: Gegen den
Willen der Jugendamtsleitung (bei Zustim-

mung der Referentenebene) beschloÉ der

JugendwohlfahrtsausschuÉ die Einrichtung
dieses Projektes mit zwei Mitarbeitern und
der entsprechenden sachlichen Ausstattung.

Friedrich W. Hose-
mann, 45, SozialpÇd-
agoge, GeschÇftsfàh-
rer des Ortsverbands
Mànchen der Pro Fa-
milia

Eva BÖller

Siebenhundertachtungzwanzigtausend-

einhundertundachtzig Arbeitslose sind zur

Zeit in Nordrhein-Westfalen registriert.

540019 erhalten Leistungen vom Arbeits-

amt. 29049 Menschen haben eine Arbeits-

beschaffungsmaÉnahme (ABM) Åergat-

tertÑ. Die letzte Zeit ist Ü besonders im

Ruhrgebiet - gekennzeichnet von Aktionen

der abhÇngig BeschÇftigten und ihrer Ge-

werkschaften gegen Arbeitsplatzabbau und

Vernichtung ganzer Stahl- und Bergbau-

standorte. Jede/r weiÉ, an einem Arbeits-

platz der Montanindustrie hÇngt ein weite-

rer aus anderen BeschÇftigungszweigen.

Die SPD-Landesregierung hat Ende 1987

einen Haushalt von 61 Milliarden verab-

schiedet. Der Schuldenberg tàrmt sich auf

100 Milliarden DM. Die Neuregelung des

LÇnderfinanzierungsausgleiches und die

Steuerreform schrÇnken die Öffentlichen

Haushalte des Landes und der Kommunen

noch mehr ein. StÇdte wie Duisburg und

Oberhausen hÇngen bereits am Tropf der

Landesregierung. ÅNRW schnallt den Gàr-

tel engerÑ (Frankfurter Rundschau, 19. 12.

1987) sind die wenig mutmachenden âuÉe-

rungen der Landespolitiker.

Finanzierung der Pro Familia

Angesichts dieser Lage kann sich Pro Fa-

milia insgesamt noch nicht arg beklagen.

Pro Familia unterhÇlt in Nordrhein-Westfa-

len 26 Beratungsstellen, die nach den Richt-

linien fàr Schwangerschaftskonfliktbera-

tung gefÖrdert werden. 70% der Mittel

kommen vom Land; 30 % sollen - nach dem

Willen der Landesregierung - von den Kom-

munen aufgebracht werden. Sollen! Und da

steckt auch schon PferdefuÉ. Diese 30%

sind fàr die Kommune eine sogenannte frei-

willige Leistung. In Zeiten angespannter
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Haushaltlage ist sie allerdings stÇndig ge-

fÇhrdet. Suggeriert doch der Sprachge-

brauch: ÅFreiwillige LeistungenÑ sind un-

wichtige Leistungen, die wir uns in Åfetten

JahrenÑ genehmigen, in Åmageren JahrenÑ

aber nicht mehr leisten kÖnnen. Nur wenige

wissen, was Åfreiwillige LeistungenÑ bedeu-

tet: Die Aufgaben, die sonst staatliche Stel-

len àbernehmen màÉten, werden auf Dritte

àbertragen. Leistungen dafàr sind nicht ein-

klagbar. Und was das heiÉt, hat Pro Familia

zur Genàge erfahren. Die flankierenden

MaÉnahmen zur Schwangerschaftskonflikt-

beratung Ü nach der Verabschiedung der In-

dikationslÖsung 1976 groÉ angekàndigt und

teilweise auch eingefàhrt - sind immer mehr

ÅweggespartÑ worden. Durch die Landesre-

gierung werden Sexualberatung und Sexual-

pÇdagogik nicht gefÖrdert. Die FÖrderricht-

linien beschrÇnken sich immer enger auf

Schwangerschaftskonfliktberatung und

Teilbereiche der Familienplanung. ÅFreiwil-

lige LeistungenÑ versuchen viele Kommu-

nen einzusparen, um ihr Defizit zu mildern.

Beispiele

Die Stadt KÖln (SPD regiert) weigert sich

seit Jahren, mehr als 25% der kommunalen

Kosten zu àbernehmen. Die fehlenden 5%

verschlingen rund die HÇlfte aller Landes-

mitgliedsbeitrÇge der Pro Familia. Im Klar-

text bedeutet das, BetrÇge, die in erster Li-

nie fàr SexualpÇdagogik, Sexualberatung

und andere Aufgaben gedacht sind, werden

uns weggenommen. Wir màssen sie ineinen

Bereich stecken, der vom Gesetzgeber den

Frauen zwangsweise vorgeschrieben wird

und daher auch von der Öffentlichen Hand

zu finanzieren ist.

Ein anderes Beispiel ist Krefeld. Dort er-

halten wir seit Jahren von der dortigen

CDU-Mehrheit im Rat eine Festbetragsfi-

nanzierung, die gerade 50% des kommuna-

len Soll-Anteils deckt. Dringende Aufforde-

rungen, die volle Deckung zu àbernehmen,

um unsere Vereinsmittel fàr andere

wichtige Aufgaben nutzen zu kÖnnen, sind

bisher immer abgelehnt worden mit dem

Hinweis auf knappe Kassen und am Ort ar-

beitende andere Beratungseinrichtungen

wie Gesundheitsamt und Sozialdienst Ka-

tholischer Frauen (SFK), die mÖglicher-

weise ausreichend seien. Zum Vergleich:

Der SKF hat etwa ein Sechstel der Bera-

tungsfÇlle und bekanntlich keine Indika-

tionsmÖglichkeit. Fàr das Jahr 1988 war so-

gar die nur 50%-FÖrderung in Frage ge-

stellt. Einfallsreiche Aktionen der GRä-

NEN, die auch im Stadtrat vertreten sind,

und die gute áffentlichkeitsarbeit von seiten

des DPWV haben dem Einhalt geboten. Die

Argumente àberzeugten auch die Vertrete-

rinnen der CDU-Fraktion, des SKF und die

Vorsitzende des Krefelder Katholikenrates.

Sie setzten sich fàr die Finanzierung der Be-

ratungsstelle der Pro Familia ein, damit wir

unser Geld in den vorbeugenden Bereich in-

vestieren kÖnnen. So ist als Ergebnis in die-

sem Jahr der Kelch noch einmal an uns vor-

beigegangen.

Es gibt auch Positives zu berichten. Die

CDU-Ratsmehrheit in Mànster weigerte

sich immer, Pro Familia àberhaupt zu unter-

stàtzen. Nach den letzten Kommunalwahlen

haben sich die politischen VerhÇltnisse ge-

Çndert. Die SPD/FDP-Mehrheit sichert uns

die 30 %-Finanzierung. Daràber hinaus un-

terstàtzt die Stadt erfreulicherweise alle prÇ-

ventiven MaÉnahmen wie SexualpÇdagogik,

Sexual-, Lebens-, Partnerberatung mit ho-

hen Zuschàssen, die eine wirksame Arbeit

mÖglich machen.

Die Verbandsarbeit bei Pro Familia ge-

staltet sich alle Jahre wieder zu einem Rin-

gen um die nÖtigen Finanzen, um Entsper-

rungsantrÇge, um Bewilligung zunÇchst ge-

sperrter Gelder, um Anerkennung von be-

sonderen Ausgabenposten. Bisherige Spen-

deneinnahmen und Gelder aus Straf- und

Gnadenverfahren sind drastisch zuràckge-

gangen. Grànde dafàr sind auch Arbeitslo-

sigkeit und Neue Armut. Die àber Strafver-

fahren festgelegten BuÉgelder werden zu-

nehmend den Staatskassen zugesprochen.

Die freien gemeinnàtzigen TrÇger gehen

mehr und mehr leer aus. Bei vermehrter

ZahlungsunfÇhigkeit der Verurteilten wird

die Strafe hÇufiger ÅabgesessenÑ oder abge-

arbeitet als bezahlt.

Beratungsbedarf

Zunehmende Arbeitslosigkeit und Armut

machen auch die Beratungen bei Pro Fami-

lia schwieriger, komplexer und damit lang-

wieriger. Materielle Probleme und/oder Ar-

beitslosigkeit verursachen viele Formen psy-

chischen Leids und neue Probleme. Mehr

Menschen suchen eine Beratung: von

Schuldnerberatung (Duisburg) bis Sexual-

Lebens-Partnerberatung. Und hier liegt ein

weiteres Problem der Pro Familia-Arbeit:

fàr diese Beratung erhalten wir keine Lan-

desmittel, sondern lediglich hier und da

kommunale Zuschàsse. Diese wiederum als

Åfreiwillige LeistungenÑ, die vorrangig ge-

strichen werden kÖnnen. Fàr das Jahr 1988

gibt es vermehrt negative Signale aus eini-

gen StÇdten.

Im Bereich der flankierenden MaÉnah-

men blieben uns als ÅPufferÑ die Arbeitsbe-

schaffungsmaÉnahmen auf kommunaler

Ebene. Hier konnte in Teilbereichen Pro

Familia-Arbeit in unserem Sinne geleistet

werden. Hinzu kommt ab 1988 ein landes-

weites AIDS-AufklÇrungsprogramm, das Ü

fàr uns vÖllig unverstÇndlich - ausschlieÉlich

auf ABM-Basis abgewickelt werden soll. In

Schnellkursen erhalten die kànftigen ABM-

KrÇfte AIDS-Unterricht, wobei uns die Ar-

beitsinhalte als TrÇger noch gar nicht be-

kannt sind, und màssen dann schnell, aber

zeitlich befristet in diesem schwierigen und

angstbeladenen Bereich, in Schulen und Ju-

gendfreizeiteinrichtungen arbeiten.

Aus der Praxis wissen wir um den Doppel-

charakter von ArbeitsbeschaffungsmaÉnah-

men. Zwei Jahre sind schnell um, eine neue

ABM-Kraft muÉ eingearbeitet werden. Bis-

her konnten wir aus finanziellen Grànden

keine einzige ABM-Stelle in ein unbefriste-

tes ArbeitsverhÇltnis umwandeln. Werden

diese Behelfe dem beratenden und/oder

dem ratsuchenden Menschen gerecht? Steht

es im VerhÇltnis zum Verwaltungsaufwand?

Wie kÖnnen wir verhindern, daÉ Arbeitsbe-

schaffungsmaÉnahmen ordentliche Arbeits-

verhÇltnisse verdrÇngen? Bei aller Kritik an

diesen BehelfslÖsungen wissen wir auch,

daÉ nur so einige Arbeitslose Berufserfah-

rung àberhaupt erwerben kÖnnen und dar-

àber hinaus einen Anspruch auf Arbeitslo-

sengeld bekommen. Und fàr uns ist es bisher

der Weg, zusÇtzlich Arbeitsinhalte anbieten

zu kÖnnen.

Neue Finanzierungsgrundlage

erforderlich

In ihrer Information zur Haushaltspolitik

im Sozialbereich erklÇrt die Landesregie-

rung am 15. 7: 1987: ÅEinschrÇnkungen sind

nur dort vorgesehen, wo in der Vergangen-

heit Mitnahmeeffekte festgestellt werden

muÉten.Ñ Professor Biedenkopf (CDU)

sagte auf der Mitgliederversammlung der

DPWV amS5. 12. 1987: ÅDie weitere Ent-

wicklung ist von unserer FÇhigkeit abhÇn-

gig, àberholte BesitzstÇnde abzubauen und

neue PrioritÇten zu setzen.Ñ Solche âuÉe-

rungen gehen schlicht an der RealitÇt der zu-

nehmenden Not einer groÉen BevÖlke-

rungsgruppe vorbei. Die RealitÇt belegt,

daÉ es nicht darum gehen kann, ÅBesitz-

stÇndeÑ abzubauen. Selbst ÅBesitzstands-

wahrungÑ reicht aufgrund der gestiegenen

Anforderungen an Pro Familia lÇngst nicht

mehr aus. Pro Familia muÉ finanziell in die

Lage versetzt werden, die not-wendenden

Beratungen geben zu kÖnnen. Verhandlun-

gen mit der Landesregierung und den Kom-

munen àber eine ausreichende, dynamische

Festbetragsfinanzierung einschlieÉlich der

FÖrderung der prÇventiven Arbeit der Pro

Familia laufen seit einiger Zeit. Sie geben

uns noch Hoffnung, die Finanzierung auszu-

weiten und uns von dem alljÇhrlichen Geld-

feilschen zu befreien. Die so gewonnene

Zeit kann dann sinnvoll fàr die inhaltliche

Arbeit genutzt werden.

Eva BÖller, BuchhÇndlerin, seit 1983 Landesvor-
sitzende der Pro Familia in NRW.



20

Die Geburt des Pro Familia-Kreisverban-

des im CDU-FDP-regierten Hochtaunus-

kreis in Hessen war langwierig und kompli-

ziert. Trotz hartnÇckigem Widerstand

wurde der Verein 1978 von Frau Bàschler,

der spÇteren Vorsitzenden, und einigen in-

teressierten Bàrgerinnen und Bàrgern ge-

gràndet. In RÇumen, welche die Stadt Bad

Homburg fàr vier Stunden in der Woche ko-

stenlos zur Verfàgung stellte, fanden ein

Jahr spÇter die ersten Beratungen statt. Die

erste Vorsitzende des Kreisverbandes war

zugleich Leiterin der Beratungsstelle; au-

Berdem gehÖrten dem Team noch eine ârz-

tin sowie eine Sozialarbeiterin an. Da alle

Mitarbeiterinnen zunÇchst auf Honorarba-

sis arbeiteten und spÇter lediglich Teilzeit-
VertrÇge hatten, muÉte das Beratungsange-

bot Ü zunÇchst Ü auf Schwangerschaftskon-

flikt- und Partnerschaftsberatung be-

schrÇnkt bleiben. Monate spÇter wurde das

Team um eine Mitarbeiterin erweitert, die

sich ausschlieÉlich der SexualpÇdagogik

widmete.

Die Kosten der Beratungsstelle wurden

durch Landesmittel, Kreiszuschàsse, Mit-

gliedsbeitrÇge, Spenden und Eigenmittel ge-

deckt.

Kontaktaufnahme und GesprÇche mit Po-

litikern der Stadt Oberursel ermÖglichten

es, auch dort eine Sprechstunde pro Woche

einzurichten, ebenfalls in stundenweise zur

Verfàgung gestellten RÇumen.

Die Pro Familia hatte es geschafft, in ei-

nem eher ablehnenden Haus einen FuÉ in

die Tàr zu bekommen. Nun galt es, diesen

Spalt millimeterweise weiter zu Öffnen.

Durch gute persÖnliche Kontakte sowie

jÇhrlich wiederkehrende GesprÇche mit Po-

litikern des Kreises und der beiden StÇdte

Bad Homburg und Oberursel wurde die Fi-

nanzierung der Beratungsstelle immer aufs

Neue sichergestellt.

Der Bekanntheitsgrad der Pro Familia in

der breiten BevÖlkerung war sehr gering.

Die Mehrzahl der Klienten-/innen wurde

von ârzten àberwiesen. Nur wenige kann-

ten das gesamte Spektrum der Pro Familia-

Arbeitsgebiete. Das bedeutete fàr die Mit-

arbeiterinnen, daÉ sie mit Informationen

aus der Beratungsstelle an die áffentlichkeit

gehen muÉten. Dies erfolgte in Form von In-

fostÇnden bei Veranstaltungen und Öffentli-

chen Podiumsdiskussionen im Stadthaus

von Bad Homburg.

Unsere systematisch angelegten zahlrei-

chen sexualpÇdagogischen Kontakte mit

Schulen, Einrichtungen der Jugendpflege,

Kirchengemeinden, KindergÇrten, Heimen

haben sich als gelungene und effektive áf-

fentlichkeitsarbeit erwiesen. Vor Ort, inden

Einrichtungen der abgelegenen Gemein-

den, haben wir die BevÖlkerung mit der Ar-

beit der Pro Familia theoretisch und prak-

tisch bekannt gemacht. Hier war es auch

mÖglich, MiÉtrauen und Vorurteile gegen

die Pro Familia zu thematisieren (Stand-

punkte zum $218) und teilweise auszurÇu-"

men.

Der Umzug 1986 in eigene RÇume war ein

finanzielles Wagnis. Dadurch konnten wir

jedoch endlich tÇgliche áffnungszeiten in ei-

ner angemessenen Umgebung anbieten.

Gleichzeitig wurden einige strukturelle Ver-
Çnderungen vorgenommen: Zum einen wur-

den Vorstand und Mitarbeiterteam perso-

nell voneinander getrennt, zum anderen

entschloÉ sich das Team, die Verantwortung

fàr die Arbeit gleichberechtigt zu tragen und

verzichtete auf eine Leitung. Das bedeutete

zunÇchst einen Mehraufwand fàr die Mitar-

beiterinnen, da sich grundsÇtzlich jede àber

die VorgÇnge in der Beratungsstelle sach-

kundig machen muÉte.

Ein groÉer Vorteil dieser Organisations-

form zeigt sich darin, daÉ von nun an alle

Auskànfte erteilen und in GesprÇchen mit

den verschiedenen Gremien des Kreises und

den Gemeinden Stellung beziehen konnten.

Vor allem die gute und regelmÇÉige Zusam-

menarbeit von Team und Vorstand (Klau-

surtagungen und Mitarbeiterbesprechun-

gen) machten es mÖglich, daÉ Konzepte in-

haltlich gemeinsam erarbeitet werden konn-

ten.

Eine konstruktive áffentlichkeitsarbeit

stand an erster Stelle; sie hatte zweierlei

Ziele im Auge:

Ü detailierte Information zu geben àber die

verschiedenen Arbeitsgebiete der Pro Fa-

milia, verbunden mit konkreten Angebo-

ten fàr verschiedene Zielgruppen (Fort-

bildung fàr Multiplikatoren, GesprÇchs-

gruppen und Jugendliche und Erwach-

sene).

Ü die Arbeit der Pro Familia durch regelmÇ-

Rige finanzielle Zuschàsse (Verankerung

im Haushalt) aller StÇdte und Gemeinden

im Hochtaunuskreis zu sichern.

Alle GesprÇche mit offiziellen Personen

und Gremien wurden grundsÇtzlich von je

einem Vorstandsmitglied und einer Mitar-

beiterin gefàhrt. Unsere Schreiben, Jahres-

berichte und Einladungen gingen stets an

alle Fraktionen des Kreises und der Kom-

munen. Es war uns wichtig, mit allen ins Ge-

sprÇch zu kommen.

Die zeitaufwendige Arbeit war ein voller

Erfolg! Innerhalb von zwei Jahren waren 11

von 13 Gemeinden bereit, die Arbeit der

Pro Familia mit unterschiedlichen BetrÇgen

regelmÇÉig zufÖrdern; der KreiszuschuÉ

wurde erhÖht. Die Beratungsstelle ist zu ei-

ner festen Einrichtung geworden, die von

anderen Institutionen ernst- und von der Be-

vÖlkerung immer mehr in Anspruch genom-

men wird.

AuÉer gezielten Pressekonferenzen be-

steht ein weiterer Bereich unserer áffent-

lichkeitsarbeit bis heute darin, bei regelmÇ-

Bigen Veranstaltungen und àber die Presse

zu bestimmten Themen wie Aids, Situation

der alleinerziehenden Frauen Stellung zu

nehmen.

Nach wie vor ist die Pro Familia eine Or-

ganisation, die sich mit Vorwàrfen und Ver-

urteilungen durch Andersdenkende ausein-

anderzusetzen hat. Auch hier haben wir die

Erfahrung gemacht, daÉ àber die áffent-

lichkeit Ü aber auch im persÖnlichen Ge-

sprÇch Ü AufklÇrung und etwas mehr gegen-

seitige Akzeptanz geschaffen werden kann.

Klar ist uns allen, daÉ dies nur mit qualifi-

zierter Arbeit und mit viel Einsatz von Vor-

stand, Mitarbeiterinnen und Mitgliedern,

hÇufig in der Freizeit, geleistet werden

kann: heute und in Zukunft.

Ràckblickend auf knapp zehn Jahre der

Pro Familia im Hochtaunuskreis kann ge-

sagt werden, daÉ eine offensive kontinuierli-

che, breit angelegte áffentlichkeitsarbeit

dazu gefàhrt hat, daÉ die Arbeit fàr alle

transparent wurde und die Pro Familia zu ei-

ner bekannten Einrichtung geworden ist.
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chen. Aber sie hÇlt einer Kritik nicht Stand.

Gerald Ullrich

Die Öffentliche Diskussion um die legale

Abtreibung hat sich in den letzten Jahren

verschoben: der Celler Amtsrichter, der ei-

nem 16jÇhrigen, in einem Heim lebenden

MÇdchen das Recht absprach, sich Ü ent-

sprechend der Çrztlichen Meinung - auf die

soziale Notlage als Indikation fàr den lega-

len Abbruch zu berufen), setzt nur eines

unter vielen Zeichen fàr die ÅWendeÑ in der

Abitreibungs-Politik.

Eher zufÇllig denn berufsmÇÉig wurde ich

vor einiger Zeit mit den VerÖffentlichungen

von Professor Peter Petersen vertraut, ei-

nem gynÇkologischen Psychosomatiker und

ehemaligem Kuratoriumsmitglied der Pro

Familia, aus der er sich mit einer Polemik in

Form eines Åoffenen BriefesÑ 1980 verab-

schiedete?). Aus der Vielzahl der (schlech-

ten) AktualitÇten, die seine zahlreichen

VerÖffentlichungen enthalten, mÖchte ich

hier vor allem seine Ausfàhrungen zur Frage

der Åseelischen Folgen nach legalem

SchwangerschaftsabbruchÑ herausgreifen,

weil auch solche Åseelischen FolgenÑ zur

(psychohygienischen) Begràndung einer

VerschÇrfung der Indikationspraxis disku-

tiert werdenë) und weil an dieser Diskussion

eine reduktionistische Auffassung in der

Frage seelischer Verarbeitung deutlich ge-

macht werden kann.

Empirische Untersuchungen

Eine Auswertung verschiedener Nach-

untersuchungen an Frauen nach legalem

Schwangerschaftsabbruch bildet den Aus-

gangspunkt*). Die von Petersen durchgese-

henen und referierten Untersuchungen

stimmten dahingehend àberein, daÉ bei we-

nigstens zwei Dritteln der Frauen Reaktio-

nen der Entlastung und der Erleichterung

aufgetreten waren, daÉ bei bis zu einem

Viertel der Frauen passagere, zumeist de-

pressiv gefÇrbte Symptome auftraten und

daÉ schlieÉlich vier bis neun Prozent der

Frauen lÇngerfristige und schwere seelische

StÖrungen zeigten. Korrelative Zusammen-

hÇnge mit ÇuÉeren Faktoren, also etwa dem

Familienstand, der sozialen Schicht, die pro-

gnostisch gànstige oder ungànstige Verar-

beitungsweisen anzeigen kÖnnten, lieÉen

sich als statistisch bedeutsam nur fàr Åstarke

religiÖse BindungÑ und fàr Merkmale sozia-

ler Isolation der Frauen (als jeweils progno-

stisch ungànstige Faktoren) feststellen. Im

Hinblick auf die Indikationsarten, diein den

Untersuchungen zugrundliegenden Stich-

proben ebenfalls variierten, zeigte sich ent-

weder kein EinfluÉ, oder es sprach die ÅNot-

lagen-IndikationÑ eher fàr eine gànstige,
ohne gravierende seelische Beschwerden

einhergehende Verarbeitung des Abbruchs.

Stellt man in Rechnung, daÉ im Hinblick

auf konflikthafte Verarbeitung ein ÅGefÇlle
von der sozialen àber die medizinische zur

psychiatrisch-sozialen und schlieÉlich rein

psychiatrischen Indikation bestehtÑ*), wÇre

fàr die zahlenmÇÉig wohl bedeutsamste

Gruppe der Notlagen- und medizinischen

Indikationen eher mit einem noch geringe-
ren Auftreten gravierender Verarbeitungs-

formen zu rechnen gewesen.

In das Schicksalfàgen

Fàr Petersen gelten Ü Åganz gleich, wie

man diese Zahlen interpretiertÑ Ü diese als

des Eingriffs und der damit zusammenhÇn-

genden UmstÇndeÑ*). Sie besagen, daÉ bei

vier bis neun Prozent der Frauen mit schwe-

ren und lÇngerfristigen AuffÇlligkeiten zu

rechnen sei. Ein Ergebnis, das er spÇter als

Åàberraschend hohen ProzentsatzÑ von

Frauen mit psychoreaktiven StÖrungen auf-

greiftèè), das ihn zum Umdenken in der Be-

ratungsfrage bewogen hat, in der der Selbst-

bestimmung der Frau nicht mehr die hÖchste

PrioritÇt zuerkannt wirdÄ). Ein Ergebnis

auch, das in die Beratung im Sinne der Auf-

klÇrung der Frau Åàber alle Risiken des Ab-

ortesÑ einflieÉen sollé Hv. P.) und das so

den Boden bereiten hilft fàr einen von Pe-

tersen so genannten Åentscheidenden inne-

ren ReifungsschrittÑé), der im Kern besagt:

ÅBewuÉtsein fàr das vorgeburtliche Men-

schenlebenÑ*) und eine dazu entsprechende

Haltung des ÅKommenlassensÑ, in der die

Frau fÇhig wird, Åaus innerer Einsicht in die

Notwendigkeit des eigenen Fruchbarkeits-

schicksals zu handelnÑÄ). Dieses mit den im

ÅNew AgeÑ aufgekommenen ÅSchicksals-

PsychologienÑ sehr verwandte ÅArgumentÑ

kann dann wahlweise gegen die an kànst-

licher Befruchtung interessierte Frau ge-

wandt werden, wie gegen die schwangere,

an Abtreibung denkende. Allemal geht es

um das Sich-Fàgen ins eigene Schicksal, das

ÅneuÑ geschen werden soll, statt es han-

delnd zu verÇndern.

Was mir Ü ungeachtet der pseudopsycho-

logischen VerbrÇmungen weiblicher GebÇr-

fÇhigkeit Ü hier zunÇchst wichtig erscheint,

ist die eigentlich psychologische Frage der

Verarbeitung des Abbruchs, das heiÉt, des

VerhÇltnisses von realem Ereignis und des-

sen subjektiver ReprÇsentation. Sind aus

dem Umstand, daÉ nach dem Abbruch bei

einem Teil der Frauen gravierende seelische

Reaktionen festgestellt werden kÖnnen,

Ràckschlàsse àber den Abbruch zulÇssig?

Oder lassen sich gar ÅprÇventiveÑ Indika-

tionsverweigerungen rechtfertigen im Sinne

ÅpsychohygienischerÑ Konsequenzen aus

diesem Befund?

Abbruch als Trauma?

Petersen schon sprachlich kurioses Resu-

nÇmlich ÅFrauen, die den Schwanger-

schaftsabbruch wànschen, in jedem Fall zu

einem bestimmten Prozentsatz(?!) ein un-

glàckliches Schicksal habenÑ (ë' Hv. G. U.)

und daÉ man (als prognostische Faustregell)

mit soundsoviel Prozent StÖrungen zu rech-

nen habe, reduziert die seelischen Reaktio-

nen auf dem Abbruch selbst innewohnende

SchÇdigungen, so, als handele es sich hier

um einen quasi naturwàchsigen und nicht

etwa eminent gesellschaftlichen und psycho-

logisch vermittelten ProzeÉ. (Im àbrigen

eine, fàr einen mit der Trauma-Diskussion

in der Psychoanalyse sicher wohlvertrauten

Psychoanalytiker, seltsam unkritische Auf-

fassung.)

So heiÉt es denn auch im Titel des Artikels

von Petersen Åseelische Folgen nachÑ und

nicht von legalen Abbràchené). Aber was

sind ÅFolgen nachÑ? Angemessener wÇre es

in der Tat, von seelischen Reaktionen nach

legalem Schwangerschaftsabbruch zu spre-

chen. Dadurch wÇre der Blick dann stÇrker

auf die verschiedenen Verarbeitungsweisen

und deren Determinanten gelenkt. Dies

deutet sich bei Petersen auch in der Rede

von der traumatisierenden Wirkung des Ab-

bruchs und der damit zusammenhÇngende

UmstÇnde an. Allein, eine Reflektion dieser

ÅUmstÇndeÑ, also aller vermittelnden Fak-

toren, findet kaum statt, seien diese nun un-
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mittelbar siltuationsspezifische (abschÇtzige

und verurteilende Blicke der am Abbruch

beteiligten Behandler), Ereignisse im Vor-

feld (die NÖtigung, àberhaupt eine Indika-

tion zu erlangen) oder auch àberdauernde

innere und ÇuÉere Dispositionen. Wie wich-

tig auch letztere sind, zeigen statistisch gesi-

cherte ungànstige Faktoren die, anstatt

sie mit dem Hinweis auf die grundsÇtzliche

ÅRelativitÇt statistisch ermittelter Fakto-

renÑ auszublendenç), eine eingehendere

Wàrdigung hÇtten erfahren màssen.

Zu einem lange wÇhrenden Trauma wird

der Abbruch offenbar nicht als Abbruch,

sondern vermittelt àber die spezifischen Be-

deutungen, die die Betroffenen diesem ver-

leihen. Das heiÉt, selbst offenkundig im Zu-

sammenhang mit dem Abbruch auftretende

seelische Krisen sind nicht als dessen schÇdi-

gende Potenzen anzusehen, was umgekehrt

nicht heiÉen darf, daÉ man nicht mehr als

bisher fàr eine nicht-traumatisierende

Durchfàhrung des Abbruchs tun sollte - im

Gegenteil.

ÅPsychohygieneÑ

Entsprechende Zahlenangaben àber

Åseelische FolgenÑ aber disqualifizieren (zu-
mindest nicht ohne die entsprechende bevÖl-

kerungspolitische Absicht) den Abbruch
nicht und lassen sich schon gar nicht in zu er-

wartende Probleme umrechnen. Geschieht
dies dennoch, wird immer versucht, jene ge-

sellschaftlichen Bedingungen, die im Sub-

jekt diese Reaktionen hervorbringen, durch

Reduktion auf die Handlung als solche aus-

zublenden. Dadurch wird die Handlung ei-

nerseits dÇmonisiert, der Abbruch erscheint

dann als sozusagen psychisch ÅgefÇhrlichÑ,

und andererseits wird der individuelle Spiel-

raum ausgeklammert, der nÇmlich in der Di-

stanzierung und äberwindung von herr-

schenden Normalvorstellungen bestehen

kann, seien diese religiÖser oder sÇkularer

Natur.

WÇhrend fàr Petersen die ErÖrterung der

Frage ÅpsychohygienischerÑ Konsequenzen

aus dem Umstand seelischer StÖrungen nach

legalem Schwangerschaftsabbruch der Ent-

faltung seiner Fruchtbarkeits-Psychologie

dientë), auf die einzugehen nur im Rahmen

einer gesonderten Abhandlung mÖglich

wÇre, halte ich schon diese ÅPsychohy-

gieneÑ-Diskussion selbst fàr im doppelten

Sinne verschleiernd:

1. verdeckt Ü ganz praktisch gesehen Ü- der

Hinweis auf solche Åpsychohygieni-

schenÑ, prÇventiv gemeinten Indika-

tionsverweigerungen zur Vermeidung

nachfolgender seelischer Krisen die

MÖglichkeit, statt dessen begleitende

psychotherapeutische Hilfen anzubieten,

àber die die vermittelnden Faktoren auf-

geklÇrt Ü anstatt àber prÇventives Nicht-

Handeln zugedeckt Ü wàrden;

2. suggeriert diese Diskussion die Vorstel-

lung, der Staat verfolge àberhaupt ein In-

teresse zum Wohle der Frau. DaÉ dem

keineswegs so ist, zeigen nicht allein die

angekàndigten $218 StGB-VerschÇrfun-

gen, sondern es wird dies besonders deut-

lich durch deren äbereinstimmung mit

der sich durch die neuere Geschichte zie-

henden staatlichen BevÖlkerungspolitik,

als einer auf Repressionen beruhenden

Menschenproduktion, die von den Prota-

gonisten dieser Politik gern als ÅFami-

lienplanungÑ ausgegeben wirdÄ). Nicht

zuletzt ÇuÉert sich dieses gegen die Inter-

essen der Frau gerichtete staatliche Inter-

esse in der Interpretation des Grundge-

setzes, das dadurch heute eine Waffe ge-

gen die Selbstbehauptung der schwange-

ren Frau ist, historisch aber als ihr Schutz

gegen die Interessen des (faschistischen)

Staates konzipiert war!").

Auf das aufgeregte Geschrei um die

Fruchtbarkeit des Schwangerschaftsab-

bruchs hatte schon Bertolt Brecht (1930)

eine noch heute passende Antwort:

So wie der Staat es in seiner Justiz macht Ü

er bestraft den Mord, sichert sich aber das

Monopol darauf -, so macht er eseben àber-

haupt: Er verbietet uns, unsere Nachkom-

men am Leben zu verhindern Ü er wànscht

dies selber zu tun. Er behÇlt sich vor, selbst

abzutreiben, und zwar erwachsene, arbeits-

fÇhige Menschen.'")
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ausweist.

Als erstes vermisse ich im Pro Familia-

Standpunkt das leiden-schaftliche Engage-

ment, mit dem dieser kurz, prÇzis und deut-

lich dargelegt wird.

Als zweites vermisse ich die klar zum Aus-

druck gebrachte Ablehnung des geplanten

Bundesberatungsgesetzes durch Pro Fami-

lia auf der Basis des Verbandsbeschlusses

von 1986 Ü bekrÇftigt 1987 -, der die Strei-

chung des $218 aus dem Strafgesetz auf-

grund der gesammelten Erfahrung von Jahr-

zehnten fordert.

Als drittes vermisse ich den gàltigen

rechtlichen Rahmen, innerhalb dessen

die Diskussion zu verlaufen hat. In ÅBe-

ratung in SchwangerschaftskonfliktenÑ

aus evang. Sicht und Verantwortung

finde ich beispielsweise den rechtlichen

Rahmen der Beratung, wie folgt abge-

druckt:

Bundesgesetz: Der $218 b StGB

schreibt vor, daÉ eine Frau sich minde-

stens 3 Tage vor dem Eingriff an einen

anerkannten Berater gewandt haben muÉ,
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muÉ, um àber die zur Verfàgung stehenden

Öffentlichen und privaten Hilfen fàr

Schwangere, Màtter und Kinder beraten zu

werden, die die Fortsetzung der Schwanger-

schaft und die Lage von Mutter und Kind er-

leichtern.

Mit dieser Beratung bleibt die Frau straffrei.

Im Pro Familia-Standpunkt hat der recht-

liche Rahmen nicht nur offensichtlich kei-

nen Platz gefunden, er hat - hinsichtlich der

sozialen Beratung nach $218 b StGB - wohl

auch keine Rolle gespielt.

In ÅBeratung zugunsten des LebensÑ ist

allerlei Allgemeines àber psychosoziale Be-

ratung zu lesen, weder fehlt eine Interpreta-

tion dessen, was das eigentliche ist, noch,

wem wir diese Definition verdanken. Kein

Mensch wird irgendetwas davon auch nur ir-

gendwie in frage stellen, so allgemein gehal-

ten ist es schlieÉlich; weder ich noch irgend-

ein CSU-AnhÇnger kann daran etwas aus-

setzen. Nur frage ich mich, was es da eigent-

lich soll. Hinzu kommt, daÉ Pro Familia

mehrfach und nachdràcklich warnt Ü ich

frage mich, wen denn? Ü den pÇdagogischen

Zeigefinger erhebt, um deutlich zu machen,

was denn Ziel jeder Beratung sei, wenn es

eine psychosoziale ist. Ich frage mich, wer

soll denn belehrt werden? Der ganze, sich

anschlieÉende ÅWirkungsÑ-Rest (S. 6) hat

die Trennung von Frau und Schwanger-

schaft so nahtlos nachvollzogen, daÉ ich im-

mer weniger begreife, wieso innerverband-

lich fachlich hochkarÇtig besetzte Seminare

etwa zur ÅWeiblichen SexualitÇtÑ durchge-

fàhrt werden, wiese intensiv arbeitende

Gruppen sich tagelang mit dem Thema ÅBe-

ratungç auseinandersetzen, alles mit Ergeb-

nisprotokollen an den Bundesvorstand,

wenn sich diese Erkenntnisse, daÉ beispiels-

weise eine schwangere Frau nicht getrennt

gesehen werden kann von ihrer Schwanger-

schaft und von daher es sich ausschlieÉt, von

TÖtung eines Menschen zu sprechen, wenn

es um Abtreibung geht, wenn dies sich im

Pro Familia-Standpunkt nicht nieder-

schlÇgt.

Was gesetzlich vorgeschrieben, also Auf-

gabe der Beratung nachÄ $218 b StGB ist,

wird der psychosozialen Beratung dann un-

mittelbar nachgeschoben. Was also ist ge-

meint, was ist der Standpunkt?

Hier zur ErlÇuterung mein Standpunkt:

Jede unserer Beratungsstellen informiert,

Verfàgung stehenden Öffentlichen und'pri-

vaten Hilfen fàr schwangere Frauen und -

die $pÇteren - fàr Màtter und Kinder. Diese

Information ist der schwangeren Frau

selbstverstÇndlich immer dann hilfreich,

wenn sie keine, zuwenige oder ungenaue

Kenntnisse àber die sich stÇndig Çndernden

familienpolitischen MaÉnahmen hat und

diese bei ihrer Entscheidung, ein Kind aus-

zutragen oder abzutreiben, eine Rolle spie-

len. Aber selbst wenn sie keine Rolle bei ih-

rer Entscheidung spielen, kann sie diese In-

formation, zu der wir verpflichtet sind, ver-

kraften, wie wir aus Erfahrung wissen.

Im offiziellen Sprach- und Denkgewirr

wird aus dieser Informierung eine psychoso-

ziale Beratung. Dies ist verstÇndlich in kon-

fessionellen Einrichtungen. Hier sollen

schlieÉlich in die Beratung religiÖse äber-

zeugungen einflieÉen, ohne Hehl, mit gra-

duellen konfessionellen Unterschieden in

der Einstellung zur Abtreibung.

Aber was heiÉt bei uns, Pro Familia, psy-

chosoziale Beratung? HeiÉt das, daÉ wir

auch einen irgendwie gearteten ideologi-

schen Aspekt psychologisch in die soziale

Beratung einflieÉen lassen wollen? Wenn ja

Ü welchen? Wenn Pro Familia schwangere

Frauen, die zur sozialen Beratung nach 8218

b kommen, psychosozial beraten will, unter-

scheidet sie sich, in nichts von konfessionel-

len Einrichtungen, allenfalls darin, daÉ die

Betroffenen nicht wissen, was ihnen bevor-

steht, im Gegensatz zu den konfessionellen

Einrichtungen.

Solange wir im Strudel dieses Psychobera-

tungsgewirrs gefangen bleiben, es so àber-

nehmen, wie im Pro Familia-Standpunkt,

daÉ die gegnerische Seite unsere Åpsychoso-

ziale BeratungÑ mit ihren - zugegebenerma-

Éen idiotischen Ü Psycho-Unterstellungen

anfàllt und diskreditiert.

Das alles fàhrt allerdings dazu, daÉ ich

diesen Pro Familia-Standpunkt gern fàr die

innerverbandliche Weiterbildung. benutzte,

daÉ ich ihn aber nach MÖglichkeit nur mit

Vorbehalt auÉerhalb des Verbandes ver-

teile. Und das Çrgert mich.

Das warÄs, was ich noch sagen wollte.

Ulla Ellerstorfer
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Susanne v. Paczensky: nr
Gemischte Gefàhle. $

Verlag C.H. Beck, & .

Mànchen 1987. 96 Sei-

ten, DM 12,80

Susanne von Paczensky gab im November

1987 ihr Buch ÅGemischte Gefàhle von

Frauen, die ungewollt schwanger sindÑ im

C.H. Beck Verlag heraus.

Mit ihren Augen ermÖglicht die Autorin

Leserinnen und Lesern dieses schmalen un-

aufwendigen Taschenbuches, hinter den

Alltag von schwangeren Frauen zu schauen,

neben denen sie in der Zwangsberatung vor

einer Abtreibung saÉ. Ohne kÇmpferisches

WortgetÖse, leise und unkompliziert in der

Sprache, nÇhert sie sich erneut der Thema-

tik Åungewollte SchwangerschaftÑ, in bis-

lang ungewohnter Weise. Als entschÇle sie

behutsam eine Zwiebel, so entfaltet sie die

emotional und rational komplexe Verfas-

sung einer Frau, die von einer Schwanger-

schaft, die nicht beabsichtigt war, erfÇhrt,

die entscheiden muÉ, ob sie diese Schwan-

gerschaft austragen und ein Kind haben will,

oder ob sie diese Schwangerschaft abbre-

chen lÇÉt.

ZwÖlf Monate lang hat Susanne v. Pac-

zensky im Hamburger Familienplanungs-

zentrum Frauen in dieser Situation zuge-

hÖrt: Schàlerinnen, Studentinnen, Ange-

stellten, Beamtinnen, SozialhilfeempfÇnge-

rinnen, Prostituierten und DrogenabhÇngi-

gen - auslÇndischen und deutschen Frauen Ü

Ledigen mit -Partnern, Alleinstehenden

ohne festen Freund, Geschiedenen, Verhei-

rateten Ü Frauen, die unsere Freundinnen,

Ehefrauen, Schwestern, TÖchter, Màtter,

Verwandte und Bekannte sein kÖnnen. Jede

dritte vonuns...

In diesem Buch wird nahezu nichts àber

die Geschichte des Paragraphen 218 gesagt.

Die sozialen Bedingungen, in denen Frauen

in der Bundesrepublik leben und leben màs-

Wirklichkeit in jedem Kapitel auftaucht. Es

handelt nicht von den Beziehungen zwi-

schen Frauen und MÇnnern, MÇnner blei-

ben als Åbedrohliche SchattenÑ, als Unent-

schlossene, als Trostbedàrftige, als Kàmme-

rer oder Stumme schemenhaft ungreifbar.

Das Buch geht nicht ein auf die katastro-

phale medizinische Unterversorgung der

Frauen in diesem Land, wenn es um Abtrei-
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bung geht, wenn es auch ohne Scheu àber

den medizinischen Eingriff beim Abbruch

informiert.

Fàr all diese Themen gibt es genug an-

dere, auch neue VerÖffentlichungen.

Themen des Buches sind die gemischten

Gefàhle von schwangeren Frauen, - dassind

ihre ângste vor einer falschen Entschei-

dung, gleichviel welche es sei, ihre äberle-

gungen, Infragestellungen und Selbstbezie-

hungen, sind EinschÇtzungen der eigenen

Person, manchmal verbunden mit dem er-

sten konkreten Bilanzziehen des eigenen

Lebens ÅvorwÇrts und ràckwÇrtsÑ Ü wie die

Autorin schreibt, wenn diese Entscheidung

ansteht.

Selbst die Attitude von Emanzipation, die

sich eine abtreibende Frau geben kÖnnte

oder die ihr àbergestàlpt wird, kann fallen,

wenn sie denn nichts weiter ist. Der Appell

der Autorin ist nicht zu àberhÖren: Frau ist

ein Mensch, der eine Entscheidung trifft,

wie es ihm in seinen LebenszusammenhÇn-

gen, indenen er bleiben mÖchte, mÖglich ist

und wie er lernen konnte, zu entscheiden in

einer singulÇren, immer wieder ganz beson-

deren, geschlechtsspezifischen Lebenssitua-

tion. Die Vielfalt der Gefàhle leuchtet auf,

wenn das Beziehungsgeflecht, innerhalb

dessen Frauen sich entscheiden Ü leicht,

schwer, zerrissen, enttÇuscht, mutig, stolz,

tapfer, aufgebend - ins Blickfeld ràckt.

Durch wenige, an den Anfang des Buches

gesetzte Zeitungsausschnitte ràckt Susanne

v. Paczensky das Spektrum der Gegnerin-

nen und Gegner der Abtreibung ins rechte

Licht, die Schattierungen ihres frauen-, kin-

der- und menschenfeindlichen BewuÉtseins

bedàrfen nicht einmal mehr der eigenen

Worte. DaÉ Abtreibung niemals TÖtung ei-

nes Menschen, niemals Mord eines Men-

schen ist, darauf macht das dichteste, fàr

mich wichtigste Kapitel des Buches auf-

merksam: ÅDas Kind im Kopf- das Kind im

BauchÑ. In aller Deutlichkeit erfahren wir

von der Diskrepanz zwischen der einen be-

troffenen Frau, ihrem Denken und Fàhlen

verursacht durch die Unordnung, der schÖ-

nen Welt der Logik und Eindeutigkeit, die

das abstrakte Diskrepanz zwischen ihr und

all der anderen nichtbetroffenen Frauen und

MÇnnern, die sich engagieren fàr oder gegen

diese Frau und doch nichts mit ihr gemein

haben. In diesem Kapitel geht es bei der be-

troffenen schwangeren Frau um die Wieder-

kehr ihres KÖrpers, ihrer ganzen KÖrper-

lichkeit, um die oft quÇlende Bemàhung sei-

ner Ràckkehr aus eigenen und fremden

Vorstellungswelten Ü der der imaginierten

Frau, der imaginierten Mutter, des imagi-

nierten Kindes und seines Entwurfes - in die

Konkretheit ihres Daseins.

Die Angst vor der Abtreibung und ihren

Folgen - ein weiteres Kapitel des Buches Ü

ist die Angst der Frau vor der BeschÇdigung

ihrer KÖrperlichkeit mit all den in sie ver-

mischten eigen-fremden Phantasien und
Gefàhlen. Es ist ihre Angst, sich ein Leid an-
tun zu sollen, was noch heute massenhaft

zum Tode fàhrt, wenn auch nicht mehr in

unseren Breitengraden, oder sich ein Leid

antun zu lassen von einem hÇufig sie miÉbil-

ligenden fremden Menschen, es ist diese

Angst, die so schÇndlich von den meisten in-

volvierten DBerufsgruppierungen miÉ-

braucht und kànstlich verschoben wird auf

die Angst, die die Frau haben soll, einen

Menschen zu tÖten.

Susanne v. Paczensky ist sparsam geblie-

ben mit Worten. Auf nur 90 Seiten versucht

sie, fàr die in der áffentlichkeit zurecht

schweigsam gewordenen Frauen Gedanken-

gefàhle in Sprache zu kleiden, die Ü wie ein-

fach, fast tagebuchartig sie auch sein mag -Ü

immer nur Abklatsch, das heiÉt Abstrahie-

rung und Verfremdung erlebter gemischter

Gefàhle sein kann. }

Ein lesenswertes Buch, das eine andere

Nachdenklichkeit auslÖst.

Ulla Ellerstorfer

Herta DÇubler-Gme-
lin/Renate Faerber-Hu-
semann: $218. Der tÇg- (d
liche Kampf um die EEE
Reform, Verlag Neue tÇgliche Kampf
Gesellschaft, Bonn um die Reform
1987, 192 S., DM
19,80.

Wenn Herta DÇubler-Gmelin ein Buch

zum $218 schreibt, darf man gespannt sein.

SchlieÉlich ist die stellvertretende Vorsit-

zende der SPD-Bundestagsfraktion auf die-

sem Gebiet durchaus kompetent - als Juri-

stin und Fachfrau in Bonn fàr den SPD-Ar-

beitskreis Recht. Doch hier beginnt auch

schon das ganze Dilemma: Man kann eben

nicht eine SPD-Wahlschrift verfassen (und

nichts anderes ist das Buch) und sich gleich-

zeitig als Feministin verkaufen, die jeden

Stolperstein Åder MÇnnergesellschaftÑ wà-

tend beiseite wirft. Und man kann auch

nicht an die groÉen politischen Kampfzeiten

gegen $218 am Vorabend des Ersten Welt-

krieges und spÇter in den 20er Jahren erin-

nern und, ohne wenigstens einmal den be-

vÖlkerungspolitischen Kern des $218 prÇ-

zise zu benennen, nur Ådie MÇnnerÑ als die

TÇter, die Schuldigen, die Ignoranten jeden

Abtreibungselends hinstellen.

ZwangslÇufiges Resultat eines solchen

methodischen Vorgehens sind ebenso hane-

bàchene wie inhaltlich peinliche Behaup-

tungen. Zum Beispiel, daÉ es die Arbeiter-

bewegung versÇumt habe, die Geburtenre-

gelung zu progapieren, und daÉ das massen-

hafte Abtreibungselend MÇnner durchweg

unberàhrt lieÉ, Åauch solcheÑ, so wÖrtlich,

Ådie sich fàr die Verbesserung der sozialen

Situation der Arbeiterklasse einsetztenÑ.Da

kann man nur mit demKopf schàtteln. Denn

was ist mit den sozialistischen und kommu-

nistischen ârzten, die Kopf und Kragen ris-

kierten, weil sie auch gegen den Widerstand

in den eigenen Reihen (in der ârzteschaft

waren ja die hartnÇckigsten Verfechter ei-

nes scharfen Abtreibungsverbots versam-

melt) fàr die Abschaffung des $218 kÇmpf-

ten? Max Hodann, Magnus Hirschfeld, Ri-

chard Schmincke, Julius Wolf scheinen

nate Faeber-Husemann nicht einmal der Er-

wÇhnung wert.

Stattdessen heben sie den SPD-Funktio-

nÇr und ersten Justizminister der Weimarer

Republik, Gustav Radbruch, aufs Podest.

Er habe immer wieder den Klassencharak-

ter des $218 verdeutlicht. Das stimmt. Al-

lerdings nur fàr eine kurze Weile. Schon

bald nÇmlich, als es um die speziell von der

KPD verlangte Amnestie der wegen $218

Angeklagten und Verhafteten ging, ver-

steckte sich derselbe Radbruch hinter for-

malistischen Argumenten. Solange der $218

im Strafgesetzbuch stehe, sagte er, kÖnne

man eine Amnestie der $218-Opfer nicht

unterstàtzen. Diese nicht ganz unwichtige

Faerber-Husemann unterschlagen.

Und das offensichtlich mit Kalkàl, wim-

melt doch das Buch von Auslassungen und

historischen Ungenauigkeiten: Die Arbei-

terbewegung habe dieselbe Åverklemmte

SexualmoralÑ vertreten wie die Kirche,

heiÉt es etwa in einem Kommentar zur Kai-

serzeit. TatsÇchlich traf dies nur auf Teile

der Arbeiterbewegung zu. Denn immer

auch Ü das ist hinreichend dargelegt -

herrschten in der Arbeiterschaft einerseits

brutalere sexuelle Sitten, andererseits ging

es ungezwungener als in den bàrgerlichen

Sozialschichten zu, was sich etwa in der da-

mals aufkommenden Åfreien LiebeÑ, der

Ehe ohne Trauschein, namentlich in prole-

tarischen Kreisen, niederschlug. An solchen

Betrachtungen sind DÇubler-Gmelin und

Faerber-Husemann nicht interessiert. Und

so wundert es denn auch wenig, wenn sie im

Kapitel àber die Weimarer Republik auch

eher unspezifisch auf die Rolle der KPD ein-

gehen. DaÉ sie die erste und einzige Partei

damals blieb, die die ersatzlose Streichung

des $218 forderte, ist nirgendwo zu lesen,

geschweige denn von ihren Reformpro-

grammen zum Schutz von Mutter und Kind.
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DÇubler-Gmelin und Faerber-Husemann

haben sich wenig Màhe mit ihrem Buch ge-

macht. Seitenweise zitieren sie (ohne Quel-

lenangabe) aus anderen Publikationen.

Ohne jedes ersichtliche Konzept, ohne jede

Begràndung. Und nur solche Leser, die sich

in der Literatur zum Thema einigermaÉen

auskennen, finden sich hier zurecht. Ver-

geblich sucht man eine Literaturliste. Das

macht Çrgerlich. Ebenso der oft allzu lÇs-

sige, zuweilen flapsige Ton. So heiÉt es im

Kapitel àber die Nazizeit, man habe Ånichta-

rischeÑ Frauen zur Abtreibung Åermun-

tertÑ. Eine unpassende Ausdrucksweise, wo

es doch um schreckliche äbergriffe auf den

weiblichen KÖrper unter Zwang und Le-

bensbedrohung ging. Auch die Bemerkung,

die AIDS-Angst treibe Åmanche seltsame

KondomblàteÑ, zeugt nicht gerade von dem

Bemàhen, einer tÖdlichen Bedrohung ernst-

haft begegnen zu wollen.

Brauchbar am Buch ist eigentlich nur der

Anhang àber ÅAngriffe auf die Reform des

$218 seitder WendeÑ. Aber: Was nàtzt eine

solche Negativbilanz, wenn nicht zugleich

auch realistische VorschlÇge gleichsam als

SPD-Gegenoffensive unterbreitet werden?

Hier geben DÇubler-Gmelin und Faerber-

Husemann den Lesern nichts an die Hand.

Und so erstarrt ihr 192-Seiten-Werk am

Ende zu einem hiflosen Blick auf die BÖsen

der Wende. Eine sozialdemokratische Per-

spektive jedenfalls ist nicht in Sicht.

Kristine von Soden

Neuerscheinungen

In dieser Rubrik teilt die Redaktion mit,

welche Neuerscheinungen ihr zugesandt wur-

den. Eine Beurteilung ist mit der Nennung
nicht verbunden.

Dietrich Ritschl/Boris Luban-Plozza: Die

Familie Ü Risiken und Chancen. BirkhÇuser

Verlag, Basel 1987. 240 Seiten, DM 24,80.

Lydia Hauenschild: Zwillinge - die doppelte

sàÉe Last. Holtzmeyer Verlag, Braun-

schweig 1988. 160 Seiten, DM 18,-.

Eckhard Giese/Dieter Thamm: Sir werdÄ ich

helfen! Satiren aus den Psychowelt. Psy-

chiatrie Verlag, Bonn 1988, 176 Seiten, DM

24,80).

Volker Faust: Depressionsfibel. Gustav Fi-

scher, Stuttgart 1987. 118 Seiten, DM 16,80.

18. bis 20. MÇrz

ÅBioenergetik und SexualitÇtÑ (Veranstal-

ter Sexualberatungsstelle ZIST, Richard-

Wagner-Str. 9, 8000 Mànchen 2, Tel. 089-

525222).

25. MÇrz

Auftakt einer dreiteiligen Seminarreihe

Å. . . kann denn Liebe Sànde seinÑ (Aktion

Jugendschutz, FasaneriestraÉe 17, 8000

Mànchen 19, Tel. 089-1299052).

25. bis 27. MÇrz

ÅSexueller MiÉbrauch im KindesalterÑ (Ge-

sellschaft fàr Sexualerziehung und Sexual-

medizin Baden Wàrttemberg, L 1, 1, 6800

Mannheim).

29. MÇrz

Gastspiel der ÅRoten GràtzeÑ mit ÅGewalt
im SpielÑ im Volksbildungsheim Eschenhei-
mer Anlage Frankfurt um 19.30 Uhr (Ver-
anstalter Pro Familia Frankfurt und Kinder-
schutzbund Frankfurt).

14. und 21. April

ÅUngewollte KinderlosigkeitÑ (Feministi-
sches Frauen-Gesundheitszentrum Berlin,

BambersstraÉe 51, 1000 Berlin). Beginn 18
Uhr.

25. bis 27. April

ÅWie komme ich mit einer Gruppe ins Ge-

sprÇch?Ñ - Kompaktkurs (AG Kommunika-

tion und Medien, Lilo Schaltzriedt, auf der

KÖrnerwiese 9, 6000 Frankfurt).

11. bis 15. April

ÅSexueller MiÉbrauch Ü AnnÇherung an eine

ProblematikÑ (Verein zur Weiterbildung fàr

Frauen, Venloer StraÉe 405-407. 5000 KÖln

30, Tel. 0221-541646 oder 542139).

21. bis 23. April

ÅTagesbetreuung von Kindern unter 3 Jah-

ren im Spannungsfeld von Kindes- und EI-

ternwohlÑ (ParitÇtisches Bildungswerk,

Heinrich-Hoffmann-Str. 3, 6000 Frankfurt,

Tel. 069-6706274).

25. bis 26. April

Lehrerfortbildung ÅMÖglichkeiten und

Grenzen der schulischen SexualpÇdagogik

im Zeichen von AidsÑ (Pro Familia Bonn,

Prinz-Albert-StraÉe 39, 5300 Bonn, Tel.

0228-212230).

15. bis 19. Juni

ÅHomosexualitÇt und GesundheitÑ (Bun-

desarbeitsgemeinschaft Schwule im Ge-
sundheitswesen, BahnhofstraÉe 15, 4400
Mànster).

24. bis 26. Juni

ÅSexualwissenschaft und SexualpolitikÑ

(Deutsche Gesellschaft fàr Sozialwissen-

schaftliche Sexualforschung, Gerresheimer

StraÉe 20, 4000 Dàsseldorf, Tel. 0211-

354591).

2. bis 3. Juli

ÅProvokative Therapie bei Partner- und Se-

xualproblemenÑ (Sexualberatungsstelle

ZIST, Richard-Wagner-Str. 9, 8000 Màn-

chen, Tel. 089-525222).

16. bis 18. September

Internationaler KongreÉ ÅPersÖnlichkeits-

entwicklung in beruflichen Feldern auf der

Grundlage des PsychodramasÑ (PÇdagogi-

sche Hochschule Freiburg (Prof. Dr. KÖ-

sel), Kunzenweg 21, 7800 Freiburg, Tel.

0761-682249 oder 682455).
Ü Anzeige Ü

ÅIm ReligionshaÉ liegt sicher etwas Wahres,
also vermutlich etwas Nàtzliches. Ich wàn-
sche sehr, man mÖchte dieses ausfinden.çÑ

(Georg Christoph Lichtenberg)

ÅIch habe dieses herausgefunden!Ñ
(Lieselotte Petermann)

Hier rechnet eine Frau erbarmungslos ab mit einer Reli-
gion, in der sie geradezu die Inkarnation des àberheb-
lichen Patriarchats sieht. Ihr leidvoller Lebensweg war
begleitet von Religion und MÇnnern, die unter dem
ÅSchutzÑ dieser Religion ihre Unterdràckerfunktion
ausàbten. Die Autorin fand fàr ihre Abrechnung einen
Stil, der literarisch Elemente der Bibel mit zutiefst
empfundenen Visionen des Abscheus und der HÖlle ver-
bindet. Texte, die unter die Haut gehen, die viele empÖ-
ren werden, von vielen aber auch in ihrer Aussagewucht
nachvollzogen werden kÖnnen.

ISBN 3-923722-21-4 DM 15,Ü

Gerd J.Holgmeyer Verlag
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Bundesarbeitstagung 1988

Die diesjÇhrige Bundesarbeitstagung

findet vom 17. bis 19. Juni 1988 in Oer-

Erkenschwick (Ruhrgebiet) statt. Das

Thema der Fachtagung wird SexualpÇd-

agogik heute sein. Vorgesehen sind Refe-

rate àber schulische und auÉerschulische

SexualpÇdagogik innerhalb und auÉer-

halb der Pro Familia. Ziel ist es, die in-

nerverbandlichen Diskussion àber Ziele,

Aufgaben und Herausforderungen der

SexualpÇdagogik heute weiterzufàhren.

Die Fachtagung wird, wie jede Fortbil-

dung des Bundesverbands, rechtzeitig

àber die LandesverbÇnde ausgeschrie-

ben.

Auf der Mitgliederversammlung steht

die turnusmÇÉige Neuwahl des Bundes-

vorstands auf der Tagesordnung.

Wer Interesse hat, an der Bundesar-

beitstagung teilzunehmen, kann sich

schriftlich an Michael Altmann in der

BundesgeschÇftsstelle der Pro Familia,

Cronstettenstr. 30, 6000 Frankfurt am

Main 1, wenden. ma

Tagungsbericht steht noch aus

Anfang Dezember 1987 hat Pro Familia

eine Fachtagung durchgefàhrt mit dem
Thema ÅLebensbegriff und TÖtungsvorwurf
im Zusammenhang mit dem Schwanger-

schaftsabbruchÑ. Manche unserer Leserin-
nen und Leser werden spÇtestens in dieser

Ausgabe einen Bericht daràber erwarten.

Der Redaktion lag auch ein Tagungsbericht

zum Abdruck vor, sie konnte sich aber nicht

zu einer VerÖffentlichung entschlieÉen, weil

ihres Urteils nach der Text fàr jemanden,

der an der Tagung nicht teilgenommen hat,

kein angemessenes Bild von der komplexen

Thematik und ihrer Behandlung auf der Ta-

gung vermittelt. Ein solches Urteil mag an-

maÉend sein, aber redaktionelle Arbeit

kommt nun einmal ohne Entscheidungen

nicht aus. Die Schelte fàr das, was erscheint

und nicht erscheint, màssen wir ertragen. Ü

Ob àbrigens eine Dokumentation von der

Tagung vorgelegt werden wird, ist derzeit

noch nicht entschieden. JH:

Kommentar

Deutsche MÇnner, die sich wissenschaft-

lich mit SexualitÇt befassen, haben sich ein

neues Organ geschaffen. Es handelt sich da-

bei allerdings um ein Publikationsorgan,

und dieses wurde jetzt in einem Rundbrief

der Deutschen Gesellschaft fàr Sexualfor-

schung vorgestellt.

ÅZeitschrift fàr SexualforschungÑ soll das

Organ benannt sein und im MÇrz 1988 zum

erstenmal vorliegen. Aber schon die An-

kàndigung gibt zu ein paar Fragen AnlaÉ,

die das SelbstverstÇndnis einer Sexualfor-

schung betreffen, die sich mit dieser Zeit-

schrift Öffentlich darstellen will.

Ü Ist Sexualforschung MÇnnersache? Die

bei diesem Gegenstand wohl eher verblàf-

fende Frage drÇngt sich auf, wenn man

sich die Ankàndigung etwas genauer an-

sieht. Alle fànf Herausgeber sind MÇn-

ner, ein getreues Spiegelbild bundesdeut-

scher Sexualforschung, sofern sie an Ü

zwei Ü UniversitÇten etabliert ist. DaÉ im

ÅWissenschaftlichen BeiratÑ der Zeit-

schrift von àber dreiÉig Personen etwa ein
Drittel weiblich ist, lÇÉt deswegen auf

nicht viel Ausgleich zur MÇnnerriege der

Herausgeber hoffen, weil an keiner Stelle

in der Ankàndigung zu sehen ist, welche

Funktion, auÉer einer schmàckenden, der

Beirat wohl haben kÖnnte. Jedenfalls hat-

ten offenbar die Frauen in ihm auf die

Auswahl der BeitrÇge und Verfasser der

ersten und doch wohl auch programma-

tisch gemeinten Ausgabe offenbar keinen

EinfluÉ, denn auch hier wird Sexualfor-

schung nur von MÇnnern reprÇsentiert.

Lediglich der Kommentar zu einem

(frauen-) politischen Thema (Bundesbe-

ratungsgesetz) wird einer Frau àberlas-

sen. Wird sich das in den folgenden Aus-

gaben Çndern? Einige der in Aussicht ge-

stellten BeitrÇge sollen in der Tat von

Frauen geschrieben werden, aber ihre

Spielwiese sind ÅFrauenthemenÑ: Màtter-

manifeste, Feminismus, Prostitution.

Ü Ist Sexualforschung disziplinierbar: ist die

Erforschung der SexualitÇt des Menschen

geeignet, eine eigene wissenschaftliche

Disziplin zu bilden? Dieses ist eine offene,

umstrittene Frage, die aber durch das an-

gekàndigte Unternehmen in eine Rich-

tung beantwortet zu werden scheint. Das

ganze Erscheinungsbild von der Zusam-

mensetzung der Herausgebergruppe und

des Beirats, dem Auswahlverfahren von

BeitrÇgen (Manuskripte werden anony-

misiert zwei Gutachtern zur Beurteilung

vorgelegt) bis hin zu den Vorschriften fàr

Literaturangaben (statt Vornamen Ini-

tialen, eine äbung, die angeblich in den

USA zum Schutz von Autorinnen vor Dis-

kriminierung eingefàhrt wurde) und einer

englischen Zusammenfassung von hÖch-

stens zwanzig Zeilen hÇlt sich an ein ein-

gefàhrtes akademisches Ritual. Gegen-

àber dem Anspruch, auch ordentliche
Wissenschaft zu machen, tritt die Frage,

ob SexualitÇt dazu ein geeigneter Gegen-

stand ist, vÖllig zuràck.

schung eine eigene akademische Zeit-

schrift? Diese Frage ist durch das ange-

kàndigte Organ zunÇchst einmal positiv

entschieden. Dennoch gibt es weiterhin

Alternativen dazu, nÇmlich wie bisher in

Zeitschriften, die anderen akademischen

Disziplinen zugeordnet sind, und in weni-

ger akademischen zu schreiben, oder

aber, wenn schon eine eigene Zeitschrift

zu machen, dann doch vielleicht eine, die

deutlicher geschlechtliche, akademische

und bundesdeutsche Grenzen àberschrei-

tet.

ÅDie ZeitschriftÑ, steht zu lesen, Åist offen

fàr sexualpolitische BeitrÇge.Ñ Da die Form

der Öffentlichen PrÇsentation der Sexualfor-
schung sicherlich auch eine sexualpolitische

Frage ist, kann sich die angekàndigte Offen-

heit an der Art der Behandlung der hier an-

gemeldeten Anfragen an das Unternehmen

erweisen. Man kann da durchaus zuversicht-

lich sein, denn die Protagonisten dieses Or-

gans sind ja nun nicht gerade als eine

Gruppe professoraler HolzkÖpfe bekannt,

mit denen es sich nicht zu streiten lohnte.

Jàrgen Heinrichs
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Der Trend hÇlt an

Joachim v. Baross

Fàr den Zeitraum ab 1980 lÇÉt sich die Zahl

der jÇhrlich an Frauen aus der Bundesrepu-

blik vorgenommenen Schwangerschaftsab-

bràche einigermaÉen genau abschÇtzen. Die

SchÇtzung basiert vornehmlich auf Abrech-

nungsdaten aus der gesetzlichen Krankenver-

sicherung (GKV), nÇmlich

Ü den von KassenÇrzten abgerechneten

Schwangerschaftsabbràchen,

Ü den von BelegÇrzten in Zusammenhang mit

Schwangerschaftsabbràchen und Sterilisa-

tionen eingereichten Krankenscheinen und

Ü den FÇllen von Krankenhausbehandlung

und -pflege in Zusammenhang mit Schwan-

gerschaftsabbràchen, die mit Orts- und Be-

triebskrankenkassen abgerechnet wurden,

sowie auf Daten àber die Eingriffe an Frauen

aus der Bundesrepublik, die in den Niederlan-

den und in England registriert wurden. Die

methodische Anlage der SchÇtzung ist in ei-

nem vor zwei Jahren in dieser Zeitschrift ab-

gedruckten Aufsatz beschrieben.')

Die damalige SchÇtzung fàr die Jahre 1980

bis 1984 hat sich in einigen Details als Korrek-

turbedàrftig erwiesen.Ä) Dadurch verÇndern

sich die Ergebnisse fàr diese Jahre nur gering-

fàgig. Im àbrigen ist gegen das dort vorgestellt

SchÇtzverfahren bislang kein stichhaltiger

Einwand erhoben worden, wÇhrend umge-

kehrt andere SchÇtzungen Ü etwa die von

Kuhn, Ketting/van Praag und der BundesÇrz-

tekammer Ü nachweislich systematische me-

thodische Fehler enthalten.ç)

Die korrigierten Ergebnisse der Jahre 1980

bis 1984 sowie die Resultate fàr 1985 und 1986

sind in der Tabelle zusammengetragen. Auf

die Wiedergabe der Basisdaten und eine

nochmalige Darstellung der einzelnen

Schritte der SchÇtzung sei hier verzichtet.*)

Weiterer Ràckgang

Die Gesamtzahl der Schwangerschaftsab-

bràche ist 1985 auf 138000 und 1986 auf

128000 zuràckgegangen. Sie liegt damit weit

unter dem Wert von 200000 oder mehr, der

unter anderem vom Bundesfamilienministe-

rium in der Öffentlichen Diskussion immer

wieder unter Berufung auf die oben erwÇhn-

ten irrigen SchÇtzungen genannt wird. Am be-

merkenswertesten ist wohl der beschleunigte

Ràckgang der Gesamtzahl um jÇhrlich etwa

10000 seit 1984, wÇhrend in den Jahren davor

eine durchschnittliche Abnahme von rund

4000 pro Jahr zu verzeichnen war.

Diese Entwicklung ist zweifellos erklÇ-

rungsbedàrftig. Hier sei nur soviel gesagt: Es

ist nicht auszuschlieÉen, daÉ die Basisdaten

der SchÇtzung Ü also die Abrechnungsdaten

aus der GKV - Fehlerquellen enthalten, die

sich nach der Hochrechnung imErgebnis Åver-

grÖÉertÑ abbilden; es ist aber sehr unwahr-

scheinlich, daÉ mit solchen Verzerrungen in

den Ausgangszahlen der Ràckgang der End-

werte in vollem Umfang zu erklÇren wÇre.

Hierfàr muÉ es noch andere Grànde geben,

die in einer der nÇchsten Ausgaben dieser

Zeitschrift erÖrtert werden sollen.

Die Verminderung der absoluten Zahlen

schlÇgt sich auch in den MeÉziffern fàr die re-

lative HÇufigkeit der Schwangerschaftsabbrà-

che (bezogen auf die BevÖlkerungsgrÖÉe oder

Geburtenzahlen) nieder. 1986 waren weniger

als 10 Abbràche pro 1000 Frauen im Alter von

15 bis 44 Jahren (ÅAbbruchrateÑ) zu verzeich-

nen gegenàber etwa 12 noch zu Beginn der

achtziger Jahre. Im Vergleich mit anderen

LÇndern ist die HÇufigkeit von Schwan-

gerschaftsabbràchen in der Bundesrepublik

damit recht gering. Von den LÇndern mit

Çhnlicher Gesellschaftsstruktur und

Schwangerschaftsabbràche 1980 bis 1986

einigermaÉen zuverlÇssigen Daten àber Ab-

treibungen sind niedrigere Abbruchraten nur

fàr die Niederlande (1984: 5, 6) und die

Schweiz (1984: etwa 9) berichtet worden.?)

Unterstellt, die mit der Rate ausgedràckte

ÅNeigungÑ zu Schwangerschaftsabbràchen

bliebe kànftig konstant auf dem Niveau von

1986, so wàrde etwa jede vierte Frau in der

Bundesrepublik im Laufe ihres Lebens eine

oder mehrere Schwangerschaften abbrechen

lassen.ç) 1980 lag dieser Erwartungswert noch

bei annÇhernd 30%. SchlieÉlich ergibt sie aus

der SchÇtzung, daÉ derzeit von den bekannt-

gewordenen SchwangerschaftenÄ) etwa jede

sechste durch Abbruch vorzeitig beendet wird

(ÅAbbruchquoteÑ, 1986 ca. 17%). Auch diese

Quote ist von 1980 bis 1984 langsamer (von

20,8 auf 20,0), seither beschleunigt zuràckge-

gangen.

Ambulant bevorzugt

Was die Versorgungslage innerhalb der

Bundesrepublik angeht, so bestÇtigt sich das

bereits aus der amtlichen Statistik bekannte

1986 1985 1984 1983 1982 1981 1980

- Ergebnisse der SchÇtzung (auf volle 1.000 gerundet) -

Gesamtzahl, davon im 128.000 139.000 147.000 1151.000 1162.00 158.000 |164.000

Inland, darunterin 119.000 | 128.000 | 132.000 | 132.000 | 139.000 | 131.000 | 132.000

KrankenhÇusern 38.0001 50.0001 59.0001 68.000 83.0001 85.0001 91.000
Åsonstigen EinrichtungenÑ | 80.0001 78.0001 73.0001 64.0001 56.0001 46.0001 41.000

Ausland-Zahl 10.000 11.000 15.000 19.000 23.000 26.000 32.000

Anteil? 1,4% 7,7% 9,9% 23% | 141% | 167% | 19,4%

mit GKV abgerechnete FÇlleÑ |104.000 113.000 117.000 118.000 1124.000 1119.000 [119.000

- registrierte FÇlle -

InlandÑ - Zahl 84.2714 | 83.538 | 86.298 | 85.529 | 91.064 | 87.535 | 87.70

-Meldequoteç 71% 65% 65% 65% 65% 67% 67%
Ausland (NL,GB)' 7.500 8.500 | 11.600 | 14.900 | 18.200 | 21.400 | 26.800



Bild, wonach die Eingriffe immer seltener in

KrankenhÇusern und dafàr immer hÇufiger

in sonstigen zugelassenen Einrichtungen Ü

das sind neben den derzeit 5 Familienplan-

ungszentren der Pro Familia vor allem die

àber 300 behÖrdlich zugelassenen Arztpra-
xen Ü durchgefàhrt werden. Der Anteil der

in den Åsonstigen EinrichtungenÑ behandel-

ten Frauen hat zwischen 1980 und 1986 von

weniger als einem Drittel auf nunmehr be-

reits zwei Drittel zugenommen.

Die Zahl der im Ausland behandelten

Frauen ist wahrscheinlich bis 1986 ràcklÇu-

fig gewesen. In den Niederlanden und Eng-

land wurden 1986 noch 7500 Abbràche an

Frauen aus der Bundesrepublik registriert,

gegenàber fast 27000 im Jahr 1980. Aller-

dings hat sich die abnehmende Tendenz der

Eingriffe in diesen beiden LÇndern im letz-
ten Jahr spàrbar verlangsamt: ihre Zahl ging
von 1985 auf 1986 nur noch um 1000 (ent-
sprechend etwas mehr als 10% des Wertes
von 1985) zuràck, wÇhrend die Abnahme in
den Jahren davor jeweils zwischen 15% und
27% der Vorjahreszahl ausgemacht hatte.

In der SchÇtzung ist nun die Annahme ent-

halten, daÉ konstant rund 20% der im Aus-
land durchgefàhrten Abbràche auf áster-

reich und die Schweiz entfallen. Diese man-

gels besserer Daten zugrundegelegte An-

nahme ist aber mit einiger Vorsicht zu be-

trachten. Denn da diese beiden Staaten an

die BundeslÇnder Bayern und Baden-Wàrt-

temberg angrenzen, in denen es in den letz-

ten Jahren besonders intensive Bemàhun-

gen gegeben hat, den Zugang zum legalen

Schwangerschaftsabbruch zu erschweren,

wÇre es kaum àberraschend, wenn hier der

Umfang der Wanderung zu Abtreibungen

im Ausland langsamer zuràckgegangen

wÇre, wenn àberhaupt, als im vergleichs-

weise liberalen Norden; es ist nicht einmal

auszuschlieÉen, daÉ sich im Sàden der

Trend umgekehrt hÇtte und mehr Frauen

zur Behandlung ins Ausland fahren als in

den vorangehenden Jahren. Daher ist es

durchaus mÖglich, daÉ in Wirklichkeit 1986

ebensoviele oder mehr Frauen im Ausland

Hilfe gesucht haben als 1985. Ziemlich si-

cher ist jedenfalls, daÉ auch 1986 noch jeder

12. bis 14. Schwangerschaftsabbruch im

Ausland durchgefàhrt wurde. Und das ist

zwar weniger als 1980 (damals noch jeder

fànfte), esist aber in jedem Fall noch zuviel.

Krankenkassen zahlen

Von den im Inland durchgefàhrten Schwan-

gerschaftsabbràchen sind 1986 rund 104000

mit der GKV abgerechnet worden, das ent-

sprÇche knapp 88% der geschÇtzten Ge-

samtzahl. Die entsprechenden Werte fàr
1980: 119000 und àber 90%. Der Ràckgang

des prozentualen Anteils der mit der GKV

abgerechneten FÇlle erklÇrt sich zum ge-

ringeren Teil damit, daÉ 1986 relativ weni-

ger Frauen im gebÇrfÇhigen Alter als Mit-

glied oder FamilienangehÖrige in einer ge-

setzlichen Kassen krankenversichert waren;

vielmehr wirkt sich hier die bereits erwÇhnte

Verschiebung der Behandlung hin zur am-

bulanten Durchfàhrung des Eingriffs auÉer-

halb von KrankenhÇusern aus. Denn in der

Hochrechnung wurde angenommen, daÉ

ambulante Abbràche um 25 % (in Kranken-

hÇusern) bis 50 % (in Åsonstigen Einrichtun-

genÑ) hÇufiger privat bezahlt werden, als es

dem BevÖlkerungsanteil entsprÇche, der

nicht in der GKV krankenversichert ist.

SchlieÉlich sei noch erwÇhnt, daÉ die

Pflicht zur statistischen Meldung von

Schwangerschaftsabbràchen 1986 offenb ar

in deutlich grÖÉerem AusmaÉ beachtet

wurde als in den Jahren zuvor. Die Melde-

quote (also der Anteil der FÇlle, die dem

Statistischen Bundesamt gemeldet wurden,

an der geschÇtzten Gesamtzahl der im In-

land durchgefàhrten Abbràche), die bis

1985 langsam aber stetig geringer geworden

war, stieg 1986 wieder auf àber 70% an. Be-
sonders angestiegen ist die Meldequote im

Bereich der KrankenhÇuser. Vermutlich ist

dies das Resultat einer 1986 durchgefàhrten

Aktion des Statistischen Bundesamtes, mit

der das Meldeverhalten der ârzte und Kran-

kenhÇuser verbessert werden sollte.

Anmerkungen

1) J. v. Baross: Schwangerschaftsabbràche an Frauen
aus der Bundesrepublik. In: pro familia magazin 1/
1986, S. 27.

2) Beispielsweise war in den Jahren 1983 und 1984 die
jÇhrliche Stichprobenerhebung zur amtlichen BevÖl-
kerungsstatistik (ÅMikrozensusÑ) ausgefallen. Die in
die Hochrechnung zunÇchst ersatzweise eingesetzten
fortgeschriebenen Werte waren nach dem Ergebnis
des Mikrozensus 1985 zu berichtigen.

3) Vgl. J. v. Baross: Zu der VerlÇÉlichkeit der SchÇtzun-
gen àber die Zahl der Schwangerschaftsabbràche an
Frauen aus der Bundesrepublik Deutschland. Frank-
furt a. M. 1987 (erscheint 1988 als Pro Familia Ar-
beitsmaterial); darin kritische Betrachtungen zu den
SchÇtzungen u. a. von E. Ketting/ Ph. van Praag:
Schwangerschaftsabbruch. Tàbingen 1985; W. Kuhn:
Schwangerschaftsabbràche 1986. In: DABI 84 (Nr.
27/1987), S. 1157; B. Erhard: Verdunkelung, wo Klar-
heit erforderlich ist. In: P. Hoffacker u. a. (Hrsg.):
Auf Leben und Tod. Bergisch Gladbach 1985, S. 159,

4) Diese Daten kÖnnen beim Autor angefordert werden.
5) Vgl. S. K. Henshaw u. a.: Induced Abortion. New

York 1986.
6) Unter der Annahme, daÉ etwa 20% der behandelten

Frauen zum wiederholten Male einen Abbruch durch-
fàhren lieÉen. Ein Wert in etwas geringerer GrÖÉen-
ordnung ergibt sich aus den Daten der amtlichen Stati-
stik, die insoweit allerdings nicht ohne weiteres ver-
trauenswàrdig sind; siehe aber auch Ketting/van
Praag, S. 173 zu den in den Niederlanden behandelten
Frauen aus der Bundesrepublik.
Unter,bekanntgewordenen SchwangerschaftenÑ ist
die Summe aus a) den Schwangerschaftsabbràchen in
einem gegebenen Jahr und b) den Lebendgeborenen
in der zweite HÇlfte dieses Jahres und der ersten
HÇlfte des folgenden Jahres; es handelt sich also um
die Schwangerschaften, deren Konzeption grob ge-
rechnet in denselben Zeitraum fiel. - Bei der Berech-
nung der Abbruchquote werden gewÖhnlich spontane
Fehlgeburten nicht beràcksichtigt, daDaten àber de-
ren Vorkommen oft nicht zu beschaffen sind. Allge-
mein wird angenommen, daÉ nach erfolgter Nidation
etwa jede zehnte Schwangerschaft mit einem Spon-
tanabort endet.
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der Pro

Frauen und MÇnner leben und planen ihr Le-
ben in eigener Verantwortung. Als Grundvoraus-
setzung selbstbestimmten Lebens màssen Frauen
und MÇnner die MÖglichkeit haben, selbst zu ent-
scheiden, ob, wann und wieviele Kinder sie haben
wollen. Natàrlich muÉ das auch beinhalten, sich

gegen eine ungewollte Schwangerschaft entschei-
den zu kÖnnen, also einen Schwangerschaftsab-

bruch zu machen. Jede Frau muÉ das Recht ha-
ben, in ihrer persÖnlichen Lebenssituation zu prà-
fen und zu bestimmen, ob sie ein Kind zur Welt
bringen will und kann oder nicht.

Diesen Vorstellungen von selbstbestimmtem
Leben steht seit gut zehn Jahren das Strafgesetz-
buch entgegen. Im Paragraphen 218StGB wird
der Schwangerschaftsabbruch unter Strafe ge-
stellt. Frauen (und den Beteiligten) wird mit Ge-
fÇngnisstrafe gedroht, nur in AusnahmefÇllen ist
ein Abbruch nicht strafbar.

SatzungsgemÇÉes Ziel der Arbeit von Pro Fa-
milia ist esÜ neben vielfÇltigen anderen Aspekten
Üauch und gerade, Frauen und MÇnnern bei allen
Fragen und Problemen von Familienplanung zur
Seite zu stehen, Information, Beratung und medi-
zinische Hilfe anzubieten; natàrlich auch Frauen,
die ungewollt schwanger geworden sind.

Die Erfahrungen aus der Praxis zeigen:
Frauen entscheiden bewuÉt und verantwortlich

daràber, ob, wann und wieviele Kinder sie be-
kommen. Sie kÖnnen selbst bestimmen, ob sie da-
fàr Beratung und Hilfe von professioneller Seite
in Anspruch nehmen wollen. Sie brauchen fàr
diese Entscheidung keine Zwangsberatung, keine
gesetzlich geregelte Bedenkzeit, keine staatlich
geschulten ârzte und Berater, die miterhobenem
Zeigefinger meinen, sie kÖnnten Leben besser
schàtzen als die Frau.
Doch der Gesetzgeber will das Selbstbestim-

mungsrecht der Frau nicht, er setzt mit dem $218

StGB auf Bevormundung und GÇngelung.
Von Anfang an war der Landesverband Bre-

men der Pro Familia sich des rigiden Zwangscha-
rakters dieses Strafparagraphen bewuÉt und hat
ihn politisch bekÇmpft mit dem Ziel der ersatzlo-
sen Streichung.

Dies war und ist kein Widerspruch zur Arbeit
des Zentrums der Pro Familia Bremen. Der Lan-
desverband Bremen der Pro Familia ist seit gut
acht Jahren TrÇger eines Familienplanungszen-
trums. Dieses Zentrum entstand in Reaktion auf
die Reform des $218 StGB, die seitdem nach rich-
terlichem Urteil und der damit verbundenen Nie-
derlage der damaligen SPD/FDP-Koalition fest-
legt, daÉ Schwangerschaftsabbràche grundsÇtz-
lich strafbar und nur bei Vorliegen besonderer
Grànde verbunden mit der Pflicht zur Zwangsbe-
ratung innerhalb bestimmter Fristen nicht rechts-
widrig sind.
Es war niemals politisches Ziel der Praxis der

Pro Familia Bremen, den Zwangscharakter dieses
Paragraphen zu verschleiern, etwa in Form einer
verkappten FristenlÖsung. Vielmehr geht es dem

Landesverband darum, eben diesen Charakter

sehr deutlich zu machen, in seiner MiÉachtung der
Selbstbestimmung der Frau, in dem nicht auflÖs-
baren Widerspruch einer gesetzlich vorgeschrie-
benen, also nicht freiwilligen Beratung und in ei-
ner bevÖlkerungspolitischen Absicht. Zehn Jahre
Erfahrung mit dem $218 zeigen, daÉ dieses Ge-
setz bevormundet, einschàchtert, unfrei macht Ü
und deswegen abgeschafft gehÖrt.
Es kann also nicht darum gehen, dieses Gesetz

gegen noch drakonischere Regelungen in Schutz
zu nehmen. Auch ist es nicht Ziel des Landesver-
bandes Bremen der Pro Familia, etwa aneiner
Verbesserung des von Regierungsseite geplanten
Beratungsgesetzes mitzuwirken; wie sollte die
auch aussehen, wenn sie sich doch im Rahmen
dieses Paragraphen bewegen màÉte, der Selbst-
bestimmung und freie MÖglichkeit zur Entschei-
dung auÉer Kraft setzt?
Auch ist es ein fataler Irrtum, zu glauben, man

kÖnne durch ProfessionalitÇt, Kompetenz oder
besondere Freundlichkeit etwa die Zwangsbera-
tung nach $218 bb, die ja einen bindenden Auftrag
des Gesetzgebers an die Beraterin/den Berater
beinhaltet, zu einer psycho-sozialen Beratung
nach anerkannten Kategorien umgestalten.
Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des

Zentrums der Pro Familia Bremen richten sich bei
der Beratung nach $218b, der Indikationsstellung
nach $218a und dem Schwangerschaftsabbruch
nach diesen Regelungen, da sie Gesetzeskraft ha-
ben. Aufallen Gebieten, bei denen der Staat nicht
bevormundend eingreift, gelten die GrundsÇtze
der Freiwilligkeit von Inanspruchnahme von Be-
ratung, der Respektierung eingenverantwortlich
getroffener Entscheidungen und Wahrung des
Rechtes von Frauen und MÇnnern, selbst zu ent-

scheiden, wann, ob oder mit wievielen Kindern
sie leben wollen. i
Da diesem VerstÇndnis der Arbeit der Pro Fa-

milia Bremen Inhalt und Wirkung des $218 entge-
genstehen, ist es erklÇrtes Ziel, diesen Paragra-
phen zu streichen. Dieser Forderung hat sich auch

der bundesweiten Verband der Pro Familia auf
seiner Bundesmitgliederversammlung im Mai
1986 angeschlossen und das Ziel der ersatzlosen
Streichung auf der Bundesmitgliederversamm-
lung vom Januar 1987 noch einmal ausdràcklich
bekrÇftigt.
Aus diesen Forderungen ergibt sich zwangslÇu-

fig, daÉ alle Versuche, geltendes Recht noch rigi-
der zu handhaben, ebenso abgelehnt werden:

Wir wehren uns
Ü gegen Versuche der Einschàchterung indika-

tionsstellender ârzte (Beispiele sind die Ge-
richtsverfahren in Celle und Nàrnberg);

Ü gegen das geplante Bundesberatungsgesetz,
das in seinen Ausfàhrungsbestimmungen die
Frau noch weiter zum Objekt degradieren
wàrde;

Ü und vor allem gegen die moralische Verteufe-
lung von Frauen, die einen Schwangerschafts-
abbruch machen.

Joan Rettie

1918-1988

Wer sich mit der Idee und Organisation

der Familienplanung und der Entwicklung

des Internationalen Verbandes fàr geplante

Elternschaft (IPPF) befassen will, wird un-

weigerlich auf den gestaltenden EinfluÉ ei-

ner unabhÇngigen EnglÇnderin stoÉen. Die

IPPF wurde 1952 von acht nationalen Fami-

lienplanungsorganisationen gegràndet, und

sie hat seit ihren bescheidenen AnfÇngen

dem Prinzip regionaler Eigenarten Rech-

nung getragen. Folglich wurde 1956 ein Se-

kretariat fàr die Region Europa, Naher

Osten und Afrika eingerichtet, und dieses

Sekretariat wurde mit Mrs. Joan Rettie be-

setzt, die zuvor schon in der britischen Fami-

lienplanungsberatung mitgearbeitet hatte.

Die Afrikaner bildeten 1964 und die Araber

1971 ihre eigenen Regionen im Verband der

IPPF, und Joan Rettie blieb Ü bis zum äber-

gang-in den Ruhestand 1978 - fàr die Region

Europa zustÇndig. Ihre Bedeutung fàr deren

Entwicklung kann schon daran abgelesen

werden, daÉ wÇhrend ihrer Zeit die Zahl der

europÇischen Mitglieder in der IPPF von

vier auf zwanzig gestiegen ist.

Dabei ging es Joan Rettie keineswegs in

erster Linie darum, den Mitgliederbestand

der IPPF zu mehren. Ihr ging es vielmehr um

sexuelle Selbstbestimmung, Rechte der

Frauen, Bedàrfnisse der Jugendlichen, also

um Inhalte und ihre politische Durchsetzung

im jeweiligen nationalen Kontext und mit

internationaler Unterstàtzung, wo diese an-

gebracht war. Um diesen ProzeÉ der Befrei-

ung zu fÖrdern, setzte sie behutsam die Mit-
tel eines internationalen Verbandes ein, in

sehr bescheidenem Umfang finanzielle Mit-
tel, vor allem aber solidarische Unter-
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stàtzung durch vielseitigen Erfahrungsaus-

tausch, gràndliche Fortbildung und Rechtsbe-

ratung. Bis um 1970 war es auch fàr die Fami-

lienplanungsarbeit in einer Reihe von LÇn-

dern ganz wichtig, aus London zuverlÇssige

kontrazeptive Mittel beziehen zu kÖnnen, die

im Lande selbst noch verboten waren.

Joan Rettie hat in ihrer bestÇndigen, unauf-

fÇlligen, klugen Art der Region Europa im

weltweiten Verband zu einem Profil verhol-

fen, das entschieden dem Diktat des Geldes

und allen Versuchen, Familienplanung bevÖl-

kerungspolitisch vereinnahmen zu wollen, wi-

dersprach. Kritisch gegenàber der kolonialen

Geschichte des eigenen Landes, war sie be-

reit, gegenàber jeglichem Ansatz US-ameri-

kanischer Hegemonialpolitik die (west- und

ost-)europÇischen Anspràche anzumelden

und fàr die freie Entfaltung der Entwicklungs-

regionen einzutreten. Die IPPF verdankt ihre

politische UnabhÇngigkeit nicht zuletzt dem

steten Wirken Joan Retties und der von ihr

motivierten Mitstreiter.

Mitte Januar 1988 ist sie in ihrem kleinen

Haus bei London gestorben, nachdem sie

sich in den letzten Jahren gelassenen Mutes

mit einer fortschreitenden, ihre Bewegung

immer mehr einschrÇnkenden Krankheit

hat abfinden màssen. Die europÇischen Fa-

milienplaner haben AnlaÉ zur Bewunde-

rung und Trauer. Jàrgen Heinrichs

Kondome, Kondome...

Vom Kondom ist Öffentlich noch nie

so oft die Rede gewesen wie in unseren

Tagen. Ob das dieser dazwischenzu-

tretenden Gummimembran schlieÉ-

lich zu einer grÖÉeren allgemeinen

WertschÇtzung verhilft, muÉ sich erst

noch erweisen. Bisher war das Kon-

dom eher ungeliebt und blieb im Ver-

borgenen. Folglich wurden ihm auch

nur gelegentlich Ü- und auch das nicht

immer mit ernster Absicht Ü eigene

VerÖffentlichungen gewidmet.

Das wird jetzt vielleicht anders wer-

den. Jedenfalls ist eine Ausgabe von

ÅFamilienplanung in Europa Ü Regio-

nale InformationenÑ (Jahrgang 16,

Nummer 2) anzuzeigen, die sich unter

dem Titel ÅFàr Kondome werbenÑ

ausfàhrlich mit eben jenem Gummi-

schutz und einigen Merkwàrdigkeiten

im Öffentlichen Umgang damit in einer

Reihe von europÇischen LÇndern be-

faÉt. Gegen Erstattung der Versand-

kosten kann diese VerÖffentlichung

der IPPF Europa (in deutscher Spra-

che) bezogen werden von Pro Familia

Bundesverband, CronstettenstraÉe

30, 6000 Frankfurt am Main 1.

Man kÖnnte staunen, daÉ angesichts des

chronischen Geldmangels die Gràndung ei-

ner Pro Familia-Vertriebsgesellschaft (VG)

als potentielle zusÇtzliche Einnahmequelle

nicht sofort auf restlose Begeisterung im

Verband stÖÉt. MÖglicherweise wollen wir

unsere Gemeinnàtzigkeit nicht durch profit-

orientierte ÅGeschÇftemachereiÑ in MiÉkre-

dit bringen. Vielleicht befàrchten wir (Mit-

arbeiterinnen in Beratungsstellen), unsere

respektable Beratungsarbeit zugunsten we-

nig inspirierender VerkÇuferinnen- und

Buchhalterinnen-TÇtigkeit schmÇlern zu

màssen. Inzwischen existiert die VG, und es

ist an der Zeit, sich mit ihr zu beschÇftigen.

Die Idee ist nicht besonders originell:

Vertriebsgesellschaften gibt es in Schweden

seit àber 50 Jahren, in GroÉbritannien im-

merhin seit mehr als 15 Jahren.

Mit den juristischen Grundlagen haben

sich bisher hauptsÇchlich der Bundesvcer-

band und die LandesverbÇnde auseinander-

gesetzt. Monika Simmel-Joachim hat sie in

der Ausgabe 1/1988 des pro familia magazin

erlÇutert, und sie sind nachzulesen im Betei-

ligungsprospekt, auf den mehrfach hinge-

wiesen wurde.

Um die praktischen Konsequenzen fàr die

Beratungsstellen besser àberblicken zu kÖn-

nen, haben wir (Mitarbeiterinnen der Pro

Familia und des Familienplanungszentrums

Hamburg) dem GeschÇftsfàhrer der VG,

Martin Kessel, Fragen gestellt.

Ü Welche Produkte sollen àber die VG ange-

boten werden?

MK: ZunÇchst sind zwei Schwerpunkte

im Angebot geplant: nicht apothekenge-

bundene Verhàtungsmittel, also Kon-

dome, Diaphragmen und Spermizide,

und sexualpÇdagogische Medien wie Po-

ster, Broschàren, Bàcher, Filme und an-
deres Anschauungsmaterial, das teilweise

selbst entwickelt worden ist. Das vorhan-

dene Material ist im Verband nicht àber-

all bekannt, der Bezug kompliziert und
insgesamt fehlt es noch an zielgruppen-

spezifischen Medien. Durch die VG sol-

len Bekanntheitsgrad und Verfàgbarkeit

verbessert, aber auch die Entwicklung

neuer Medien finanziert werden, sofern

dafàr Öffentliche Gelder nicht zur Verfà-

gung stehen.

Ü Was bedeutet das fàr die Broschàrenserie,

die seit Jahren durch die Bundeszentrale

fàr gesundheitliche Aufteilung finanziert

und durch die BundesgeschÇftsstelle ver-

teilt wird?

MK: Damit bleibt alles beim alten, es sei

denn, der Bundesverband wànscht eine

äbernahme durch die VG. Wir wollen er-

gÇnzend und erweiternd, nicht etwa kon-

kurrierend arbeiten. ZusÇtzlicher eigener

Materialvertrieb widerspricht nicht unse-

rer grundsÇtzlichen Forderung nach staat-

licher Finanzierung auch unserer Pro Fa-

milia-Informationsarbeit und -produkte.

Auch die VG arbeitet ja unter dem Namen

Pro Familia. Wie wird gewÇhrleistet, daÉ

die Auswahl und Gestaltung der VG-Pro-

dukte den Zielen und qualitativen Stan-

dards der Pro Familia entsprechen?

MK: Die Wahl, welche Produkte anderer

Hersteller in den Vertrieb àbernommen

werden, die Entscheidung àber Inhalt und

Gestaltung eigener Produkte und die an-

schlieÉende Kontrolle daràber liegen bei

den Gesellschaftern der VG, dieses sind

die Pro Familia-LandesverbÇnde und der

Bundesverband. Die GeschÇftsfàhrung

kann VorschlÇge, Vorlagen machen, aber

àber solche grundsÇtzlichen Dinge nicht

selbst entscheiden. Den Gesellschaftern

wiederum steht der von ihnen benannte

Beirat fàr die fachliche Beratung und

Kontrolle zur Seite. Einzelheiten àber

Entscheidungs- und Kontrollbefugnisse

zwischen diesen drei Organen sind noch in

Vereinbarungen zu konkretisieren, um

mÖgliche ÅEigenmÇchtigkeitenÑ auszu-

schlieÉen. Dadurch, daÉ die Gesellschaf-

ter die Pro Familia-LandesverbÇnde

selbst sind, bleibt die Entscheidungskom-

petenz im Verband.

KÖnnen die Kommanditistinnen sich nicht

auch ÅeinmischençÑ, und wer nimmt sie

àberhaupt auf?

MK: Die Kommanditisten sind Åstille

TeilhaberÑ, die zwar rechtlich die eigentli-

che Firma bilden, aber auch durch groÉe

Geldeinlagen keinen EinfluÉ auf die Pro-

duktauswahl und -gestaltung nehmen

kÖnnen. Sie haben beispielsweise àber Bi-

lanzen zu befinden. Aufgenommen wer-

den sie durch die GeschÇftsfàhrung, die

sich àberlegen kann und muÉ, ob sie po-

tentielle Kommanditisten (beispielsweise

andere Firmen) mit ganz bestimmten Ei-

geninteressen akzeptieren will. Bisher

sind àber 35 Pro Familia-Mitglieder Kom-

manditisten geworden.

Und wie soll der Beirat zusammengesetzt

sein und arbeiten?
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MK: Die Zusammensetzung des von den

Gesellschaftern ernannten Beirats soll

sich fachlich orientieren an den verschie-

denen Bereichen, die fàr die Produktbe-

ratung und -kontrolle der VG wichtig

sind, wie SexualpÇdagogik und sexual-

pÇdagogische Medien und Verhàtungs-

mittel. Als praktikable Arbeitsweise des

Beirats werden am ehesten Einzelstel-

lungnahmen zu bestimmten Anfragen der

Gesellschafter oder der GeschÇftsfàhrung

in Frage kommen. Entscheidungsbefug-

nisse hat eraber auch nicht. Zur Zeit wer-

den noch Frauen als Beiratsmitglieder ge-

sucht.

Ü Wenn nun Probleme mit Produkten der

VG auftreten sollten, beispielsweise Un-

vertrÇglichkeit mit einem Diaphragma-

Gel, fehlerhafte Kondome, wer kann dafàr

haftbar gemacht werden?

MK: Genau wie bei Produkten, die bisher

schon àber die Pro Familia-Beratungs-

stellen verteilt werden, haftet der jewei-

lige Hersteller, selbst wenn er auf der Ver-

packung nicht ausdràcklich genannt ist

(sondern sie beispielsweise ein Pro Fami-

lia-ÅEtikettÑ trÇgt). Fàr eigene Produkte

haften wir.

Ü Sind wir kànftig gezwungen, nur noch

VG-Produkte in den Beratungsstellen an-

zubieten, auch wenn wir andere geeigneter

finden, um das ganze Unternehmen nicht

zu gefÇhrden?

MK: Sicher nicht. Eigene Vertriebswege

werden wahrscheinlichden wichtigeren

Teil ausmachen: beispielsweise der di-

rekte Versandhandel àber Bestell-Cou-

pons so etwa wie ein Ånicht-pornographi-

scher Beate-Uhse-VersandÑ. Die bisheri-

gen Erfahrungen mit dem Verkauf des

Verhàtungsmittel-Kofferss auf diesem

Wege sind ermutigend, obwohl dafàr

praktisch nie gezielt geworben worden ist.

Ü Wie soll die Werbung denn àberhaupt aus-

sehen?

MK: Fàr die Beratungsstellen und andere

Einrichtungen (Frauenzentren, Jugend-

einrichtungen, Drogerien usw.), die un-

sere Produkte vertreiben wollen, gibt es

Poster, gestaltete VerkaufsstÇnder und

Preislisten. HauptwerbetrÇger ist unser

mehrmals jÇhrlich àberarbeiteter Katalog

mit Bestell-Coupon. Daneben wird Ü wie

gesagt Ü auf die BezugsmÖglichkeit per

Versand (mail-order) immer auch hinge-

wiesen werden. Es ist vorgesehen, ab

Mitte dieses Jahres auch durch redaktio-

nelle BeitrÇge in den Medien die VG und

ihre Produkte bekannt zu machen.

Riskieren wir nicht unsere Gemeinnàtig-

keit durch regelmÇÉige VerkaufstÇtigkeit?

MK: Nein, soweit erzielte Gewinne wie-

der den satzungsgemÇÉen Zielen entspre-

chend eingesetzt werden. Und natàrlich

màssen sie steuerlich deklariert werden,

sobald bestimmte Grenzen àberschritten

werden (Umsatzsteuer ab 20.000,Ü DM

Umsatz, Gewerbe- und KÖrperschafts-

steuer ab 5.000,Ü DM Gewinn p.a.). Die

VG berÇt die Beratungsstellen demnÇchst

àber Einzelheiten. Die Alternative dazu

wÇre der kommissarische Verkauf von

VG-Produkten, fàr den dann mit der VG-

abhÇngig von der HÖhe des Verkaufs Ü

eine AufwandsentschÇdigung vereinbart

werden kann. Diese Form ist fàr die Bera-

tungsstelle der einfachste Weg.

Ü Gibt es Kontakte zu anderen europÇischen

Familienplanungsorganisationen, denen

Çhnliche Vertriebsgesellschaften angeglie-

dert sind?

Der Berliner Verein ÅAIDS-Betreuung e.V.Ñ

fàhrte am 9. und 10. Oktober 1987 seinen ersten
KongreÉ zum Thema ÅAIDS bei Frauen und Kin-

dernÑ durch. Ein AIDS-KongreÉ unter vielen in
diesem Jahr oder ein AIDS-KongreÉ zu viel?
Es entbehrt nicht einer gewissen Ironie, daÉ

ausgerechnet eine kleine Gruppe schwuler MÇn-
ner einen AIDS-KongreÉ fàr die Zielgruppe
ÅFrauen und KinderÑ auf die Beine stellt. Begrà-
Benswert war dieses Vorhaben aber allemal, da
die Problematik von Frauen und Kindern auf
Kongressen bislang lediglich ein Schattendasein
gefàhrt hat. So waren die Erwartungen der 300 bis
400 KongreÉ-Teilnehmerinnen und -Teilnehmer
zu Beginn der Veranstaltung hoch. Um es vor-
wegzunehmen, erfàllt werden konnten diese Er-

wartungen nicht.
Professor Stauber setzte sich ain seinem Vor-

trag ÅHIV-Infektionen und AIDS-Erkrankungen

bei SchwangerenÑ vehement fàr ein allgemeines

screening auf HIV-AntikÖrper bei Schwangeren

ein. Als Grànde hierfàr nannte er: eine zuneh-

mende Zahl von Frauen, die keiner Risikogruppe

angehÖren, aber einen positiven Immunstatus

aufwiesen; daÉ HIV-Infektionen zur Zeit die hÇu-

figsten Infektionen mit schweren Folgen fàr Màt-
ter und Kinder seien; daÉ HIV-positive Patientin-
nen einer adÇquaten Information und Betreuung
bedàrften; Schutz des Klinikpersonals.

Der wesentliche Teil seiner Ausfàhrungen be-
zog sich auf eine von ihm geleitete Untersuchung
an etwa 50 HIV-infizierten schwangeren Frauen.
So stellt nach Stauber die Tatsache einer HIV-In-
fektion immer eine medizinische Indikation bei
einem Schwangerschaftsabbruch dar. Infizierte

Frauen, die die Schwangerschaft austragen wol-
len, sollten auf jeden Fall durch eine Sectio in spe-

ziellen Kliniken mit entsprechender Erfahrung
entbunden werden. Bei positiven Schwangeren

steigt die Rate pathologischer Cervix-Abstriche
und Krebsbildungen eindeutig hÖher an als bei

nicht infizierten Frauen. WÇhrend eine äbertra-
gung des Virus von der Mutter auf das Kind so-

wohl in trauterin, als auch wÇhrend der Geburt so-

MK: Es gibt erste Kontakte und Wànsche
zur Kooperation auf beiden Seiten.

Wir gehen davon aus, daÉ in diesem Inter-
view mehr Fragen aufgeworfen als beant-

wortet werden. Die Pro Familia-Informatio-
nen innerhalb dieses Magazins kÖnnen als

Forum zur weiteren Information und Aus-

einandersetzung dienen.

Bestell-Listen und Beteiligungsprospekte

kÖnnen direkt bei der Pro Familia Vertriebs-

GmbH (GutleutstraÉe 139, 6000 Frankfurt

1, Telefon: 069/251930) angefordert wer-

den.

Annette Rethemeier

wie ebenfalls durch die Muttermilch erfolgen

kann (daher rÇt er vom Stillen ab), ist es bislang

noch ungeklÇrt, ob intrauterine EntwicklungsstÖ-

rungen beim Kind aufgrund der HIV-Infektion zu

verzeichnen sind, oder ob bestimmte Reifungs-

verzÖgerungen Ausdruck der Auswirkungen

durch den Heroin-Gebrauch darstellen. Das Ri-

siko einer HIV-äbertragung von der Mutter auf

das Kind wird von ihm mit mehr als 50 Prozent an-

gegeben. Er empfiehlt den GynÇkologen, vor der

Schwangerschaft jeder Frau im Zusammenhang

mit einer Familienplanungsberatung BasisaufklÇ-
rung zu AIDS und zur AIDS-Prophylaxe zu ver-
mitteln. Bei AngehÖrigen von ÅRisikogruppenÑ
empfiehlt er, im Zusammenhang mit einer Fami-
lienplanungsberatung auch einen AntikÖrpertest
durchzufàhren. Dieses gilt ebenso fàr Frauen mit
starken Unsicherheiten und ângsten sowie nach
Vergewaltigungen.

Professor Stàck befaÉte sich ebenfalls in seinem
Vortrag ÅInfektiologie bei Kindern, aktuelle Zah-
len aus der USA und der BRD, PrognosenÑ mit

der Frage der äbertragung durch die Mutter-
Kind-Kontakte. Bei der Untersuchung von 350

Familien mit einem infizierten FamilienangehÖri-
gen ist keine Infektion aufgrund eines sozialen
Kontaktes beobachtet worden. Wie weit die Vi-

rusmenge der Muttermilch fàr eine Infektion als

ausreichend anzusehen ist, sei bislang abschlie-
Bend nicht geklÇrt. Sexueller MiÉbrauch und die

Verabreichung kontaminierten Blutes seien in je-
dem Fall eine wichtige Quelle fàr die äbertragung

des HI-Virus.
Aus diesen Daten zieht Stàck die SchluÉfolge-

rung, daÉ Frauen in afrikanischen LÇndern nicht
auf das Stillen verzichten sollten. Vergleicht man

amerikanische und bundesdeutsche Zahlen, so
zeigt sich, daÉ der Anteil der Frauen relativ kon-
stant bei 6,3 bis 7,1 Prozent aller Infizierten liegt.

Der Anteil der infizierten Kinder schwankt zwi-
schen 0,9 und 1,4 Prozent.

Als Infektionsquellen werden in 45 bis 61 Pro-

zent der FÇlle das gemeinsame Benutzen von

Injektionsnadeln genannt. In 15 bis 27 Prozent
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aller FÇlle soll die Infektion durch sexuellen Kon-
takt erfolgt sein und 10 Prozent werden als unbe-
kannt ausgewiesen. Die HÇufigkeit einer Anstek-
kungsgefahr mit hÇmophilen Partnern gibt Stàck
mit 10 Prozent an. Dieses kann als eine erstaun-
lich niedrige Rate angesehen werden. Eine Pro-
gnose der Entwicklung fàr die Infektion bei
Frauen und Kindern auf die nÇchsten Jahre hin
kann nach Stàcks Ansicht nicht gestellt werden.

Privatdozentin Dr. Grosch-WÖrner berichtet

àber ihre Untersuchung in Berlin, die alle Neuge-
borenen HIV-antikÖrper-positiver Màtter erfaÉt
(43 insgesamt). Die Besonderheit besteht darin,
daÉ es derzeit die einzige prospektive Studie ist.
Bei 8 dieser 43 Kinder konnte nach der Geburt das
Virus gefunden werden, bei 4 Kindern war die Vi-
rusanzucht negativ, jedoch der ImmunglobulinG-
Nachweis positiv. 19 Kinder zeigten keine positi-
ven Testresultate. Die bisherigen Untersuchun-
gen zeigen eindeutig, daÉ cin alleiniges AntikÖr-
per-Screening nicht aussagekrÇftig ist; die Kinder
sind oft neurologisch und klinisch unauffÇllig. Bis-
her (Untersuchungszeitraum: 2 Jahre) wurde bei
keinem der Kinder die Ausbildung des AIDS-
Vollbildes beobachtet: die AIDS-assoziierten
Symptomatiken konnten oft sehr wirkungsvoll be-
handelt werden. Die Referentin betonte, daÉ auf-
grund ihrer bisherigen Beobachtungen keinerlei
Prognose àber spÇtere AIDS-Erkankung zulÇssig
sei, wÇhrend retrospektive Untersuchungen von
einer Erkrankung der intrauterin infizierten Kin-
der bis Ende des dritten Lebensjahres ausgehen.

Im AnschluÉ an diese rein medizinisch ausge-
richteten VortrÇge stellte Frau Dr. Pott von der
Bundeszentrale fàr gesundheitliche AufklÇrung
ausfàhrlich die bisherigen Leitlinien und bekann-
ten Schwierigkeiten der AIDS-AufklÇrung und
HIV-Infektionsprophylaxe dar. Die MÖglichkeit,

dem fachkundigen Auditorium weitergehende

kritische gesundheitspolitische äberlegungen an-
zubieten, wurde leider nicht genutzt (fàr Interes-
sierte: Rolf Rosenbrock: ÅAIDS kann schneller

besiegt werdenÑ, Hamburg 1986).

Das Referat àber sexualwissenschaftliche
Aspekte von Dr. Gindorf erschÖpfte sich weitge-

hend in der Wiederholung bekannter Aussagen,
einer schon eher peinlich wirkenden Werbung fàr
die Deutsche Gesellschaft fàr sexualwissenschaft-
liche Sexualforschung und in einer Art ÅPrivat-

fehdeÑ mit der Deutschen Gesellschaft fàr Sexual-
forschung und den jeweils vertretenen Positionen
zu AIDS. Fàr Gindorf soll die Sexualwissenschaft
als Ratgeber fàr die Entwicklung von safer-scx-
Leitlinien und -Techniken im Sinne eines Trai-

ningsprogramms fungieren.

Aspekte zur Betreuung von HIV-infizierten

und an AIDS erkrankten Kinder in Voll- und Ta-

gespflegestellen fàhrte Herr Widemann vom Se-
nat fàr Jugend und Familie in Berlin aus: Von ins-

gesamt ungefÇhr 65.000 Pflegekindern in der

BRD befÇnden sich zur Zeit 40-60 infizierte Kin-

der in Pflegeinstitutionen, 2-3 infizierte Kinder in

Tagespflegestellen und 40-60 infizierte Kinder

lebten bei ihren GroÉeltern. Er wies auf die merk-

wàrdige Relation von dieser insgesamt niedrigen

Zahl zu der hohen PublizitÇt hin, die diese Kinder

derzeit in den Medien genieÉen wàrden. Die Màt-

ter dieser infizierten Kinder seien inaller Regel al-

leinstehend, drogenabhÇngig, sehr stark isoliert,

und der Kinderwunsch wird hÇufig als Sinngebung
des eigenen Lebens gesehen. Fàr Widemann hat
die Unterstàtzung der Màtter bei dem Bemàhen
um ein weiteres Zusammenleben mit den infizier-
ten Kindern auf jeden Fall Vorrang.

Eine Reihenuntersuchung auf HIV-AntikÖrper
bei Pflege- und Adoptionswilligen wies Wide-
mann strikt zuràck. Weiterhin sei fraglich, ob die
langen Klinkaufenthalte und aufwendigen dia-
gnostischen Verfahren, die hÇufig wohl eher der
klinischen und epidemiologischen Forschung
dienten als dem Wohl der betroffenen Kindern,
notwendig und zutrÇglich seien.

Bezàglich der Situation HIV-Infizierter und
AIDS-Kranker in Haftanstalten fàhrte Herr Dr.
Rex aus, daÉ von den 10.000 Inhaftierten etwa 500
MÇnner und 50 Frauen HIV-positiv seien. Ihre
Unterbringung erfolge in EinzelhaftrÇumen. Ein
Testangebot werde allen Strafgefangenen nach-
haltig ÅofferiertÑ. Von den inhaftierten Droge-
nabhÇngigen scien 44 Prozent derzeit HIV-posi-
tiv, wobei Frauen prozentual stÇrker betroffen
seien als MÇnner. Die Infektion werde dem/der
Sexualpartner/in gegenàber hÇufig verschwiegen.
Dr. Rex sprach sich gegen den Einsatz von Metha-
don-Programmen im Bereich der Justizvollzugs-
anstalten aus.

In ihrem Beitrag zur Situation der Prostitu-
ierten stellten die Vertreterinnen der ÅHydraÑ
noch einmal ausdràcklich fest, daÉ nicht droge-
nabhÇngige Prostituierte keineswegs zu den
Hauptbetroffenengruppen gehÖrten. Es gÇbe
hierfàr keinen empirischen Nachweis. ÅHydraÑ
beklagte, daÉ ein hoher Prozentsatz von MÇnnern
nach wie vor Geschlechtsverkehr ohne Schutz
durch PrÇservative fordere. Es sei die Prostitu-
ierte, der die Verantwortung fàr den Infektions-
schutz allein aufgebàrdet wàrde und die zugleich
gefÇhrdeter sei, als der Freier selbst. ÅHydraÑ
machte nachdràcklich auf die grundsÇtzlichen
Probleme der Prostituierten aufmerksam, denen
durch spezielle Verordnungen, gesellschaftliche
und rechtliche Ausgrenzung ein sozial- und finan-
ziell abgesichertes Leben nicht mÖglich sei.
So sehr auch die Fàlle von Einzelinformationen

fàr die Teilnehmer/innen von Interesse war, blieb
doch ein unbefriedigendes Gefàhl àber die Ta-
gung zuràck. Die Plazierung und Ausfàhrlichkeit
der medizinischen Themen zu Beginn des Kon-
gresses zeichneten eindeutig eine inhaltliche Ge-
wichtung vor; die sozialwissenschaftlichen

Aspekte wurden dadurch ÅzweitrangigÑ.

Kritisch zu beurteilen ist auch das prÇsentierte

Datenmaterial: Alle referierten Untersuchungen
wurden mit statistisch schr kleinen Gruppen
durchgefàhrt; eine Verallgemeinerung ist daher
kaum zulÇssig. Wird sie dennoch vorgenommen,
ist die politische Ausrichtung besonders zu beach-
ten.
DaÉ bei einem wissenschaftlichen KongreÉ

àber Frauen und Kinder hauptsÇchlich MÇnner

das Wort fàhren, ist bekanntlich - leider - immer
noch eher die Regel. Hoffentlich war es dennoch

Ermutigung und AnstoÉ fàr viele, sich kànftig mit

der Thematik intensiver zu befassen.
Detlef Kunert

Annette Rethemeier

Hinweise auf

Publikationen

Kontrazeption mit
der Diaphragmamethode

In diesem Sonderdruck der Zeitschrift gy-

nÇkologische praxis 11, 437-446 (1987) infor-

miert Thomas Georg SchÇtzler, Arzt beim

Essener Beratungszentrum der Arbeiter-

wohlfahrt fàr Familienplanung, Schwanger-
schaftskonflikte und Fragen der SexualitÇt,
àber die Grundlagen der Diaphragmame-
thode (Indikationen, Kontraindikationen,

Vorteile und Risiken, Sicherheitl) und gibt
Anregungen fàr die Praxis der Diaphrag-

maanpassung (Kontrazeptionsberatung, gy-
nÇkologische Untersuchung, Anpassung,

Verhaltensanleitungen). Der mit zahlrei-
chen Abbildungen versehene Sonderdruck
ist erhÇltlich àber: gynÇkologische praxis.

Zeitschrift fàr Frauenheilkunde und Ge-
burtshilfe, Bàrkleinstr. 12, 8000 Mànchen.
Die Zeitschrift ist auÉerdem in grÖÉeren

Bibliotheken zu finden und kann auch àber

Fernleihe angefordert werden.

Struktur und Bedeutung der
AIDS-Hilfsorganisationen in
der Bundesrebublik Deutschland

Diese von der Deutschen AIDS-Hilfe
e.V. herausgegebene Studie von Anke
Wàbker entstand im Rahmen einer wissen-
schaftlichen Hausarbeit an der UniversitÇt

Osnabràck und bietet anhand von Zahlen
und Fakten einen Gesamtàberblick àber
strukturelle, gesellschaftspolitische, soziale
und medizinische Aspekte der AIDS-Hilfe-
Arbeit.
Anfragen hierzu sind zu richten an Deut-

sche AIDS-Hilfe e. V., Nestorstr. 8-9, 1000
Berlin 31.

Deutscher PartitÇtischer
Wohlfahrtsverband:

Partnerfàr soziale Arbeit

Diese kàrzlich erschienene Publikation

enthÇlt die wichtigsten Informationen àber

den Deutschen ParitÇtischen Wohlfahrts-
verband (DPWV), dem auch Pro Familia als
Mitgliedsorganisation angehÖrt.

Neben Geschichte, Struktur, Aufgaben

und Ziele sowie ausgewÇhlten Arbeitsgebie-
ten des DPWV werden 116 àberregionale

Mitgliedsorganisationen und ihr Selbstver-

stÇndnis dargestellt.
Zu beziehen àber den Deutschen ParitÇti-

schen Wohlfahrtsverband, Heinrich-Hoff-

mann-Str. 3, 6000 Frankfurt am Main.

Einzelpreis: DM 24,80 (bei Mehrab-

nahme gelten verbilligte Preise). ExL;
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Viele der aus politischen und wirtschaftli-

chen Grànden aus Vietnam geflàchteten

Menschen gelangten zuerst nach Hongkong,

strebten aber von da in der Regel eine Wei-

terreise nach Nordamerika, Europa oder

Australien an. Der Aufenthalt der meisten

Flàchtlinge wird in Hongkong als illegal be-

trachtet, und viele Menschen màssen oft

jahrelang auf engem Raum hinter Gittern in

Lagern leben, beabsichtigt unkomfortabel,

um nicht eine Sogwirkung zu verstÇrken.

Die Familienplanungsorganisation in Hong-

kong hat mit Unterstàtzung des Hohen

Kommisars der Vereinten Nationen fàr das

Flàchtlingswesen fàr diese Flàchtlinge einen

Beratungsdienst aufgezogen.

Da die Flàchtlinge in der Regel nicht Chi-

nesisch sprechen, bedient man sich bei der

Beratungsarbeit ihrer eigenen Sprache.

Auch wurden schriftliche Informationen

àber Verhàtungsmethoden entwickelt, die

uns von den Kollegen in Hongkong gern bei

Bedarf zur Verfàgung gestellt werden. Wer

also vietnamesische Flàchtlinge zu beraten

und deshalb an diesen Materialien Interesse

VÇinnet v& k& hoach gia dihh vÇ sutc khde

77Ai

Pra

hat, solle sich beim Bundesverband der Pro

Familia melden.

RedaktionsschluÉfàr

die nÇchsten Ausgaben

Die redaktion freut sich àber jeden

Beitrag aus dem Kreis des Leserinnen

und Leser, auch àber Leserbriefe (die

sollten mÖglichst kurz gehalten sein,

damit Kàrzungen nicht erforderlich

sind).

Heft 3/88 zum Thema ÅBeraten

Frauen anders?Ñ erscheint Anfang

Mai. Das Schwerpunktthema ist re-

daktionell abgeschlossen. Aktuelle

Kurzberichte kÖnnen bis zum 25.

MÇrz eingeschickt werden.

Heft 4/88 zum Thema ÅJugendsexuali-

tÇt: Erziehung durch AIDS?Ñ er-

scheint Anfang Juli. Redaktions-

schluÉ fàr BeitrÇge zum Schwerpunkt-

thema ist der 5. April, fàr aktuelle

Kurzberichte der 27. Mai.

=

ausgehenden Besonderheiten.

erkennen kÖnnen.

Ein Ratgeber fàr die Monate
vor und nach der Geburt

Gerd } Holtsmever Verlag

Gisela Danz, Maria Theobald:

EmpfÇngnisregelung und Partnerschaft.

24,80 DM (ISBN 3-923722-23-0)

Elisabeth Bannas:

ter-Ideologie.

10,Ü DM

Monika Simmel (Hrsg.):

Weibliche SexualitÇt

24,80 DM (ISBN 3-923722-24-9) 24,80 DM

Bàcher aus dem Verlag, in dem auch das
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